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Vorwort des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung (BMBF) zur  
Broschürenreihe „Regionales Übergangs-
management“

Nicht nur für das Leben jedes einzelnen jungen 
Menschen sind eine gute berufliche Ausbildung 
und ein erfolgreicher Berufsabschluss von ent-
scheidender Bedeutung. Vielmehr ist eine solide 
ausgebildete nachwachsende Generation eine 
wichtige Basis für die gesamtgesellschaftliche 
Entwicklung, insbesondere im Hinblick auf die 
in Wirtschaft und Verwaltung dringend benö-
tigten und rarer werdenden Fachkräfte. Am 
Erreichen des Ziels „Ausbildung für alle“ müs-
sen wir deswegen konsequent weiter arbeiten.

Im Jahr 2006 appellierte die Arbeitsgruppe Regi-
onales Übergangsmanagement des vom BMBF 
eingerichteten Innovationskreises berufliche Bil-
dung an die bildungs- und arbeitsmarktpoliti-
schen Akteure auf lokaler und regionaler Ebene, 
durch eine verbesserte Abstimmung von Ange-
boten und politischen Maßnahmen Jugendlichen 
den Übergang von der Schule in Ausbildung und 
Erwerbsarbeit zu erleichtern (BMBF 2007: 
14 –15). In Umsetzung dieser Empfehlungen 
startete das BMBF im Jahr 2008 im Rahmen der 
Nationalen Qualifizierungsinitiative das Pro-
gramm Perspektive Berufsabschluss mit den För-
derinitiativen Regionales Übergangsmanagement 
und Abschlussorientierte modulare Nachquali
fizierung.

Durch die wissenschaftlichen Begleitungen die-
ser beiden Förderinitiativen werden die beteilig-
ten Akteure – das BMBF, der Projektträger im 
Deutschen Zentrum für Luft und Raumfahrt 
(DLR) sowie die Initiativen selbst – unterstützt 
und beraten. Bereits während der laufenden Um-
setzung können so „reife Problemlösungen“ iden-
tifiziert und der Fachöffentlichkeit zugänglich 
gemacht werden. Zu diesem Zweck wurde – er-
gänzend zu den Newslettern des Programms und 
Veröffentlichungen in Fachzeitschriften – eine 
Broschürenreihe konzipiert, in der auch die vor-
liegende Publikation erscheint. Ich wünsche mir, 
dass sie dazu beiträgt, den Zugang bildungsbe-
nachteiligter Jugendlicher und junger Erwach-
sener zur Berufsausbildung weiter zu verbessern.

Peter Munk 
Referat „Jugendliche mit schlechteren 
Startchancen; Innovationen in der beruflichen  
Weiterbildung; Arbeitsmarkt“
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In der Broschürenreihe Regionales Übergangsmanage-

ment veröffentlicht das Deutsche Jugendinstitut Bei-

träge aus der wissenschaftlichen Begleitung der För-

derinitiative Regionales Übergangsmanagement im 

BMBF-Programm Perspektive Berufsabschluss. 

Das Programm Perspektive Berufsabschluss und die in 

diesem Rahmen publizierten Beiträge werden aus  

Mitteln des Bundesministeriums für Bildung und For-

schung und aus dem Europäischen Sozialfonds der 

Europäischen Union gefördert. Durchgeführt wird das 

Programm vom projektträger im Deutschen Zentrum 

für Luft- und Raumfahrt (DLR).

„Der Europäische Sozialfonds ist das zentrale arbeits-

marktpolitische Förderinstrument der Europäischen 

Union. Er leistet einen Beitrag zur Entwicklung der  

Beschäftigung durch Förderung der Beschäftigungs

fähigkeit, des Unternehmergeistes, der Anpassungs

fähigkeit sowie der Chancengleichheit und der Inves-

titionen in die Humanressourcen.“
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Jugendliche mit  
Migrationshintergrund 
im Übergang Schule – 
Berufsausbildung

1
Einführung zu diesem Band

Birgit Reißig  / Elke Schreiber

Ausgangssituation
Der erste Nationale Bildungsbericht, der die Situation von 
Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
im deutschen Bildungssystem zum Schwerpunktthema 
hatte, wies vor dem Hintergrund der demographischen 
Entwicklung der erfolgreichen Integration von Migran-
tinnen und Migranten in das Bildungs-, Ausbildungs- 
und Erwerbssystem eine zukunftsbestimmende Rolle zu. 
Zugleich wurde betont, dass Beiträge hierzu nicht allein 
durch die Bildungseinrichtungen zu leisten sind, sondern 
es dafür einer gemeinsamen Anstrengung der Politik 
sowie dem ökonomischen und sozialen Umfeld bedürfe 
(Konsortium Bildungsberichterstattung 2006: 137). Der 
(dritte) Nationale Bildungsbericht 2010 konstatiert ein 
Fortbestehen der Benachteiligungen von Kindern mit 
Migrationshintergrund im deutschen Bildungssystem. 
Es bestehe ein beträchtliches Gefälle beim Zugang zu 
höheren Bildungsgängen zwischen Jugendlichen 
deutscher und nichtdeutscher Herkunft: Kinder mit 
Migrationshintergrund sind an Gymnasien unterreprä-
sentiert und finden sich – selbst bei gleichem sozio-öko-
nomischen Status – bis zu doppelt so häufig in Haupt-
schulen wie Kinder ohne Migrationshintergrund (Auto-
rengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 9). 

Gute und möglichst hochwertige Schulabschlüsse bilden 
die Grundlage für einen gelingenden Übergang in eine 
Berufsausbildung. Benachteiligungen von jungen Mig-
rantinnen und Migranten im Schulsystem setzen sich 
auf dem weiteren Bildungs- und Ausbildungsweg fort. 
67 Prozent der Ausbildungsinteressenten mit Migra
tionshintergrund und Hauptschulabschluss gelingt der 
direkte Zugang in Ausbildung nicht, sondern sie mün-
den erst einmal in Bildungsgänge ein, die der Bildungs-
bericht dem „Übergangssystem“ zurechnet (ebd).

Jugendliche mit Migrationshintergrund sind in den 
Schulformen (Haupt- und Förderschulen) überrepräsen-
tiert, von denen aus sich die Zugänge in Ausbildung als 
schwierig darstellen. Sie stellen einen überproportional 
hohen Anteil der Jugendlichen, die die allgemeinbilden-
den Schulen ohne Abschluss verlassen. Sie weisen nicht 
nur deutlich verzögerte Übergänge in eine Ausbildung 
sondern auch eine weitaus geringere Ausbildungsbetei-
ligung im Vergleich zu Jugendlichen ohne Migrations-
hintergrund auf. Die Ausbildungsbeteiligungsquote aus-
ländischer Jugendlicher betrug im Jahr 2008 32,2 Pro-
zent, die der deutschen Jugendlichen 68,2 Prozent (Die 
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flücht-
linge und Integration 2010: 595). Unter den 25- bis 
34-Jährigen mit Migrationshintergrund hatten im Jahr 
2008 37,3 Prozent keinen Berufsabschluss. In derselben 
Altersgruppe ohne Migrationshintergrund waren es nur 
10,8 Prozent (ebenda: 125).

Entwicklungen in der Förderinitiative Regionales 
Übergangsmanagement
Das BMBF hat im Jahr 2008 das Programm Perspektive 
Berufsabschluss mit den Förderinitiativen Regionales Über-
gangsmanagement und Abschlussorientierte modulare Nach-
qualifizierung gestartet. An den (bis zum ersten Halbjahr 
2010) 27 Standorten des Regionalen Übergangsmanage
ments variieren der Anteil und die Zusammensetzung der 
Personen mit Migrationshintergrund in den für den 
Übergang Schule – Berufsausbildung relevanten Alters-
jahrgängen erheblich. So übersteigt beispielsweise in den 
ostdeutschen Großstädten der Anteil der Personen mit 
Migrationshintergrund in der hier interessierenden 
Altersgruppe kaum zehn Prozent. Dagegen stellen in den 
Ballungsräumen Westdeutschlands Jugendliche aus 
Zuwandererfamilien z.T. über 80 Prozent der Haupt-
schüler/innen in den Entlassschuljahren.

Anknüpfend an ihre Vorarbeiten und ausgehend von 
unterschiedlichen Ausgangssituationen haben sich die 
Standorte in der Förderinitiative Regionales Übergangs-
management in den ersten zwei Jahren ihrer Arbeit schwer-
punktmäßig mit den folgenden Anforderungen ausein-
andergesetzt, die folgenden Handlungsfelder bearbeitet: 
•	 Sie entwickelten Strukturen und Prozesse einer ak-

teursübergreifenden Koordination und Kooperation. 
•	 Sie klärten, welcher Handlungsbedarf in der Kommu-

ne oder im Landkreis sich aus den Übergangsverläu-
fen Jugendlicher zwischen Schule und Ausbildung 
ergibt, und entwickelten Verfahren, Übergangsma-
nagement systematisch durch Daten über Übergangs-
verläufe zu unterfüttern. 

•	 Sie schafften Transparenz über lokale Angebotsstruk-
turen. 

•	 Sie arbeiteten an der Verbesserung der Angebotsstruk-
tur des Übergangssystems.

Gute und möglichst hochwertige 
Schulabschlüsse bilden die 
Grundlage für einen gelingenden 
Übergang in eine Berufsaus
bildung. Benachteiligungen von 
jungen Migrantinnen und  
Migranten im Schulsystem setzen 
sich auf dem weiteren Bildungs- 
und Ausbildungsweg fort.
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Alle Vorhaben im Programm Pers-
pektive Berufsabschluss stehen vor der 
Anforderung, zur Beseitigung  
geschlechts- oder herkunftsbeding-
ter Benachteiligungen beizutragen. 
Welche Aktivitäten zur Beseitigung 
herkunftsbedingter ​Benachteiligun-
gen lassen sich in der Förderinitiati-
ve Regionales Übergangsmanagement  
in den genannten Handlungsfeldern 
bisher beobachten?

Beim Aufbau von Strukturen und 
Prozessen einer akteursübergreifen-
den Kooperation ist die Beteiligung 
von Migrantinnen und Migranten 
bisher eher unbefriedigend. In den 
Arbeitsstäben der Vorhaben sind (von 
Ausnahmen abgesehen) Fachkräfte 
mit Migrationshintergrund unterre-
präsentiert. Dies gilt nicht nur für 
die ostdeutschen Standorte, an de-
nen Menschen mit Migrationshin-
tergrund nur einen geringen Anteil 
der Bevölkerung stellen, sondern 
auch für westdeutsche Standorte, an  
denen durch die Zusammensetzung 
der Schülerschaft an Haupt- und För-
derschulen Jugendliche aus Zuwan
dererfamilien faktisch die zentrale 
Zielgruppe des Übergangsmanage-
ments sind.

Wie sind Migrantinnen und Migran-
ten in den Koordinationsgremien des 
regionalen Übergangsmanagements
vertreten? Da sich die Gremien in 
der Regel aus Personen mit Leitungs-
verantwortung zusammensetzen, 
spiegeln sich in der Gremienzusam-
mensetzung die Aufstiegschancen für 
Migrantinnen und Migranten der in 
den Gremien vertretenen Institutio-
nen wider. Das bedeutet: Sie sind nur 
zu geringen Anteilen vertreten.

In welcher Weise ist Integrationspo-
litik in den Gremien verankert? Kom-
munale Integrationsbeauftragte ha-
ben an vielen Standorten in den Ko-
ordinationsgremien Sitz und Stim
me. Dennoch stellt eine explizite  
Verknüpfung des Übergangsmanage
ment mit einer kommunalen Integ-
rationspolitik in der Förderinitiative 
bisher noch die Ausnahme dar.

Im November 2009 hat das BMBF 
darum in das Programm Perspektive 
Berufsabschluss ein Begleitprojekt Mit 
MigrantInnen für MigrantInnen – In-
terkulturelle Kooperation zur Bildungs-
integration aufgenommen. Seit Be-
ginn 2010 werden an fünf Standor-
ten der Förderinitiative Verfahren 
einer besseren Beteiligung von Mig-
rantenorganisationen am regionalen 
Übergangsmanagement erprobt. Die 
dabei gewonnenen Erfahrungen 
sollen in einem zweiten Schritt an 
den übrigen Standorten genutzt 
werden.

Welche Aktivitäten wurden zur Ver-
besserung der Datenbasis zur den 
Übergangswegen Schule – Berufsaus-
bildung für Jugendliche mit Migra-
tionshintergrund eingeleitet? Ein 
Hindernis für präzise Diagnosen zu 
deren Wegen im Übergang Schule – 
Berufsausbildung bestand bis vor  
wenigen Jahren darin, dass eine 
nichtdeutsche Herkunft in der Bil-
dungsstatistik (und bis 2005 auch im 
Mikrozensus) ausschließlich anhand 
des Indikators Staatsangehörigkeit 
erfasst wurde. Das hatte zur Folge, 
dass z.B. die zweitgrößte Migranten-
gruppe unter den Schülern – die Aus-
siedlerjugendlichen – in der Statistik 
unsichtbar war (Kuhnke/Schreiber 
2008). Dasselbe galt für die wach-
sende Zahl von Jugendlichen aus 
„Gastarbeiterfamilien“, die die deut-
sche Staatsangehörigkeit erworben 
hatten.

Die Vorhaben der Förderinitiative 
haben sich dieser Problematik expli-
zit zugewandt: In Schülerbefragun-
gen an Standorten der Förderinitia-
tive wird der Migrationshintergrund 
nach der neuen Definition des Sta-
tistischen Bundesamtes (die/der Ju-
gendliche selbst oder ein Elternteil 
ist nicht in Deutschland geboren) er-
hoben. Zusätzlich wird meist auch 
das Herkunftsland der Familie und 
bei jugendlichen Zuwanderern der 
ersten Generation der Zeitpunkt der 
Zuwanderung erhoben. Dies ermög-
licht Diagnosen, die der Vielfalt von 
Migrationsgeschichten eher gerecht 
werden als allein die Unterscheidung 

„ohne bzw. mit Migrationshinter-
grund“.

Eine Auswertung der an den Stand-
orten der Förderinitiative generier-
ten Daten öffnet darüber hinaus den 
Blick auf die geschlechtsspezifischen 
Ausprägungen von Bildungswegen 
in beiden Teilsystemen der beruf
lichen Bildung: Dem dualen System 
(eher eine Domäne der jungen Män-
ner) und dem berufsschulischen 
Qualifizierungssystem (in dem über-
wiegend junge Frauen ausgebildet 
werden). Diese geschlechtsspezi
fischen Segmentierungen werden 
überlagert durch Unterschiede in den 
Präferenzen bzw. Zugangsmöglich-
keiten zu den beiden Systemen für 
junge Migrantinnen und Migranten 
aus unterschiedlichen Herkunftslän-
dern. Insbesondere an Standorten in 
Nordrhein-Westfalen, wo zur Daten-
generierung „Anmeldesysteme“ ein-
gesetzt werden und vollzeitschulische 
Ausbildungsgänge an Berufskollegs 
die quantitativ wichtigste Anschluss-
station für Hauptschulabsolventen 
darstellen, können diese Daten zur 
Aufklärung von geschlechts- oder 
herkunftsbedingten Benachteiligun-
gen in den Ausbildungssystemen ge-
nutzt werden.

Die Herstellung von Transparenz 
über Angebote und Maßnahmen an 
den Standorten der Förderinitiative 
beinhaltete auch die Frage, welche 
spezifischen Angebote für junge Mi-
grantinnen und Migranten im Über-
gang Schule – Beruf vorhanden sind. 

Für Absolventinnen der 
Hauptschule konzentrieren 
sich die Einmündungen in 
Ausbildung auf ein enges 
Spektrum von „typischen 
Frauenberufen“.

Schwieriger in Bestandsaufnahmen 
zu erfassen war, ob Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund durch nicht 
offen gelegte Förder- oder Selekti-
onsmechanismen der Zugang zu be-
stimmten Lernangeboten erschwert 
oder erleichtert wird. Solche Diag-
nosen konnten nur in den an weni-
gen Standorten realisierten Evalua-
tions- oder Verlaufsuntersuchungen 
realisiert werden.

Gleichwohl eröffneten die durchge-
führten Bestandsaufnahmen – ins-
besondere wenn sie mit Ergebnissen 
anderer Erhebungen verknüpft wur-
den – den Blick auf besondere Zu-
gangsbarrieren für Jugendliche aus 
Migrantenfamilien. Auf der Grund-
lage der Analysen erarbeiteten die 
Vorhaben Empfehlungen zur Iden-
tifizierung und Beseitigung von 
Lücken und Bruchstellen bei der 
Begleitung, Unterstützung und Be-
ratung von Schülerinnen und Schü-
lern mit Migrationshintergrund wäh-
rend der Schulzeit und nach ihrer 
Schulentlassung.  Zudem werden die 
Bestandsaufnahmen gezielt für die 
Beratung der jungen Migrantinnen 
und Migranten und ihrer Eltern und 
für die Kooperation mit Migranten-
organisationen eingesetzt. Dazu wur-
den die Ergebnisse von Bestandsauf-
nahmen auch in andere Sprachen 
übersetzt und veröffentlicht. 

Ergebnisse aus Schulabsolventenbe-
fragungen in zwei Großstädten (in 
Ost- und Westdeutschland) in der  
Förderinitiative zeigen, dass es zwi-

schen Regionen große Unterschiede 
in der Zahl und Zusammensetzung 
der jungen Migranten (nach Her-
kunftsländern und dem Zeitpunkt 
der Zuwanderung) gibt (Gaupp/Gei-
er 2008; Kuhnke/Reißig 2007). Ju-
gendliche aus verschiedenen Her-
kunftsländern hatten unterschiedli-
che Pläne für die Zeit nach der Schu-
le: Hauptschüler/innen türkischer 
Herkunft zeigten ein großes Interes-
se an einem weiteren Schulbesuch 
und dem Erwerb höherer Schulab-
schlüsse, junge Aussiedler/innen mit 
Hauptschulbildung waren eher an 
einer unmittelbar an die Pflichtschul-
zeit anschließenden Berufsausbil-
dung interessiert. Diese Ergebnisse 
verdeutlichen, dass die regionalen 
Angebotsstrukturen immer auch an 
den Zielen und Wünschen der Ju-
gendlichen auszurichten sind. 

Große Unterschiede gab es auch bei 
den Platzierungen in Ausbildung. 
Insbesondere für Absolventinnen der 
Hauptschule – und verstärkt noch 
einmal bei den ​jungen Frauen mit 
Migrationshintergrund – konzent-
rierten sich die Einmündungen in 
Ausbildung auf ein eng eingegrenztes 
Spektrum von „typischen Frauen
berufen“ (Pfeiffer/Kaiser 2009). Vor 
dem Hintergrund der demographi-
schen Entwicklung und des erwarte-
ten Fachkräftemangels, werden Ini-
tiativen benötigt, das Berufswahl-
spektrum von Mädchen (wie auch 
von Jungen) zu erweitern und junge 
Frauen für eine Ausbildung z. B. 
in  qualifikatorisch anspruchsvollen 

technischen Ausbildungsberufen zu 
gewinnen. An den Standorten der 
Förderinitiative befinden sich solche 
Initiativen bisher noch in der Start-
phase (so gibt es in Stuttgart einen  
entsprechenden Beschluss des Ge-
meinderats). Mit der Implementie-
rung des Programms STARTKLAR 
an den Standorten in Nordrhein-
Westfalen soll dort an den Haupt-
schulen eine substantielle Verbes
serung der Berufsorientierung in 
diese Richtung erfolgen.

Die Bestandsaufnahmen belegen das 
Fortbestehen einer Reihe von kriti-
schen Schwachstellen bei der Vorbe-
reitung von Jugendlichen mit Mig-
rationshintergrund auf den Über-
gang in Ausbildung, die in den  
Aktivitäten der Vorhaben aufgegrif-
fen werden. Konsistente Strategien, 
im Rahmen des Übergangsmanage-
ments solche Benachteiligungen  
abzubauen, sind in Vorbereitung. 
Stichworte sind Sprachförderung, 
Organisation von Patenschaften oder 
Mentoring und die Verbesserung der 
Elternbeteiligung. 
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Zum Inhalt dieser Broschüre
Die vorliegende Broschüre greift zum 
einen Erfahrungen und Ergebnisse 
aus der Förderinitiative auf. Zum an-
deren werden auch Einsichten zu-
gänglich gemacht, die außerhalb der 
Förderinitiative  gewonnen wurden. 
Alle Beiträge sollen Anregungen und 
Ideen für die weitere Umsetzung und 
Gestaltung von regionalem Über-
gangsmanagement geben. Es werden 
Handlungsfelder, Spielräume und 
Gestaltungspotenziale einer regiona-
len Integrationspolitik vorgestellt 
und beleuchtet, aber auch die Hin-
dernisse und Risiken, die in verschie-
denen Bereichen und Arbeitsfeldern 
überwunden werden müssen. Die 
vorgestellten Praxisbeispiele bieten 
keine allgemein gültigen Erfolgsre-
zepte, sie illustrieren jedoch die Viel-
falt von an unterschiedliche Bedürf-
nisse und Rahmenbedingungen an-
gepassten Strategien einer gelingen-
den und nachhaltigen Integration 
durch Bildung und Ausbildung.

Folgende Themen werden dabei be-
handelt:
•	 Die Situation von Migrantinnen 

und Migranten mit Hauptschul-
bildung am Übergang Schule – 
Ausbildung, 

•	 Interkulturelle Schulentwicklung 
als eine Antwort auf diese Situation,

•	 Strategien zu einer verstärkten Re-
krutierung von Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund für eine 
betriebliche Ausbildung und zu ei-
ner Verbesserung der Bedingun-
gen für das Gelingen einer betrieb-
lichen Ausbildung.

Die Terminologie, die bei der Dis-
kussion zur Integration von Migran-
tinnen und Migranten verwendet 
wird, ist vielfältig. Oft geht dies mit 
der Unsicherheit seitens der Akteu-
re einher, welche spezifischen Inhal-
te welche Begriffe transportieren und 
wo überhaupt Unterschiede liegen. 
Das Programm Perspektive Berufs
abschluss benutzt den Begriff des Cul-
tural Mainstreamings, der ausdrück-
lich den Querschnittsaufgabencha-
rakter betont. Cultural Mainstrea-
ming wird – analog zum Prinzip des 
Gender Mainstreaming –  als Teil ei-
ner Strategie verstanden, die Vielfalt 
nicht als Problem sondern als Res-
source betrachtet. In ihrem einleiten-
den Beitrag gibt Doris Nahawandi 
einen Überblick zu den Bedeutun-
gen von Begriffen wie „Interkulturelle 
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Öffnung“, „Interkulturelle Kompe-
tenz“, „Cultural Mainstreaming“ 
und „Diversity Management“ und 
deren Implikationen für Integrati-
onspolitik und pädagogische Inter-
ventionen. 

Für die Gestaltung eines regionalen 
Übergangsmanagements gilt es, eine 
verlässliche Datenbasis zu schaffen, 
um bezogen auf die Kommune oder 
den Landkreis die Entwicklungen 
und Handlungsbedarfe ausmachen 
zu können. Dies schließt die Infor-
mationsgewinnung über die Situa
tion von Migrantinnen und Migran-
ten an der Schwelle zur Berufsausbil-
dung ein. Es reicht nicht, deren 
Anteil an den Schülern unterschied-
licher Bildungsgänge zu erfassen. 
Benötigt werden auch Informatio-
nen über Herkunftsländer, über Zeit-
punkte und Umstände der Zuwan-
derung nach Deutschland, über 
Bildungsbiographien und Zukunfts-
pläne der Jugendlichen und über die 
Unterstützungsmöglichkeiten, die 
den Jugendlichen beim Übergang aus 
der Schule zugänglich sind.  

Auf der Basis der Daten des DJI-
Übergangspanels stellen Nora Gaupp, 
Tilly Lex und Birgit Reißig die Situ-
ation von jungen Migrantinnen und 
Migranten mit Hauptschulbildung 
am Übergang Schule – Beruf dar. Im 
Besonderen werden die Pläne und 
Wege für die zwei zahlenmäßig größ-
ten Migrantengruppen – Jugendliche 
türkischer Herkunft und Aussiedler/
innen – vorgestellt. 

Das Programm Perspektive Berufs
abschluss zielt auf die Verbesserung 
von Strukturen. Cultural Mainstre-
aming wird als Querschnittsaufgabe 
verstanden. Das stellt die Anforde-
rung an die Akteure vor Ort, bei al-
len Aktivitäten des regionalen Über-
gangsmanagements immer zu beach-
ten und zu prüfen, welche Auswir-
kungen diese Aktivitäten für die Lage 
von Migranten haben. Rita Panesar 
und Gottfried Eich geben einen sy-
noptischen Überblick, was die Auf-
gabe des Cultural Mainstreaming im 
regionalen Übergangsmanagement 

Literatur zum Thema

beinhalten kann, und welche kon-
kreten Umsetzungsschritte angezielt 
werden sollten. 

Die bisherige Arbeit der Förderiniti-
ative hat deutlich gemacht, dass die 
Gestaltung der Strukturen des Über-
gangssystems in der Schule beginnen 
muss. Dort können fast alle Jugend-
lichen erreicht werden, und es kann 
auf die Qualität der Vorbereitung auf 
den Übergang Einfluss genommen 
werden. Die Erfahrungen der För-
derinitiative zeigen, dass Schulent-
wicklungsprozesse mit dem Ziel ei-
ner besseren Vorbereitung auf den 
Übergang in Ausbildung als gemein-
same Aufgabe des gesamten Kollegi-
ums und des/der Schulleiters/Schul-
leiterin umgesetzt werden müssen. 
Diese Anforderung formuliert auch 
Claudia Schanz in ihrem Beitrag zur 
interkulturellen Schulentwicklung. 
Schule muss diese als gesamte Orga-
nisation in den Blick nehmen und 
Entwicklungsprozesse für die gesam-
te Organisation anstoßen. Es geht 
dabei nicht darum, die Herstellung 
von Homogenität anzustreben, son-
dern sprachliche, kulturelle und so-
ziale Heterogenität als Potenzial zu 
begreifen, das Schulen für die Qua-
litätsentwicklung nutzen können. 

Die Ergebnisse des DJI-Übergangs-
panels zeigen, dass (auch) für Jugend-
liche mit Migrationshintergrund die 
eigenen Eltern als Gesprächspartner 
und Ratgeber am Übergang Schule 
– Berufsausbildung von zentraler 
Bedeutung sind. Gleichzeitig sind die 
Jugendlichen sich auch der Tatsache 
bewusst, dass ihre Eltern – aus unter-
schiedlichen Gründen – diese Ratge-
berfunktion häufig nur eingeschränkt 
ausfüllen können. Das wirft die Fra-
ge auf, wie Eltern für die Wahrneh-
mung dieser Funktion unterstützt 
und gestärkt werden können.

Ulrike Süss, Susanne Felger und 
Khadija Huber stellen in ihrem Bei-
trag ein Modell vor, wie Eltern mit 
Migrationshintergrund systematisch 
in ihrer Rolle als Lern- und Berufs-
begleiter unterstützt werden können. 
Das Modell ist ein integraler Bestand-

teil der Weinheimer Bildungskette. 
Elternbeteiligung bildet dabei einen 
Schlüsselprozess, der von Beginn an 
mit Anforderungen an die Qualität 
der Umsetzung verknüpft wurde. 
Das Praxisbeispiel einer Hamburger 
Schule zur Gestaltung interkulturel-
ler Kommunikation, vorgestellt von 
Regine Seemann, schließt das Kapi-
tel zum Thema Schulentwicklung ab.
Jugendliche mit Migrationshinter-
grund sind in der betrieblichen Be-
rufsausbildung unterrepräsentiert. 
Dies gilt nicht nur für die Ausbil-
dung in privatwirtschaftlichen son-
dern auch in öffentlichen Betrieben, 
nicht nur für die Ausbildungen nach 
Berufsbildungsgesetz sondern auch 
für Ausbildungsgänge der öffentli-
chen Verwaltung, die nach Landes-
recht geregelt sind. Die geringen 
Anteile von Auszubildenden mit 
Migrationshintergrund in der Ver-
waltung und in öffentlichen Betrie-
ben in den Stadtstaaten und west-
deutschen Großstädten sind in be-
sonderer Weise auffallend, wenn man 
bedenkt, dass an vielen dieser Stand
orte der Anteil der Zuwanderer an 
den jüngeren Altersjahrgängen 50 
Prozent und mehr beträgt.

Vor diesem Hintergrund haben die 
beiden in der Förderinitiative vertre-
tenen Stadtstaaten Initiativen zur ver-
stärkten Rekrutierung von jungen 
Leuten mit Migrationshintergrund 
für die Ausbildung in der öffentli-
chen Verwaltung und in kommuna-
len Betrieben gestartet. Petra Lotz-
kat und Stefan Müller zeigen am Bei-
spiel der Initiative Wir sind Hamburg. 
Bist Du dabei?  welche Hindernisse 
dabei zu überwinden, welche Verfah-
ren dabei erfolgreich sind und wie 
der Anspruch einer leistungsfähigen 
Verwaltung mit dem Ziel der Besei-
tigung von Diskriminierungen ver-
binden lässt. 

Für das Gelingen der Ausbildung ist 
die Qualität der sozialen Beziehun-
gen im Ausbildungsbetrieb von gro-
ßer Bedeutung. Iris Bednarz-Braun 
und Ursula Bischoff berichten über 
Ergebnisse einer Befragung von 
Auszubildenden, die belegen, dass 

Auszubildende unterschiedlicher 
Herkunft ihre Beziehungen und das 
Lernen in Gruppen mit Auszubilden-
den aus unterschiedlichen Her-
kunftsländern in der Regel positiv 
bewerten. Die Qualität dieser Bezie-
hungen ist allerdings auch abhängig 
von Initiativen der Ausbildungsbe-
triebe zum besseren Kennenlernen 
unter den Auszubildenden und zur 
Verbesserung der Kooperation unter 
ihnen. Erfolgreiche Beispiele für sol-
che betrieblichen Initiativen werden 
beschrieben.
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Interkulturelle Öffnung, 
interkulturelle Kompetenz, 
Cultural Mainstreaming, 
Diversity Management –  
Ein Diskussionsbeitrag 

Doris Nahawandi

Jugendliche mit Migrationshintergrund: Wo liegen 
die Unterschiede, über die man immer spricht?
Wenn wir über unsere Zielgruppe sprechen, Jugendliche 
mit Migrationshintergrund, die zunehmend die Enkel 
von Zuwanderern sind, müssen wir in Betracht ziehen, 
dass hier eine „Hybridisierung“, eine Vermischung, statt-
gefunden hat. Diese Jugendlichen haben die Heimatlän-
der ihrer Eltern oder gar Großeltern in der Regel nur 
noch über den Urlaub erlebt. Sie haben die gleichen In-
teressen wie Jugendliche deutscher Herkunft, was ihre 
Kleidung angeht, was Musik angeht, was die Stars an-
geht usw. Wo liegen eigentlich die Unterschiede zu den 
gleichaltrigen Jugendlichen deutscher Herkunft? Sicher-
lich, die Migrantenjugendlichen essen vielleicht zu Hau-
se anderes Essen, sprechen vielleicht auch eine andere 
Sprache. Aber sie sind immer in der Lage, sich in dieser 
Gesellschaft zu bewegen, sie kennen die Spielregeln. 

Wo liegen nun eigentlich die Unterschiede, über die man 
immer spricht? Als frühere Beauftragte für Integration 
und Migration im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg hat-
te ich häufig Kontakt mit Schülerinnen und Schülern, 
beispielsweise mit Realschülern der 10. Klasse. Diese 
habe ich gefragt: „Sagt mal, seid ihr anders?“ oder „Wo 
seid ihr denn anders?“ und die Antwort war: „Wir sind 
überhaupt nicht anders, aber „die machen uns immer zu 
Anderen.“

Darum ist es wichtig sich zu fragen: Gibt es Unterschie-
de oder denken wir, es gibt Unterschiede? Und falls ja, 
wo liegen die Unterschiede? Zuschreibungen wie „die 
türkischen Jugendlichen sind so, die arabischen Jugend-
lichen sind so...“, diese Zuschreibungen gibt es natürlich 
auch in der Verwaltung. Es laufen immer bestimmte Fil-
me ab, wenn z.B. eine Frau mit Kopftuch erscheint, ohne 
dass man noch darüber nachdenkt, warum dieser Film 
jetzt abläuft. Hinzu kommt noch, dass auch in der öf-
fentlichen Debatte bestimmte Bilder immer wieder pro-
duziert werden. Und was alle in der Regel im Kopf haben 
ist die Idee: Menschen mit Migrationshintergrund ver-
ursachen Probleme. Häufig wird gedacht‚ „die Migran-
tinnen und Migranten“ sind das Problem, weil sie z.B. 
die Sprache nicht verstehen und deswegen auch die For-
mulare nicht verstehen. Die Unsicherheit der Verwal-
tung, wie mit diesem Sachverhalt umgegangen werden 
kann, führt dann schnell zu der Haltung, dass durch Mi-
grantinnen und Migranten der geregelte Gesamtablauf 
gestört wird und sie deswegen „das Problem“ sind.

Interkulturelle Öffnung, interkulturelle  
Kompetenz, Cultural Mainstreaming, Diversity 
Management
Interkulturelle Öffnung erfordert interkulturelle Kom-
petenz und fokussiert auf Menschen mit Migrationshin-
tergrund als Gruppe, und nur auf diese Gruppe. Danach 
ist interkulturelle Kompetenz Sensibilität im Umgang 
mit Menschen mit Migrationshintergrund. Wir sprechen 
dann beispielsweise von einem „kultursensiblen Um-
gang“. Das heißt auch, ein Verständnis für eine andere 
Herangehens- und Umgehensweise bei dem gleichen 
Sachverhalt zu entwickeln oder anders ausgedrückt, sich 
darüber im Klaren zu sein, dass es unterschiedliche Um-
gehensweisen  geben kann, ohne dass man diese wertet. 
Dazu gehört ebenfalls ein Verständnis für andere Befind-
lichkeiten und daraus resultierende Verhaltensweisen in 
der gleichen Situation. Ein weiteres Kompetenzmerkmal 
ist das Erkennen der speziellen Bedürfnisse der jewei
ligen Gruppe. 

Wenn man das zugrunde legt, dann ist zu überlegen: An 
welchen Stellen sind z.B Regelangebote anzupassen, da-
mit die  unterschiedlichen Bedürfnisse der verschiede-
nen Zielgruppen berücksichtigt werden? Möglicherwei-
se braucht man für bestimmte Bevölkerungsgruppen spe-
zielle Angebote, z.B. weil Frauen mit einem spezifischen 
Hintergrund sich nicht in ein Umfeld begeben wollen, 
in dem auch Männer anwesend sind (beispielsweise beim 
Schwimmen). Also braucht man möglicherweise ein spe-
zielles Angebot, einen Rahmen, der auch sie zum Kom-
men einlädt. Man sollte eigentlich immer schauen: Wie 
ist das Angebot? Deckt es die Bedürfnisse der heteroge-
nen Bevölkerung ab? Wenn man zu dem Schluss kommt, 
dass das nicht der Fall ist, dann müssen konzeptionelle 
Veränderungen vorgenommen werden. 

Ähnliche Fragen stellt auch das Cultural Mainstreaming. 
Cultural Mainstreaming meint in Anlehnung an das Kon-
zept des Gender Mainstreaming die Verpflichtung, un-
terschiedliche Lebenslagen – in diesem Fall von Men-
schen mit Migrationshintergrund – zu berücksichtigen. 

Der Kulturbegriff in Cultural Mainstreaming birgt aller-
dings auch das Risiko von Stereotypen: So wird z.B. bei 
der Frage, welche ethnischen Gruppen in welchem Um-
fang finanzielle Förderung erhalten, nach deren jeweili-
gen Bevölkerungsanteilen differenziert. Die unterschied-
lichen Gruppen, also z.B. türkischer Herkunft, arabi-
scher Herkunft, polnischer Herkunft etc, werden bei die-
sem Vorgehen als homogene Gruppen betrachtet. Bei 
der Betrachtung von Ethnien als homogene Gruppe bleibt 
die Vielfalt, die in den jeweiligen Gruppen existiert, un-
berücksichtigt. Dadurch besteht die Gefahr, dass Stereo-
typen reproduziert und nicht aufgebrochen werden. 

Was ist der Unterschied zwischen interkultureller Öff-
nung und Diversity Management? Der Diversity-Ansatz 

ist breiter. Er meint die Inklusion von Menschen, die we-
gen ihres Alters, einer Behinderung, ihres Geschlechts, 
ihrer sexuellen Orientierung, ihrer ethnischen Herkunft 
oder ihrer Religion von Ausgrenzung bedroht oder aus-
gegrenzt sind. Und positiv formuliert meint Diversity 
Management die Wertschätzung und die Anerkennung 
von Menschen mit all ihren Ressourcen und Potenzia-
len. Die Wertschätzung ihrer Fähigkeiten und Potenzi-
ale motiviert die ausgegrenzten Gruppen sich in das Ge-
meinwesen einzubringen, das wiederum führt zu Inno-
vationen und davon profitiert die gesamte Gesellschaft.

Diversity Management richtet den Blick auf Potenziale 
und nicht auf Defizite. Es ist ganz wichtig, dass wir da-
hin kommen, nicht immer nur defizitorientiert zu be-
werten (die Jugendlichen können nicht gut deutsch spre-
chen etc.). Man muss auch sehen, was bringen sie ein, 
und inwieweit ist eine andere Muttersprache eine Res-
source und eben kein Mangel? Wenn man sich für diesen 
Ansatz entscheidet, dann muss man sich auch klar dar-
über sein, dass man einen Perspektivwechsel braucht – 
weg von der Defizitorientierung, hin zur Potenzialorien-
tierung und Wertschätzung. 

Diversity Management bedeutet, dass eine Person nicht 
mehr beispielsweise nur als Migrantin wahrgenommen 
wird, denn die Migrantin ist gleichzeitig Frau, sie kann 
Muslimin sein, sie kann möglicherweise auch behindert 
sein. Es gibt also verschiedene Facetten in jeder Person 
und durch den Diversity-Ansatz werden diese besser 
wahrgenommen. Die Heterogenität innerhalb der ver-
schiedenen Ethnien kann plastisch dargestellt werden. 
Jede Person ist anders, jede/r hat eine andere Sozialisati-
on, jede/r ordnet sich in unterschiedlichen Situationen 
unterschiedlichen Gruppe zu, etc.  

Wenn wir über „die Migranten“ sprechen, erwecken wir 
den Eindruck, dass wir über eine homogene Gruppe von 
Menschen reden, die die gleichen Bedürfnisse, Interes-
sen etc. haben. Dann starten wir dafür ein Programm, 
und das war es dann. Aber auch bei „den Migranten“ 
gibt es die große Bandbreite von Biographien, Merk
malen, Motiven usw., die bei den Herkunftsdeutschen 
natürlich wahrgenommen wird, bei den Migrantinnen 
und Migranten aber in der Regel nicht. Der Diversity-
Ansatz kann mit dazu beitragen, dass diese Wahrneh-
mung geschärft und der Kulturfokus relativiert wird. 
Denn jeder weiß eigentlich, dass es z.B. „die türkische 
Kultur“ genauso wenig gibt wie „die deutsche Kultur“. 

Ich habe bereits an anderer Stelle von „Hybridisierung“ 
gesprochen im Hinblick auf die dritte Generation. Auch 
diese Prozesse werden mit dem Diversity-Ansatz besser 
verständlich: Diese differenzierte Betrachtung könnte 
uns möglicherweise befähigen zu erkennen: Wenn wir 
beispielsweise eine weibliche Jugendliche mit Kopftuch 
haben (das ist ja gerade auch für den Schulbereich ein 

starkes Thema), dann heißt das nicht automatisch, dass 
sie unterdrückt und demnächst zwangsverheiratet wird. 
Sondern es kann unterschiedliche Motive geben, sich für 
das Tragen eines Kopftuchs zu entscheiden, und damit 
muss man dann auch umgehen und nicht sagen, jetzt 
müssen wir den Eltern die Zwangsehe ausreden.

Konsequenzen für Strategien zur beruflichen  
Integration
Für die berufliche Integration müssen in den Schulen 
die Grundlagen gelegt werden. Aber, wo spiegelt sich Di-
versity in den Lehrplänen, in den Schulbüchern wider? 
In welchen Schulbüchern kommen Semra, Ali oder Mus-
tafa vor? In welchen Schulbüchern werden Alltagsge-
schichten erzählt, die auch aus dem Migrantenspektrum 
stammen? In der Regel findet man nur die „Null-acht-
fünfzehn-Geschichten“. Die Kinder und Jugendlichen 
haben den Eindruck, sie leben in einer Realität, dann 
kommen sie in die Schule, dort gibt es dann eine andere 
Realität, dann gehen sie wieder zurück in „ihre andere 
Realität“. Weil sich ihre Lebensrealität im Schulalltag 
nicht widerspiegelt, ist für Schüler/innen mit Migra
tionshintergrund u.a. die Identifikation mit Schule sehr 
schwierig.

Die Erhöhung des Anteils von Auszubildenden mit 
Migrationshintergrund in der Berliner Verwaltung ist 
ein Thema, an dem sich die Möglichkeiten des Diver
sity-Ansatzes illustrieren lassen. Auch hier ist es eben 
wichtig, dass die Ausbildungsleiter/innen und die  Sach-
bearbeiter/innen, die mit den Auszubildenden zu tun ha-
ben, sich darüber klar werden, dass sie es eben nicht mit 
einer türkischen Auszubildenden zu tun haben, sondern 
mit einer Auszubildenden, die einen türkischen „Hin-
tergrund“ hat. Und das ist schon wichtig für das Wohl-
befinden dieser jungen Menschen in der Verwaltung. 
Wenn sie aber nur „gelabelt“ werden und man ihnen 
ständig sagt, ihr seid so und ihr seid so, wir wissen das 
ja alles, dann werden sie sich weder anerkannt noch wert-
geschätzt fühlen. Und es wird auch in der Regel nicht 
dazu führen, dass sie sich großartig einbringen können. 
Das ist auch ein Grund dafür, warum viele qualifizierte 
Migrantinnen und Migranten in Migrantenprojekte ge-
hen. Dort müssen sie nicht sich selbst und ihre Geschich-
te immer wieder von vorn erklären, dort weiß man, wo-
rüber gesprochen wird. 

Wenn wir eine weibliche Jugend-
liche mit Kopftuch haben, dann 
heißt das nicht automatisch, dass 
sie unterdrückt und demnächst 
zwangsverheiratet wird.



12 13

Hauptschüler/innen auf dem Weg von 
der Schule in Ausbildung: 
Zur Situation von Jugendlichen mit  
Migrationshintergrund

Nora Gaupp / Tilly Lex / Birgit Reißig

Angesichts des lang anhaltenden Mangels an Ausbil-
dungsplätzen haben Hauptschulabsolventinnen und 
-absolventen erschwerte Zugänge zur Berufsausbildung 
(etwa im Vergleich zu Jugendlichen mit Mittlerem Bil-
dungsabschluss oder gar Abitur). Wie orientieren sie sich 
in dieser Situation? Wie gelingt der Übergang in Ausbil-
dung? Welche Wege gehen sie dabei? Und wie sieht im 
Übergang Schule – Berufsausbildung die Situation von 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund aus, die in der 
Hauptschule nach den Daten des Nationalen Bildungs-
berichts überrepräsentiert sind (Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung 2010).

Am Deutschen Jugendinstitut wurde im März 2004 eine 
Längsschnittuntersuchung begonnen, die diesen Fragen 
nachgeht (Gaupp/Lex/Reißig/Braun 2008; Reißig/
Gaupp/Lex 2008; Kuhnke/Schreiber 2008; Kuhnke/
Müller 2009; Skrobanek 2009; Gaupp/Lex/Reißig 2010). 
53 Prozent der Befragten stammten aus Zuwandererfa-
milien: Die Jugendlichen selbst oder mindestens ein El-
ternteil waren bzw. war nicht in Deutschland geboren 
oder hatten nicht die deutsche Staatsbürgerschaft. Gut 
ein Viertel der Befragten war nicht in Deutschland ge-
boren. 

Auf der Grundlage von Daten aus dieser Untersuchung 
behandelt dieser Beitrag die folgenden Aspekte:
•	 Welche Wünsche und Pläne hatten die Jugendlichen 

rund vier Monate vor Ende ihres Schulbesuchs? 
•	 Welche Orientierungs- und Entscheidungsprozesse lie-

fen in den letzten Monaten des Schulbesuchs ab?
•	 Wie verhalten sich die im März des letzten Schul-

jahres geplanten und zu den im November desselben 
Jahres tatsächlich realisierten Bildungs- und Ausbil-
dungsanschlüssen?

•	 Wie sahen die Bildungs- und Ausbildungsverläufe bis 
zum zweiten Jahr nach Ende der Pflichtschulzeit aus?

Wünsche und Pläne von Hauptschülerinnen und 
Hauptschülern im letzten Schuljahr 
Im März des letzten Schulbesuchsjahres (2004) wurden die 
Schüler/innen gefragt, was aus ihrer Sicht wichtige Krite
rien für die Wahl eines Ausbildungsberufs sind (Abb. 1). 

Als wichtige Kriterien für die Wahl eines Ausbildungs-
berufes benannte die überwiegende Mehrheit, dass die 
Ausbildung zu einem sicheren Arbeitsplatz führen soll-
te. Gleichzeitig wollten die Jugendlichen auch realistisch 
sein: Neun von zehn meinten, dass es ein Beruf sein soll-
te, für den sie auch die Chance hatten, überhaupt einen 
Ausbildungsplatz zu finden. 
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Abb. 1:
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Unterschiede zwischen den Geschlechtern gab es insbe-
sondere bei zwei Kriterien: Mädchen fanden deutlich 
häufiger, dass der Beruf zum Inhalt haben sollte, ande-
ren Menschen zu helfen. Dafür nannten sie seltener als 
positives Entscheidungskriterium, dass der Beruf den 
Umgang mit Technik erfordert (nur 13 Prozent der Mäd-
chen, aber 65 Prozent der Jungen).

Auffällige Unterschiede zwischen Jugendlichen deutscher 
Herkunft und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
gab es im Hinblick auf die Rolle der Eltern bei der Be-
rufswahl: Nur gut zehn Prozent der Jugendlichen deut-
scher Herkunft hielten die Wunschvorstellungen ihrer 
Eltern für ein wichtiges Kriterium bei der Berufswahl. 
Bei den jugendlichen Aussiedlern waren es 20 Prozent. 
Bei den Jugendlichen mit Herkunftsland Türkei wollte 
sogar jede/r Dritte bei der Berufswahl den Wünschen 
der Eltern Rechnung tragen. 

Wir haben die Jugendlichen im März 2004 weiter gefragt, 
welchen nächsten Schritt sie nach Ende des laufenden 
Schuljahres planten. Insgesamt zeigen die Antworten, 
dass bei den Jugendlichen Bildung und Ausbildung hoch 
im Kurs standen (Abb. 2).

Knapp die Hälfte (44 Prozent) wollte unmittelbar nach 
der Schule eine Berufsausbildung beginnen. Gut ein Vier-
tel wollte weiter die Schule besuchen (was überwiegend 
mit der Absicht verbunden wurde, einen Mittleren 
Bildungsabschluss zu erwerben). 14 Prozent sahen die 
Teilnahme an einem Angebot der Berufsvorbereitung als 
nächsten Schritt. Sonstige Pläne (Praktika, Freiwilli
genjahre, Wehr- oder Zivildienst usw.) hatten sieben 
Prozent. Sechs Prozent wussten noch nicht, was sie als 
nächstes tun wollten. Und nur zwei Prozent gaben an, 
auch ohne vorherige Qualifizierung arbeiten und Geld 
verdienen zu wollen. 

Richtet man den Blick auf Teilgruppen der Befragten, so 
werden deutliche Unterschiede zwischen den Jugend
lichen mit Migrationshintergrund und den Jugendlichen 
deutscher Herkunft sichtbar: Von den Jugendlichen deut-
scher Herkunft planten 52 Prozent, sofort eine Berufs-
ausbildung anzuschließen, bei den Jugendlichen mit Mi-
grationshintergrund nur 38 Prozent. Dabei gab es bei 
den Jugendlichen mit Migrationshintergrund Unterschie-
de in Abhängigkeit von den Herkunftsländern. Von den 
in den GUS-Staaten geborenen wollte jede/r Zweite 
(47 Prozent) gleich eine Berufsausbildung beginnen, von 
den in der Türkei geborenen nur etwa jede/r Fünfte 
(19 Prozent).

Für diejenigen, die nicht sofort eine Ausbildung begin-
nen wollten, lautete die häufigste Alternative „weiter zur 
Schule gehen“: Weiter zur Schule zu gehen, plante jedes 
dritte Mädchen, aber nur jeder fünfte Junge, und Jugend
liche mit Migrationshintergrund (30 Prozent) deutlich 
häufiger als Jugendliche deutscher Herkunft (22 Prozent). 
Weiter zur Schule gehen wollten Jugendliche, die in der 
Türkei geboren waren (35 Prozent), weitaus häufiger als 
Jugendliche, die in einem der GUS-Staaten geboren waren 
(23 Prozent).

Demgegenüber stellte die Teilnahme an einem Angebot 
der Berufsvorbereitung bei den meisten Befragten eine 
wenig attraktive Alternative dar. Allerdings, von den in 
der Türkei geborenen Jugendlichen plante fast jede/r 
Dritte bereits im März 2004 als nächsten Schritt die Auf-
nahme einer Berufsvorbereitung. Ein Grund ist mög
licherweise, dass Berufsvorbereitung, wenn andere 
schulische Alternativen nicht bestanden, der in dieser 
Gruppe charakteristischen Präferenz für den weiteren 
Schulbesuch noch am nächsten kam.
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Schwierige Entscheidungs­
prozesse an der ersten Schwelle
Trotz aller Bereitschaft, realistisch zu 
sein, waren die Jugendlichen zwischen 
März und Juni 2004 – also im zwei-
ten Schulhalbjahr der neunten oder 
zehnten Klasse – zu vielfältigen Revi
sionen ihrer Planungen gezwungen 
(Abb. 3).

Ihren Plan, als nächsten Schritt eine 
Berufsausbildung zu beginnen, revi-
dierten zwischen März und Juni 2004 
am ehesten die Jugendlichen, die 
nicht in Deutschland geboren waren: 
die jungen Aussiedler um minus 15 
Prozentpunkte und in der Türkei ge-
borene Jugendliche um minus 14 
Prozentpunkte. Für die in der Tür-
kei geborenen Jugendlichen verrin-
gerte sich der Anteil derjenigen, die 
als nächsten Schritt eine Ausbildung 
planten, zwischen März und Juni von 
19 auf fünf Prozent.

Überdurchschnittliche Zuwächse 
zwischen März und Juni gab es dafür 
bei der Absicht, weiter die Schule zu 
besuchen. Dies betraf Mädchen deut-
scher Herkunft (plus 14 Prozent-
punkte), Mädchen mit Migrations-
hintergrund (plus 16 Prozentpunk-
te) und insbesondere die nicht in 
Deutschland geborenen Jugendli-
chen: Bei den in der Türkei gebore-
nen Jugendlichen betrug dieser Zu-
wachs 19 Prozentpunkte, bei den 
nicht in Deutschland geborenen Aus-
siedlern 18 Prozentpunkte.

Der Anteil derjenigen, die als nächsten 
Schritt die Teilnahme an einer Berufs
vorbereitung benannten, stieg zwi-
schen März und Juni insgesamt nur 
um drei Prozentpunkte (von 14 auf 
17 Prozent). Der Anstieg fiel aber für 
die nicht in Deutschland geborenen 
Jugendlichen mit elf Prozentpunk-
ten überdurchschnittlich hoch aus.

40 Prozent aller Hauptschüler/innen 
müssen in den letzten vier Monaten 
ihres Pflichtschulbesuches ihre Plä-
ne für die unmittelbare Zeit nach der 
Schule noch einmal ändern. Beson-
ders häufig ist dies bei Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund der Fall. 
Auffallend ist, dass sie grundsätzlich 
an ihren Bildungs- oder Ausbildungs-
zielen festhalten und noch nicht be-
reit sind, auf die ungeliebte Alterna-
tive Berufsvorbereitung auszuwei-
chen. In dieser Phase benötigen die 
Jugendlichen im Prinzip eine inten-
sive Begleitung und Unterstützung.

Plan und Realität
Die Jugendlichen hatten also ihre Plä-
ne zwischen März und Juni ihres letz-
ten Pflichtschuljahres in vielen Fäl-
len gründlich revidiert bzw. revidie-
ren müssen, weil die angestrebten 
nächsten Schritte unrealistisch er-
schienen. Fragte man weiter, wo sich 
die Jugendlichen im November 2004 
tatsächlich befanden, so wird deut-
lich, dass die Anpassungsprozesse im 
Juni 2004 noch keineswegs abge-
schlossen waren. Vielmehr mussten 
viele sich bis zur tatsächlichen Plat-
zierung im November 2004 umori-
entieren (Abb. 4).

Gegenüber den ursprünglichen Pla-
nungen im März 2004 hatte sich der 
Anteil der tatsächlichen Einmündun-
gen in Ausbildung von 44 Prozent 
auf 26 Prozent fast halbiert. Der 
Rückgang von Juni bis November 
war besonders gravierend bei den 
nicht in Deutschland geborenen Ju-
gendlichen (minus 12 Prozentpunk-
te). Insgesamt hatten die Jugendli-
chen aus Zuwandererfamilien weit 
stärker als die Jugendlichen deutscher 
Herkunft ihre noch im Juni verfolg-
ten Ausbildungspläne zugunsten an-
derer Alternativen erst einmal zu-
rückstellen müssen. Eine Berufsaus-
bildung hatten bis November 2004 
deutlich mehr Jungen als Mädchen 
(29 zu 22 Prozent) begonnen und 
deutlich mehr Jugendliche deut-
scher Herkunft als Jugendliche mit 
Migrationshintergrund (35 zu 20 
Prozent). Am häufigsten hatten Jun-
gen deutscher Herkunft den Einstieg 

in die Berufsausbildung vollzogen 
(39 Prozent), am seltensten Jugend-
liche, die in der Türkei geboren waren 
(7 Prozent).

Am häufigsten weiter zur Schule gin-
gen Mädchen mit Migrationshinter-
grund (40 Prozent) und Jugendliche, 
die nicht in Deutschland geboren 
waren (41 Prozent), am seltensten 
Jungen deutscher Herkunft (25 Pro-
zent). Insgesamt war Schule – und 
nicht etwa Berufsausbildung – der 
quantitativ bedeutsamste Anschluss 
für Hauptschüler/innen am Ende der 
Pflichtschulzeit.

Gleichzeitig war im Zeitraum von 
Juni bis November Berufsvorberei-
tung – also die Teilnahme an berufs-
schulischen Bildungsgängen mit be-
rufsvorbereitendem Charakter (schu-
lisches Berufsvorbereitungsjahr, Be-
rufsgrundbildungsjahr, einjährige 
Berufsfachschule) oder an berufsvor-
bereitenden Bildungsmaßnahmen 
(BvB) der Bundesagentur für Arbeit 
– der quantitativ wichtigste Ausweg 
für diejenigen geworden, die ihre 
Ausbildungsziele nicht realisieren 
konnten. Noch im Juni nannten nur 
17 Prozent der Befragten Berufsvor-
bereitung als nächsten Qualifizie-
rungsschritt, tatsächlich waren bis 
November 2004 26 Prozent in eine 
Berufsvorbereitung eingemündet. 
Der Zuwachs war geringfügig höher 
bei den Jungen (plus 11 Prozent-
punkte) als bei den Mädchen (plus 
9 Prozentpunkte). Bei den Aussied-
lern hatte sich der Anteil der Teilnah-
me an Berufsvorbereitung zwischen 
Juni (Planung) und November (Plat-
zierung) von 17 auf 33 Prozent fast 
verdoppelt. Jungen befanden sich im 
November 2004 geringfügig häufi-
ger als Mädchen in der Berufsvorbe-
reitung und Jugendliche mit Migra-
tionshintergrund deutlich häufiger 
als Jugendliche deutscher Herkunft 
(29 zu 22 Prozent). Den niedrigsten 
Anteil an Berufsvorbereitung wiesen 
Mädchen deutscher Herkunft aus 
(19 Prozent), den höchsten Anteil 
junge Aussiedler (33 Prozent). Ins-
gesamt besuchten im November 26 
Prozent der Jugendlichen eine Be-
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rufsvorbereitung, also genau so vie-
le, wie zu diesem Zeitpunkt eine Be-
rufsausbildung aufgenommen hat-
ten. Damit war Berufsvorbereitung 
als Anschluss für Absolventinnen und 
Absolventen der Hauptschule in ih-
rer quantitativen Bedeutung der Be-
rufsausbildung vergleichbar.

Betrachtet man die Jugendlichen, die 
im März 2004 explizit als direkten 
Anschluss nach dem Pflichtschulbe-
such den Eintritt in eine Berufsaus-
bildung anstrebten, so ergaben sich 
im November 2004 die folgenden 
Realisierungsquoten (Abb. 5).

Von denen, die zum Ende der Pflicht-
schulzeit den Hauptschulabschluss 
oder einen Mittleren Bildungsab-
schluss erworben hatten, gelang je-
der/jedem Zweiten der Einstieg in 
die Berufsausbildung. Bei den Ju-
gendlichen ohne Schulabschluss war 
es nur jede/r Dritte. Bei den Jugend-
lichen deutscher Herkunft erreichte 
gut die Hälfte den angestrebten Ein-
stieg in die Ausbildung, bei den Ju-
gendlichen mit Migrationshinter-
grund waren dies nur 36 Prozent. 
Die Realisierungsquoten lagen für 
die Jungen geringfügig höher als für 
die Mädchen. Insbesondere Schul-
abschluss und Herkunft beeinflussen 
also die Wahrscheinlichkeit, dass un-
mittelbar nach der Schule der ange-
strebte Berufseinstieg gelingt.
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Wie ging es weiter?
Nur etwa die Hälfte der Jugendli-
chen, die unmittelbar nach der Schu-
le eine Berufsausbildung beginnen 
wollten, konnte dieses Ziel auch ver-
wirklichen. Ein Teil war weiter zur 
Schule gegangen. Ein anderer Teil 
hatte versucht (oder versuchen müs-
sen), durch die Teilnahme an einer 
Berufsvorbereitung entweder die 
Voraussetzungen für die Aufnahme 
einer Berufsausbildung zu verbessern 
oder zumindest die Zeit bis zur Auf-

nahme einer Berufsausbildung zu 
überbrücken. Schließlich hatte ein 
beträchtlicher Anteil der untersuch-
ten Hauptschüler/innen schon im 
März des letzten Schulbesuchsjahres 
beabsichtigt, die Ausgangschancen 
für den Beginn einer Ausbildung da-
durch zu verbessern, dass sie weiter 
die Schule besuchten, um bessere 
Schulabschlüsse (oder überhaupt ei-
nen Schulabschluss) zu erwerben. 

Wie ging es weiter nach diesen Zwi-
schenschritten? Ein Vergleich der 
Zeitpunkte November 2004 und No-
vember 2005 gibt dafür erste An-
haltspunkte (Abb. 6):

Im November 2004 befand sich mit 
einem Anteil von 35 Prozent die 
größte Gruppe in der Schule. Von 
diesen gingen im November 2005, 
also ein Jahr später, 60 Prozent noch 
immer in die Schule. 21 Prozent hat-
ten nach einjährigem Schulbesuch 
eine Berufsausbildung aufgenom-
men, elf Prozent waren in eine Be-
rufsvorbereitung eingetreten und 
fünf Prozent waren weder in einer 
Schule noch in Ausbildung oder Ar-
beit, damit faktisch arbeitslos.

Von denen, die bis November 2004 
eine Berufsausbildung aufgenom-
men hatten, waren im November 
2005 88 Prozent noch immer in Aus-
bildung. Wer einmal in die Berufs-
ausbildung gelangt war, blieb auch 
dabei.

Berufsvorbereitung ist in der Regel 
auf eine Dauer von maximal einem 
Jahr angelegt. Insofern war bei einem 
Vergleich der Zeitpunkte November 
2004 und November 2005 ein Wech-
sel der Jugendlichen in einen ande-
ren Status zu erwarten. Angesichts 
der ursprünglichen Ausbildungsplä-
ne der Jugendlichen – aber auch in 
Anbetracht der für Berufsvorberei-
tung genannten Zielsetzung, auf Aus-
bildung vorzubereiten – wäre nach 
einem Jahr Berufsvorbereitung der 
Eintritt in eine Berufsausbildung der 
zu erwartende und zu wünschende 
Anschluss. Tatsächlich befanden sich 
von den Jugendlichen, die im No-
vember 2004 in Berufsvorbereitung 
waren, im November 2005 35 Pro-
zent in Ausbildung. Ein weiteres 
knappes Drittel (29 Prozent) war wie-
der in Berufsvorbereitung. Die dritt-
größte Gruppe (15 Prozent) war im 

November 2005 weder in der Schu-
le, noch in Arbeit oder Ausbildung. 
Sie waren entweder arbeitslos gemel-
det oder blieben zu Hause, ohne dass 
dies in irgendeiner Statistik erfasst 
wurde.

Vergleicht man die Wege von Jugend-
lichen deutscher Herkunft mit de-
nen von Jugendlichen mit Migrati-
onshintergrund, so ergibt sich fol-
gendes Bild (Tab. 1): Jugendliche mit 
Migrationshintergrund besuchten im 
November 2004 deutlich häufiger 
eine Schule, um allgemein bildende 
Abschlüsse zu erwerben. Diese Ten-
denz einer Fortführung des Bildungs-
weges in Schulen setzte sich für diese 
Gruppe auch bei einem Vergleich der 
Zeitpunkte November 2004 und 
2005 fort. Im Ergebnis besuchten im 
November 2005, also rund 16 Mo-
nate nach Ende des Pflichtschulbe-
suches, noch 35 Prozent der Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund 
aber nur 22 Prozent der Jugendlichen 
deutscher Herkunft eine Schule.  
Dafür befanden sich zu diesem Zeit-
punkt 52 Prozent der Jugendlichen 
deutscher Herkunft aber nur 36 Pro-
zent der Jugendlichen mit Migra
tionshintergrund in einer Berufsaus-
bildung. Der Anteil derjenigen, die 
im November 2005 eine Berufsvor-
bereitung absolvierten (davon etwa 
ein Drittel bereits in einem zweiten 
Durchgang), war für beide Gruppen 
etwa gleich hoch (14 bzw. 13 Pro-
zent), ebenso der Anteil derjenigen, 
die im November 2005 weder eine 
Schule besuchen, noch eine Ausbil-
dung absolvieren oder erwerbstätig 
sind (8 bzw. 9 Prozent).

Nicht nur der Vergleich zwischen den 
Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund und Jugendlichen deutscher 
Herkunft weist Unterschiede in den 
Platzierungen zwischen November 
2004 und 2005 auf. Auch der Blick 
ausschließlich auf die Gruppe der 
Migrantinnen und Migranten ergibt 
teilweise erhebliche Binnendifferen-
zen. Dies zeigt, dass die Kategorie 
„Migrationshintergrund“ allein er-
hebliche Unterschiede zwischen Teil-
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Tabelle 1:  
Platzierungen von Hauptschülerinnen und -schülern mit Migrationshintergrund (MH) 
(N=1.624)
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Sc
h

u
le

A
u

sb
ild

u
n

g

B
er

u
fs

-v
o

rb
e-

re
it

u
n

g

O
h

n
e 

A
u

sb
./

  
A

rb
ei

t

Sc
h

u
le

A
u

sb
ild

u
n

g

B
er

u
fs

- 
vo

rb
er

ei
tu

n
g

O
h

n
e 

A
u

sb
./

  
A

rb
ei

t

ohne MH 29% 35% 22% 10% 22% 52% 13% 9%

mit MH 39% 20% 29% 8% 35% 36% 14% 8%

Mädchen mit MH 40% 16% 30% 9% 38% 34% 13% 9%

Jungen mit MH 38% 22% 28% 7% 32% 38% 14% 8%

Mit MH in  
Deutschland geboren 38% 21% 29% 9% 38% 34% 14% 7%

Mit MH nicht in  
Deutschland geboren 41% 18% 30% 8% 32% 38% 14% 10%

(Auch) andere  
Sprache als deutsch 41% 19% 29% 8% 36% 36% 13% 8%

Herkunftsland der  
Familie Türkei 38% 18% 32% 8% 35% 34% 13% 10%

In der Türkei geboren 52% 7% 29% 7% 39% 30% 9% 15%

Herkunft aus 
Aussiedlerfamilie 38% 20% 33% 5% 28% 40% 18% 8%

Aussiedler nicht in  
Deutschland geboren 40% 19% 34% 5% 28% 41% 17% 8%

gruppen einebnet. Tabelle 1 gibt 
einen zusammenfassenden Überblick 
über die Verteilungen der von Mäd-
chen und Jungen unterschiedlicher 
Herkunft und mit unterschiedlichen 
Migrationskontexten im November 
2004 und 2005 tatsächlich erreich-
ten Platzierungen.

Hinsichtlich der Platzierung in einer 
Schule haben sich die Werte zwischen 
Jungen und Mädchen mit Migrati-
onshintergrund von einem ausgegli-
chenen Niveau im November 2004 
ein Jahr später zugunsten der Mäd-
chen verschoben (38 zu 32 Prozent). 
Der Schulbesuch der Mädchen dau-
ert also länger. 

Unterschiede ergibt auch der Ver-
gleich zwischen in Deutschland bzw. 
nicht in Deutschland geborenen Ju-
gendlichen aus Zuwandererfamilien. 
Die Situation im November 2004 

zeigt in allen Stationen ausgegliche-
ne Werte. Im November 2005 be-
suchten dann die in Deutschland ge-
borenen deutlich häufiger die Schu-
le (38 zu 32 Prozent). Dagegen ab-
solvierte ein höherer Anteil derjeni-
gen, die nicht in Deutschland geboren 
waren, im November 2005 eine Be-
rufsausbildung (38 zu 34 Prozent).

Keine Unterschiede gibt es bei den 
Platzierungen zwischen den Jugend-
lichen, in deren Herkunftsfamilie 
(auch) eine andere als die deutsche 
Sprache gesprochen wird und der Ge-
samtgruppe der Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund. 

Auffallende Ergebnisse bringt die Be-
trachtung der Gruppe der Aussied-
ler: Nur gut jede/r Fünfte hatte im 
März 2004 geplant, weiter die Schu-
le zu besuchen, aber fast 40 Prozent 
befanden sich wenige Monate später 

Angesichts der Ausbil-
dungspläne der Jugend
lichen wäre nach einem 
Jahr Berufsvorbereitung 

der Eintritt in Ausbildung 
der zu erwartende An-

schluss. Das gelang aber 
nur jeder / jedem Dritten.

Abweichungen um 5 Prozentpunkte und mehr vom Wert für Jugendliche mit Migrationshintergrund insgesamt
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in der Schule und auch ein Jahr spä-
ter waren es knapp 30 Prozent. Fast 
jede/r Zweite hatte im März 2004 
geplant, eine Berufsausbildung an-
zuschließen, aber nur jede/r Fünfte 
befand sich im November 2004 tat-
sächlich in einer Ausbildung. Jedoch 
ist dieser Anteil bis November 2005 
auf 40 Prozent angestiegen. Im No-
vember 2004 und auch im Novem-
ber 2005 lag der Anteil der jungen 
Aussiedler, die eine Berufsvorberei-
tung absolvierten, deutlich über dem 
Durchschnittswert für alle Jugendli-
chen mit Migrationshintergrund. 

Eine Sonderstellung haben schließ-
lich die in der Türkei geborenen Ju-
gendlichen: Sie erreichten bei der 
Platzierung in einer Schule für No-
vember 2004 den Spitzenwert von 52 
Prozent, und befanden sich auch im 
November 2005 überdurchschnitt-
lich häufig (39 Prozent) in einer Schu-
le. Nur sieben Prozent befanden sich 
im November 2004 in einer Ausbil-
dung. Im November 2005 waren es 
allerdings 30 Prozent. Fast ein Drit-
tel absolvierte im November 2004 ein 
berufsvorbereitendes Angebot. Im 
November 2005 lag der Anteil der 
Teilnehmer an dieser Angebotsform 
jedoch unter zehn Prozent. Die in der 
Türkei geborenen Jugendlichen wa-
ren mit einem Anteil 15 Prozent über-
proportional häufig im November 
2005 weder in der Schule noch in 
Ausbildung oder Arbeit.

Wer kam wann in Ausbildung?
Unter den Jugendlichen, die sofort 
in Ausbildung wollten, waren die 
Chancen, diesen Plan unmittelbar zu 
verwirklichen, ungleich verteilt. Die 
folgenden Auswertungen zur Aus
bildungsbeteiligung verschiedener 
Gruppen von Jugendlichen für die 
Jahre 2004 bis 2006 zeigen, ob die 
Faktoren, die einen Einfluss auf die 
Wahrscheinlichkeit hatten, gleich 

nach der Schule in Ausbildung zu 
kommen, auch in den Folgejahren 
wirksam waren, oder ob sich Unter-
schiede beim direkten Übergang zu 
späteren Zeitpunkten einebneten. 
Gegenstand der Analyse sind nicht 
nur diejenigen, die nach Ende der 
Pflichtschulzeit sofort eine Ausbil-
dung begannen, sondern auch dieje-
nigen, die erst einmal andere Wege 
gingen. Betrachtet wird der Zeitraum 
von 2004 bis 2006 (Abb. 7).

Die Analyse der Ausbildungsbeteili-
gung vom Herbst 2004 bis zum 
Herbst 2006 zeigt, dass diese sich 
auch 2006 deutlich zwischen den 
Teilgruppen unterschied. Insbeson-
dere das Geschlecht und der Migra-
tionshintergrund hatten weiterhin 
Einfluss auf die Platzierungen in Aus-
bildung. Der Unterschied in der Aus-
bildungsbeteiligung zwischen Mäd-
chen und Jungen, der im November 
2004 sieben Prozentpunkte betrug, 
hat sich zu Ungunsten der Mädchen 
(auf 13 Prozentpunkte) im Novem-
ber 2006 vergrößert. Der Vergleich 
der Ausbildungsbeteiligung von Ju-
gendlichen deutscher Herkunft und 
Jugendlichen aus Zuwandererfami-
lien zeigt: Die Differenz zwischen 
beiden Gruppen hat sich von 2004 
bis 2006 verringert, machte aber auch 
im Jahr 2006 noch immer zehn Pro-
zentpunkte aus. 

Betrachtet man die Ausbildungs
beteiligung im zeitlichen Verlauf, 
dann erreichten die Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund jeweils mit 
einer zeitlichen Verzögerung von  
einem Jahr die Ausbildungsbeteili-
gungsquote, die Jugendliche deut-
scher Herkunft bereits im Vorjahr 
erreicht hatten. Stark aufgeholt im 
zeitlichen Verlauf (gegenüber Ju-
gendlichen ohne Migrationshinter-
grund) hatten nicht in Deutschland 
geborene Jugendliche aus Aussiedler-

familien. Geringer fiel die Anglei-
chung der Ausbildungsbeteiligung 
bei den in der Türkei geborenen Ju-
gendlichen aus. Bei ihnen war aller-
dings der Zuwachs besonders hoch: 
Die Ausbildungsbeteiligungsquote 
stieg von einem sehr niedrigen Aus-
gangswert (7 Prozent) im Herbst 2004 
auf 45 Prozent im Herbst 2006 an.

Überraschend positiv hatte sich im 
zeitlichen Verlauf die Ausbildungs-
beteiligung der Jugendlichen ohne 
Schulabschluss entwickelt. Diese ha-
ben ihren Rückstand im Vergleich 
zur Gesamtgruppe ausgeglichen. Ihre 
Ausbildungsbeteiligung ist bereits ab 
2005 mit der Ausbildungsbeteiligung 
der Gesamtgruppe vergleichbar. 

Am ungünstigen stellte sich die Ent-
wicklung für die Jugendlichen dar, 
die im März 2004 unklare Berufs-
wünsche hatten. Ihre Ausbildungs-
beteiligung stieg zwar von niedrigen 
acht Prozent im Herbst 2004 auf 37 
Prozent im Herbst 2006, lag aber da-
mit noch immer fast 20 Prozent-
punkte unter der Ausbildungsbetei-
ligung für die Gesamtgruppe. Inso-
fern hatte das Fehlen klarer Zu-
kunftsvorstellungen im letzten Schul-
besuchsjahr bei einer relativ großen 
Gruppe von Jugendlichen zur Folge, 
dass der Übergang in Ausbildung für 
sie schwierig verlief. 

Zusammenfassung und Fazit
Fast die Hälfte der Hauptschulabsol-
venten hatte sich noch im März 2004 
an der traditionellen Abfolge „Pflicht-
schulbesuch – Berufsausbildung“ ori-
entiert. Allerdings konnte nur eine 
Minderheit tatsächlich diese Abfol-
ge von Schritten gehen. Nach der 
Pflichtschulzeit weiter zur Schule zu 
gehen, war für einen Teil der Jugend-
lichen eine Antwort auf fehlende Zu-
gangsmöglichkeiten zur Ausbildung. 
Für andere (insbesondere Mädchen 
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und Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund) war es aber auch von vorn-
herein eine Präferenz. Gemeinsam ist 
beiden Gruppen eine Strategie des 
Chancen Optimierens: Indem sie 
Bildungsabschlüsse erwarben, woll-
ten sie ihre Chancen auf Zugang zu 
einer Berufsausbildung – sei sie schu-
lisch oder betrieblich – verbessern. 

Die unübersichtliche Situation am 
Ende der Pflichtschulzeit forderte 
von den Jugendlichen ein hohes Maß 
an Flexibilität: Innerhalb nur weni-
ger Monate wurden Bildungs- und 
Ausbildungsziele – z.T. mehrfach – 
revidiert. Der überwiegenden Mehr-
heit gelang es dabei, grundsätzlich an 
ihren Bildungs- und Ausbildungszie-
len festzuhalten. 

Auffallend ist, dass die Einmündung 
in Ausbildung Jugendlichen mit Mi-
grationshintergrund deutlich selte-
ner gelingt, als Jugendlichen deut-
scher Herkunft. Hier zeichnen sich 
die Wege in die Ausbildungslosigkeit 
ab, die der Nationale Bildungsbericht 
2010 beschreibt.

Deutlich wird aber auch, dass Haupt-
schüler/innen mit Migrationshinter-
grund keine in ihren Motiven, Plä-
nen und Übergangsverläufen homo-
gene Gruppe darstellen. Schon eine 
Unterscheidung nach Herkunftslän-
dern und erster bzw. zweiter Zuwan-
derergeneration macht große Unter-
schiede sichtbar. Strategien die auf 
eine bessere Unterstützung der Über-
gänge Jugendlicher in Ausbildung 
zielen, müssen sich darum vor pau-
schalen Annahmen hüten und diffe-
renzierte, auf unterschiedliche Aus-
gangslagen, Motive und Pläne zuge-
schnittene Interventionen konzent-
rieren. Dafür müssen entsprechend 
differenzierte regionale Diagnosen 
eine Grundlage bilden (Gaupp u.a. 
2010).

Strategien, die auf eine bessere Unterstützung  
der Übergänge Jugendlicher in Ausbildung  

zielen, müssen auf differenzierte Ausgangslagen, 
Motive und Pläne zugeschnitten sein.
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Inhaltliche Ebene Umsetzungsebene, Management

Bestands
aufnahme

•	 Differenzierte Erhebungen in der Bestandsaufnahme 
durchführen

•	 Bedarfe unterschiedlicher Jugendlichen-Gruppen 
ermitteln

•	 Elternorganisationen in die Bestandsaufnahme 
einbeziehen

•	 Strukturelle Benachteiligungen vs. Labeling im Blick 
haben

•	 Gefahr falscher Verallgemeinerung vermeiden
•	 Zuschreibungsprozesse beachten: Anders sein, anders 

gemacht werden
•	 Welche Konzepte (inter-)kultureller Bildung existieren in 

Schule, Berufsvorbereitung, Ausbildung  und anderen 
Maßnahmen?

Konzept
entwicklung

Begriffe
•	 Arbeits- und Begriffsdefinitionen klären: cultural 

diversity, cultural mainstreaming, diversity management, 
diversity mainstreaming 

•	 Cultural Mainstreaming im Zusammenhang mit Gender, 
Religion, Sozialisation, Sprache, sexueller Orientierung 
denken

•	 dynamischen Kulturbegriff berücksichtigen („hybride“ 
Lebenswelten), Kultur nicht mit Nation gleichsetzen

•	 Ethnisierungsfalle im Blick behalten 

Konzept
•	 Zielsetzungen der Verbindung von Cultural 

Mainstreaming und regionalem Übergangsmanagement 
klären

•	 unsichtbare Schwellen des Übergangs identifizieren
•	 interkultureller Kompetenzen bei der 

Konzeptentwicklung nutzen
•	 Wirkungsketten für verschiedene Zielgruppen 

entwickeln 

Personal
•	 Rollen von Integrationsbeauftragten im regionalen 

Übergangsmanagement bestimmen
•	 Willkommenskultur etablieren: gleichberechtigte 

Teilhabe als Leitbild 

Leitlinien
•	 Heterogenität sichtbar machen und anerkennen
•	 Integrationsimperativ und Chancengleichheitspostulat 

ausbalancieren 
•	 Machtstrukturen und Rassismus erkennen: 

Migrantinnen erfahren Diskriminierung in Ämtern und 
Behörden

•	 Perspektivwechsel einleiten: vom Defizitblick zur 
Potenzialorientierung

•	 „Creaming-of-the-Poor-Effekte“ vermeiden
•	 Balance von zielgruppenspezifischen Angeboten und 

Angeboten für alle herstellen 

Maßnahmen
•	 differenzierte Förderangebote im schulischen 

Regelsystem entwickeln
•	 Mentoringansätze entwickeln
•	 lebensweltbezogene Bildungs- und 

Qualifizierungsangebote für Eltern konzipieren
•	 Staats- und Schulverständnis migrantischer Eltern 

verstehen: Konzepte ableiten
•	  „An die Eltern denken“: Eltern und Jugendlichen 

gemeinsame Lernräume zur Verfügung stellen, Eltern 
motivieren, sich einzumischen, adäquate Formen der 
Ansprache von Eltern finden

•	 das Prinzip „kein Abschluss ohne Anschluss“ 
operationalisieren

•	 Forderungen wie Heterogenität als Chance – 
Individualisierung des Unterrichts, bessere Fortbildung 
der Lehrkräfte konkretisieren

•	 kultursensible Auswahlverfahren entwickeln
•	 Sprachförderkonzepte implementieren
•	 Diversity in Curricula und Unterrichtsmaterialien fördern

•	 Integration als Chefsache
•	 Hypothesen bezüglich der Wirkung von Maßnahmen auf 

unterschiedliche Zielgruppen bilden
•	 Checklisten, Fragebögen zum Cultural Mainstreaming 

entwickeln, verbreiten und auswerten
•	 alle Instrumente der Personalpolitik auf versteckte 

Eingangsbarrieren überprüfen
•	 Notwendigkeit der deutschen Staatsangehörigkeit für 

Verbeamtung überprüfen
•	 Zuwandererbetriebe als Ausbildungsbetriebe anerkennen
•	 interkulturelle Zusammensetzung von Gremien aller Ebenen 

herstellen
•	 interkulturelle Sensibilisierung aller Beteiligten durch 

Fortbildungen, Trainings usw. 
•	 Cultural Mainstreaming als Prinzip der Personalentwicklung 

etablieren
•	 Mehrsprachigkeit in der Öffentlichkeitsarbeit 

berücksichtigen
•	 Schulexperten und Integrationsexperten zusammenbringen
•	 Zielzahlen festlegen

Inhaltliche Ebene Umsetzungsebene, Management

Erprobung  
als Modell

•	 kultursensible Auswahlverfahren entwickeln
•	 Forderungen wie Heterogenität als Chance – 

Individualisierung des Unterrichts 
•	 bessere Fortbildung der Lehrkräfte konkretisieren
•	 Diskriminierungserfahrungen thematisieren
•	 Websites zum Cultural Mainstreaming mit Basistexten, 

Konzepten, Projekten bestücken
•	 beim Aufbau von regionalem Übergangsmanagement 

im Blick behalten: Zusammensetzung von Teams, 
kulturell sensible Auswahlverfahren, interkulturelle 
Kompetenzprofile, Mehrsprachigkeit als Ressource 

•	 den Anteil von Lehrkräften und anderen pädagogischen 
Fachkräften mit Migrationshintergrund steigern

•	 ‚Kultur der Anerkennung’ als Bestandteil von Konzept und 
Erprobung von des regionalen Übergangsmanagement 
etablieren

•	 Standorte von Angeboten überprüfen
•	 nicht über die Eltern jammern!
•	 Kooperation mit Migrantenselbstorganisationen stärken
•	 Bildungsangebote für migrantische Eltern in den Schulen 

etablieren
•	 Männer in Elternarbeit integrieren
•	 Beteiligungsmöglichkeiten für unterschiedliche Gruppen 

ermöglichen
•	 Diagnostik, Unterrichtung und Förderung individualisieren
•	 Eltern und Jugendliche gemeinsam – handelnd – 

einbeziehen 
•	 Kulturmittler etablieren 
•	 Good Practice Beispiele in der Öffentlichkeitsarbeit nutzen

Evaluierung  
und Etablierung

•	 Bildungs- und Beratungseinrichtungen, Verwaltungen, 
Kammern, Unternehmen, Gewerkschaften und 
Regeldienste kulturell öffnen

•	 Entwicklungen formativ evaluieren
•	 Zielerreichung laufend überprüfen

Für Jugendliche mit Migrationshintergrund gestaltet sich 
der Übergang von der Schule in Ausbildung und Er-
werbsarbeit häufig schwierig. Selbst wenn sie genauso 
gut qualifiziert sind wie Jugendliche ohne Migrations-
hintergrund werden sie drei- bis viermal so selten zu Vor-
stellungsgesprächen eingeladen (OECD 2007). Viele von 
ihnen verfügen aufgrund von negativen Erfahrungen 
oder Vorurteilen in der deutschen Mehrheitsgesellschaft 
über ein geringes Selbstvertrauen und zeigen dement-
sprechend wenig Motivation, Schritte in die Ausbildung 
zu gehen. Gleichzeitig gibt es eine Vielzahl von Praxis-
beispielen und -erfahrungen im Feld der Verbesserung 
und Erleichterung dieser Übergänge und zur Beseitigung 
struktureller Übergangshürden. In der nebenstehenden 
Tabelle wird der Versuch unternommen, das aus der 
Praxis gewonnene Know How so zu systematisieren, dass 
ein roter Faden für die Implementation von Cultural 
Mainstreaming im regionalen Übergangsmanagement 
sichtbar wird. Antworten auf die folgenden Fragen  
werden gesucht:

•	 Wie kann der Ansatz des Cultural Mainstreaming im 
regionalen Übergangsmanagement implementiert und 
als Querschnittsthema verankert werden?

•	 Wie kann Cultural Mainstreaming in der bundeswei-
ten Förderinitiative Regionales Übergangsmanagement 
gemanagt und institutionalisiert werden?

•	 Welche Wirkungen unterschiedlicher Ansätze des 
Cultural Mainstreaming auf unterschiedliche Zielgrup-
pen sind zu erwarten? Welche Spezifika sind im regi-
onalen Übergangsmanagement bei der Berücksich
tigung von Menschen unterschiedlicher kultureller 
Herkunft und Perspektive in ländlich, kleinstädtisch 
und großstädtisch geprägten Regionen und Stadttei-
len zu beachten? Welche Überschneidungen gibt es 
mit Gender Mainstreaming? 

•	 Welche Schlussfolgerungen können für die Konzepte 
und Strategien der regionalen Übergangsmanagements 
gezogen werden? Zum Beispiel in Bezug auf die Durch-
führung von Bestandsaufnahmen, die Konzeptent-
wicklung die Erprobung von Modellen, deren Evalu-
ierung und Etablierung.

Cultural Mainstreaming als Querschnittsthema im regionalen  
Übergangsmanagement – ein synoptischer Überblick 

Rita Panesar / Gottfried Eich

Cultural Mainstreaming
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Interkulturelle  
Schulentwicklung2

Grundsätze und  
innovative Ansätze  
interkultureller  
Schulentwicklung *

Claudia Schanz

Wie kann interkulturelle Schul­
entwicklung gelingen, die die 
Schule als Ganzes in den Blick 
nimmt?
Sprachliche, kulturelle und soziale 
Heterogenität stellen ein Potenzial 
dar, das erfolgreiche Schulen für die 
Qualitätsentwicklung nutzen. Im Fo-
kus steht das Streben nach einem Mo-
dell von Schule, das Verschiedenheit 
für die Gestaltung pädagogischer 
Prozesse und Resultate nutzt.

Bildungspolitische Ausgangslage
Kinder und Jugendliche, die heute 
die Schule in Deutschland besuchen, 
leben und lernen in einem Umfeld, 
das durch Globalisierung, Internati-
onalisierung und andauernde Mig-
rationsbewegungen geprägt ist. 
Durch erhöhte Mobilität, auch in 
einem rasch zusammenwachsenden 
Europa, werden diese jungen Men-
schen im Laufe ihres Lebens in we-
sentlich höherem Maße als die Ge-
neration ihrer Eltern in einem ande-
ren Land leben und arbeiten als in 
demjenigen, in dem sie aufgewach-
sen sind. Die Vielfalt von Sprachen 
und Lebensweisen, die derzeit schon 

gegeben ist, wird weiter zunehmen. 
Einwanderersprachen in Deutsch-
land bleiben vital. Bereits heute be-
sitzt fast jeder Fünfte in Deutschland 
einen Migrationshintergrund, bei 
den Kindern unter sechs Jahren ist 
dies fast ein Drittel.

Noch immer führt Migrationshin-
tergrund in allen Stufen des Bil-
dungssystems zu Benachteiligungen. 
So sind Kinder und Jugendliche mit 
Migrationshintergrund, zu einem 
großen Teil aus sozioökonomisch be-
nachteiligten Verhältnissen, beson-
ders betroffen von dem bereits durch 
die PISA-Studie 2000 festgestellten 
Faktum, dass es in Deutschland so 
schlecht gelingt wie in keinem ande-
ren der im Rahmen der PISA-Studie 
untersuchten Länder, den Zusam-
menhang von sozialer Herkunft und 
Bildungserfolg aufzuheben. Es gibt 
keine Hinweise darauf, dass diese 
Korrelation seither geringer gewor-
den ist. Im Gegenteil: Auch der Bil-
dungsbericht 2008 weist darauf hin, 
dass „die in unterschiedlichen Ab-
schnitten einer Bildungsbiografie 
eingeschlagenen Wege mit Dispari-
täten verbunden sind oder sie sogar 
verstärken. Die Analyse der Über-
gänge aus den allgemeinbildenden 
Schulen in die berufliche Bildung 
und in die Hochschulen zeigt, dass 
der von den internationalen Schul-

leistungsstudien für Deutschland als 
besonders ausgeprägt herausgearbei-
tete Zusammenhang zwischen sozi-
aler Herkunft und Bildungserfolg 
auch in diesen Phasen der Bildungs-
biografien fortdauert, zum Teil noch 
weiter gestärkt wird“ (Autorengrup-
pe Bildungsberichterstattung 2008: 
14 f ).

Der Kompetenzrückstand der hier 
geborenen 15-jährigen Schülerinnen 
und Schüler, die von Anfang an die 
Schule in Deutschland besucht ha-
ben, ist größer als der derjenigen, die 
selbst nach Deutschland zugewan-
dert sind – so ein weiterer aufschre-
ckender Befund der PISA-Studie, der 
auf die mangelhafte Wirkungsweise 
unseres Bildungssystems hinweist 
(vgl. OECD 2006).
 

Kinder und Jugendliche, die heute die Schule in Deutschland  
besuchen, leben und lernen in einem Umfeld, das durch  
Globalisierung, Internationalisierung und andauernde Migrations-
bewegungen geprägt ist. Durch erhöhte Mobilität, auch in einem 
rasch zusammenwachsenden Europa, werden diese jungen  
Menschen im Laufe ihres Lebens in wesentlich höherem Maße 
als die Generation ihrer Eltern in einem anderen Land leben und  
arbeiten als in demjenigen, in dem sie aufgewachsen sind.

*	Geringfügig gekürzter Abdruck aus: Schul-
Verwaltung spezial 4 / 2009: Herausforde-
rung Migration, S. 4 –7.
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Der Abschied von alten Denkmustern 
und Traditionen
Positive Veränderungen sind allein durch kompensato-
rische Maßnahmen nicht zu erreichen. „Schüler mit  
Migrationshintergrund sind unterfordert!“ betitelte die 
Berliner Tageszeitung einen Beitrag vom 24. Oktober 
2006 und bezog sich dabei auf eine Auswertung von For-
schungsergebnissen aus dem anglo-amerikanischen Raum 
durch das Wissenschaftszentrum Berlin. Demnach hängt 
der Bildungserfolg von Kindern mit Migrationshinter-
grund erheblich vom Vertrauen der Lehrkräfte in die  
Fähigkeiten der Schülerinnen und Schüler ab. Niedrige 
Erwartungen der Lehrkräfte diesen Kindern und Kin-
dern aus sozial schwachen Familien gegenüber führen 
dazu, dass im Sinne einer „Self-fulfilling prophecy“ tat-
sächlich schlechte Ergebnisse erzielt werden. Verstärkend 
wirke, dass diese Schülergruppe auch besonders emp-
findlich auf die zu geringen Erwartungen der Lehrkräf-
te reagiere.

Kommen außerdem negative Stereotype hinzu, die die 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe mit gerin-
gen intellektuellen Fähigkeiten in Verbindung bringen, 
könne dies die schulischen Leistungen erheblich beein-
trächtigen und zu einer übermäßigen Ablehnung der 
Schule führen. Aus der Angst heraus für unzulänglich 
empfunden zu werden, sinke der Anspruch an die eige-
nen Schulleistungen, Herausforderungen werden ver-
mieden und Schulleistungen verlieren ihre Bedeutung 
für das Selbstwertgefühl (vgl. Wissenschaftszentrum Ber-
lin 2006). Wenn die international vergleichende OECD-
Untersuchung „Where immigrants succeed“ (2006) 
gleichzeitig in Hinsicht auf Kinder und Jugendliche mit 
Migrationshintergrund in Deutschland eine besonders 
hohe Leistungsbereitschaft und ein besonders großes Mo-
tivationspotenzial sowie eine deutlich höhere Zufrieden-

heit mit der Schule konstatiert, zeigt sich hier ein ver-
kanntes Potenzial, das es für die Verbesserung des Bil-
dungserfolgs zu nutzen gilt (vgl. OECD-Zusatzstudie 
2006). Letztendlich geht es um den Blick auf die Kom-
petenzen der Kinder und Jugendlichen und um die Ent-
wicklung schulischer Strategien, die Raum bieten für die 
Entfaltung aller Talente und Begabungen und damit zu 
mehr Bildungserfolg führen. Jedes Förderkonzept muss 
sich daraufhin prüfen lassen.

Grundsätze gelingender interkultureller  
Schulentwicklung
Ein wesentlicher Aspekt bedeutet die Wahrnehmung, 
Reflexion und Abkehr von vereinfachenden, vordergrün-
digen, der Homogenisierung dienenden Bildern – die 
sich nicht nur auf Migranten – oder das sozial benach-
teiligte Kind beziehen, sondern ebenso auf jegliche Art 
von Verschiedenheit.

Es gibt an jeder Schule besonders begabte Kinder, Kin-
der mit Legasthenie- oder Dyskalkulieproblemen, reli-
giöse oder nichtgläubige Kinder, körperlich eingeschränk-

te oder besonders sportliche und bewegungsfreudige Kin-
der, musik- und mathematikbegeisterte Kinder, hyper-
aktive Kinder, finanziell arme oder reiche Kinder, mehr-
sprachige und einsprachige Kinder, neu zugewanderte 
Kinder und hier geborene Kinder und viele mehr.
Wenn es gelingt, all diese Facetten von Verschiedenheit 
in den Blick zu nehmen, tritt die oft als Problembezeich-
nung stark hervorgehobene und nicht selten stigmatisie-
rende Kategorie „Migrationshintergrund“ in den Hin-
tergrund. Verschiedene Studien belegen, dass das Merk-
mal Migrationshintergrund allein keine ausreichende 
Erklärungskraft für ungleiche Bildungschancen liefert.

Erfolgreiche, qualitätsbewusste Schulen nutzen die Chan-
cen, die sich durch die Heterogenität der Schülerinnen 
und Schüler ergeben. Im Gegensatz zur gängigen Praxis 
streben sie nicht die Herstellung von Homogenität an, 
sondern gestalten und entwickeln bewusst ein Modell 
von Schule, das Verschiedenheit positiv aufnimmt und 
für die Gestaltung pädagogischer Prozesse und Resulta-
te nutzt. Gelingensbedingungen hierfür sind, dass nicht 
nur einzelne Individuen oder Grüppchen die Situation 
reflektieren und neue Wege entwickeln, sondern dass es 
gelingt, die Schule als gesamte Organisation mit ihren 
Entwicklungsprozessen und Umfeldbedingungen in den 
Blick zu nehmen.

Systemische Entwicklungen anstelle  
punktueller Ansätze
Eine Bestandsaufnahme von Schule und Unterricht un-
ter interkulturellen Gesichtspunkten bedeutet einen ers-
ten Schritt zu einer systemisch verankerten, planvollen 

Abbildung 8: Qualitätskriterien und Indikatoren

Qualitätskriterium:
Die Unterrichtsgestaltung in ethnisch und sozial heterogenen Lerngruppen ermöglicht jeder Schülerin und 
jedem Schüler eine optimale, individualisierte Lernentwicklung

Indikatoren:
•	 Die Schule organisiert das Lernen in heterogenen Lerngruppen so, dass alle Schülerinnen und Schüler vom gemeinsamen 

Lernen profitieren.
•	 Der Unterricht ist geprägt von methodischer Vielfalt und stärkt die Selbstlernkompetenzen und die Selbstverantwortung 

der Schülerinnen und Schüler für ihren Lernprozess.
•	 Der Erfolg des Unterrichts wird durch regelmäßiges Schülerfeedback und der Dokumentation der individuellen 

Lernentwicklung überprüft.
•	 Die Lehrkräfte gestalten den Unterricht so, dass sie Vertrauen in die Potenziale der Schülerinnen und Schüler setzen und 

von ihnen eine hohe Leistungs- und Anstrengungsbereitschaft erwarten und fördern.

Qualitätskriterium:
Der Unterricht in Deutsch als Zweitsprache (DaZ) wird als kontinuierliche Aufgabe des gesamten Kollegiums 
gesehen

Indikatoren:
•	 Das Förderkonzept für Deutsch als Zweitsprache ist ein schriftlich niedergelegter Bestandteil des allgemeinen 

Förderkonzepts der Schule.
•	 Für neu aufgenommene Schülerinnen und Schüler gibt es ein umfassendes Verfahren zur Lernstandsfeststellung und 

Sprachdiagnostik.
•	 Die Förderung in Deutsch als Zweitsprache findet in integrierter oder additiver Form kontinuierlich statt.
•	 Die DaZ-Förderung ist eng mit dem Regelunterricht verzahnt.
•	 Die DaZ-Förderung dient dem Aufbau von Kernkompetenzen in Deutsch als Schul- und Fachsprache.
•	 Es gibt einen Konferenzbeschluss, dass DaZ-Stunden proportional nicht häufiger ausfallen dürfen als anderer Unterricht.
•	 Lehrkräfte nehmen an DaZ-Fortbildungen teil.

Schulentwicklung und leitet einen Verständigungspro-
zess im Kollegium und der Schulgemeinde über die Vor-
stellungen von einer guten, interkulturell wirksamen 
Schule ein.

Mit einem kritischen Blick wird zunächst die Schule als 
Ganzes in den Blick genommen: die Qualität der Lern- 
und Lehrprozesse, das schuleigene Curriculum, die di-
daktisch, methodisch und pädagogisch durchdachte Un-
terrichtsgestaltung sowie die Schulkultur, die Qualität 
der Bildungs- und Erziehungspartnerschaften mit Eltern 
und die Unterstützung der Lehr-/Lernprozesse durch die 
Zusammenarbeit mit außerschulischen Partnern. Spezi-
elle Tools bzw. Instrumente mit konkreten Qualitätskri-
terien und Indikatoren bzw. Checklisten können genutzt 
werden, um eine Stärken-/Schwächenbilanz der eigenen 
Schule zu erstellen (nützliche, erprobte Instrumente hier-
für in: Schanz/Hartung 2009).

Zum Zwecke der Veranschaulichung werden hier zwei 
Beispiele für Qualitätskriterien und Indikatoren vorge-
stellt (Schanz/Schoof-Wetzig 2008) (siehe Abb.8).

Das folgende Raster, das im Kanton Zürich für die in-
terne Evaluation der am Projekt Qualität in multikultu-
rellen Schulen (QUIMS) beteiligten Schulen entwickelt 
wurde, bietet sich an, um eine Bestandsaufnahme zu Be-
ginn eines Entwicklungsprozesses an sozial, kulturell und 
sprachlich heterogenen Schulen vorzunehmen. Es eig-
net sich aber auch für den Einsatz von Evaluationsschlei-
fen im Rahmen eines kontinuierlichen Verbesserungs-
prozesses.
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Hier können Qualitätskriterien und Indikatoren einge-
tragen und in Hinsicht auf die Umsetzung an der Schu-
le analysiert werden (Bildungsdirektion Kanton Zürich 
2007) (siehe Tabelle 2).

Wie in jeder guten Schulentwicklung sollte als nächster 
Entwicklungsschritt die Schwerpunktsetzung auf kon-
krete Handlungsfelder vorgenommen werden, an denen 
zunächst weitergearbeitet werden soll.

Um die in der Praxis teilweise chaotisch und komplex 
verlaufenden Prozesse verstehen, reflektieren und weiter-
entwickeln zu können, ist es notwendig, in Abständen 
prozessbegleitende Phasen der Selbstevaluation und Qua-
litätssicherung einzubauen. Diese stellen gewissermaßen 
Haltepunkte im Prozess dar, an denen die an der Schu-
le Tätigen gemeinsam systematisch nachdenken, um die 
nächsten Entwicklungsschritte festzulegen:

a)	 Wie gut sind wir? (Bestandsaufnahme)
b)	 Woher wissen wir das? (Kriterien und Indikatoren)
c)	 Welche Konsequenzen schließen wir daraus?  
	 (Weitere Entwicklungsschritte) 
	 (vgl. Schratz 1999: 65)

Insgesamt geht es also um einen ständigen Verbesserungs-
prozess; das permanente Lernen aus Erfahrungen, das 
von Feed-back zu erarbeiteten Handlungsschritten Ein-
zelner oder Gruppen bis zu einem gemeinsamen Dialog 
über die Weiterarbeit lebt.

Grundlage des Prozesses ist das bekannte Modell der 
Schule als lernende Organisation im Rahmen eines pä-
dagogischen Qualitätsmanagements.

Interkulturelle Schulentwicklung macht keinen Umweg 
um die Biographien der Beteiligten, sondern bezieht  
diese ein. Unterschiedliche Wertvorstellungen und  
Menschenbilder können auch zu Konflikten führen.  

Diese nicht zu verdrängen, sondern in einem Prozess der 
kritischen Reflexion zu bearbeiten und eine aktive Dia-
log- und Konfliktkultur an der Schule aufzubauen, führt 
letztendlich zu einem notwendigen pädagogischen Kon-
sens über die Vorstellung von einer diversitätsbewussten 
Schule.

Zur Bedeutung interkultureller  
Trainings  in der Schule
Die Darstellung des Interkulturellen Kompetenzkurses 
für pädagogisches Personal sowie die Qualifizierung in-
terkulturell kompetenter Auszubildender an der Staatli-
chen Fremdsprachenschule in demselben Beitrag ma-
chen deutlich: Die Auseinandersetzung mit den oft tief 
im Unterbewusstsein verborgenen ureigenen Bildern und 
Vorurteilen und den damit verbundenen Prägungen und 
Haltungen ist notwendig. Die individuelle und gemein-
same Reflexion ist die Grundlage dafür, um eingeschlif-
fene alte Traditionen und Routinen in der Schule als Aus-
wirkungen von Stereotypisierungen und Diskriminie-
rungen zu erkennen und sich in der Konsequenz von 
diesen verabschieden zu können. Als Beispiel sei hier nur 
an die alte Praxis der Sprachförderung erinnert, bei der 
nicht selten Lücken im Lehrerstundenplan „gefüllt“ wur-
den durch die Erteilung einer Stunde Förderunterricht.

Der „Index für Inklusion“ 
Einen neuen und innovativen Ansatz, um einen an Viel-
falt als Ressource orientierten Schulentwicklungsprozess 

zu gestalten und ein Leitbild zu entwickeln, stellt der 
„Index für Inklusion“ dar. Ursprünglich in England ent-
wickelt, vor wenigen Jahren auf deutsche Verhältnisse 
übertragen, benutzt er den Begriff der Inklusion. In be-
wusster Abgrenzung vom Begriff der Integration, der da-
von ausgeht, dass die eine Gruppe die andere aufnimmt, 
also in gewisser Weise ein Gefälle beinhaltet, wird hier 
fokussiert auf die Erziehung und Bildung aller Kinder. 
Angestrebt werden soll der Abbau jeglicher Form von 
Barrieren für Bildungserfolg in der Schule und damit die 
Steigerung der Teilhabe aller Schülerinnen und Schüler 
sowie die Weiterentwicklung der Kulturen, Strukturen 
und Praktiken in Schulen, so dass diese besser auf die 
Vielfalt der Schülerinnen und Schüler eingehen können.

Der Index für Inklusion bietet Schulen eine umfassende 
und systematische Unterstützung im Prozess ihrer Refle-
xion und Entwicklungsplanung, indem er als Grundlage 
für Analysen und Verständigungsprozesse ein umfang-
reiches Instrumentarium an Checklisten mit Fragen 
bietet. In den drei Dimensionen „inklusive Kulturen 
schaffen, inklusive Strukturen etablieren und inklusive 
Praktiken entwickeln“ bietet er einen Analyserahmen, 
innerhalb dessen der Planungsprozess für die Schulent-
wicklung strukturiert werden und ein Leitbild entwickelt 
werden kann. Insbesondere beinhaltet er eine detaillier-
te Analyse, wie Barrieren für das Lernen aller Schülerin-
nen und Schüler abgebaut und überwunden werden kön-
nen. (vgl. Boban/Hinz 2003)

Tabelle 2: Raster zur Bestandsaufnahme im Evaluationsprozess 

Qualitätsmerkmal 
und Indikatoren

Was unternehmen 
wir als ganze 
Schule in Bezug 
auf das Merkmal?

Wie gut erreicht  
unsere Schule, 
was das Merkmal 
beschreibt? (eige-
ne Beurteilung)

Was wollen wir 
vordringlich  
beibehalten und 
weiterführen?

Was wollen wir 
verbessern,  
ergänzen oder neu 
entwickeln?

Bis wann? Wer ist  
verantwortlich?

+ + + – – – 

Die Auseinandersetzung mit den 
oft tief im Unterbewusstsein  

verborgenen ureigenen Bildern 
und Vorurteilen und den damit 

verbundenen Prägungen und  
Haltungen ist notwendig. Die  
individuelle und gemeinsame  

Reflexion ist die Grundlage dafür, 
um eingeschliffene alte Tradi

tionen und Routinen in der  
Schule als Auswirkungen von  

Stereotypisierungen und Diskri-
minierungen zu erkennen und 

sich in der Konsequenz von  
diesen verabschieden zu können.
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Kultursensible Zusammenarbeit mit Eltern  
mit Migrationshintergrund
Eine Ursache für geringen Bildungserfolg von Kindern 
und Jugendlichen mit Zuwanderungsgeschichte ist  
sicher auch in der oft schwierigen und unzureichenden 
Zusammenarbeit von Elternhaus und Schule zu sehen.

Eine auf Partizipation und Gleichberechtigung hin ori-
entierte Schule erfordert eine kulturkritische Herange-
hensweise statt Zuschreibungen sowie Diskussionen mit 
denjenigen, um die es geht, statt über sie.

Dies bezieht sich in besonderer Weise auf die Zusam-
menarbeit mit Eltern, die eine Zuwanderungsgeschich-
te haben. Missverständnisse und Vorurteile entstehen 
leicht durch unterschiedliche Erwartungen und Erfah-
rungen: Hier sind die Lehrkräfte auf der einen Seite, 
meist aus der deutschen Mittelschicht stammend, in die-
sem Land geboren und aufgewachsen, geprägt von der 
Vorstellung des Mythos der Einsprachigkeit als dem 
Normalfall. Dort sind auf der anderen Seite Eltern mit 
Migrationshintergrund mit eher transnationalen und 
mehrsprachigen Erfahrungen, einer Mehrzahl von Welt-
bildern und Heimaten, nicht selten aus sozioökonomisch 
armen Verhältnissen. Dem Gefühl von Ablehnung bzw. 
geringer Wertschätzung in der Wahrnehmung vieler  
Migranteneltern steht auf der Seite der Lehrkräfte nicht 
selten die Einschätzung gegenüber, Migranteneltern  
seien desinteressiert an Bildungserfolg und Schule. 
Grundsätzlich sollte davon auszugehen sein, dass Eltern 
sowie Lehrkräfte das Ziel eines bestmöglichen Bildungs-
erfolgs verfolgen. Auf der Grundlage einer gründlichen 
Bestandsaufnahme sollte dieses gemeinsame Ziel als Aus-
gangspunkt für positive innovative Entwicklungen ge-
nommen werden. Erfahrungsgemäß ist es günstig, mit 
bereits engagierten Eltern an der Schule in einen Dialog 
einzutreten, der auf gleicher Augenhöhe stattfindet. Ist 
erst eine Vertrauensbasis geschaffen, gelingt es in der Re-
gel nach und nach weitere Eltern mit ins Boot zu holen.

In vielen Bundesländern gibt es inzwischen auch ehren-
amtlich tätige Bildungs- bzw. Integrationslotsen mit Mi-
grationshintergrund, die in Entwicklungsprozesse ein-
bezogen werden könnten.

Durchgängige Sprachförderung als Aufgabe jeder 
Lehrkraft und jeden Unterrichts
Die Sprache der Schule lernt ein Kind nur in der Schu-
le – zumindest dann, wenn es nicht aus einem besonders 
bildungsprivilegierten Elternhaus kommt, was auf einen 
Großteil der Kinder nicht zutrifft, die Deutsch als Zweit-
sprache lernen oder allgemein sprachlichen Unterstüt-
zungsbedarf haben. Bei der Ursachenforschung für man-
gelnden Bildungserfolg insbesondere der großen Grup-
pe der hier geborenen Kinder und Jugendlichen, die ihre 
gesamte Schulzeit hier verbracht hat, stößt man unter 
anderem auf die mangelnde Beherrschung des Deutschen 
als Unterrichtssprache. Der für eine erfolgreiche Lern- 
und Leistungsentwicklung notwendige Schritt von der 
oft recht gut beherrschten Alltagssprache zur im Laufe 
der Schulbiographie immer abstrakteren, weitgehend 
kontextunabhängigen Unterrichtssprache gelingt vielen 
nicht gut genug. Hier ist die Schule in der Pflicht. Hier 
muss ein kontinuierlicher Qualitätsentwicklungsprozess 
eingeleitet werden, der mit einer kritischen Bestandsauf-
nahme der bisherigen Ansätze beginnt. Er sollte zum Ziel 
haben, kompetenzorientierte Sprachförderung als inte-
grativen Baustein der Unterrichts- und Schulentwick-
lung zu verankern und dabei die individuelle Lern
entwicklung als Grundlage für Sprachbeobachtung und 
Förderung in den Blick nehmen.

Durch die bisherigen Routinen additiver Sprachförde-
rung in schulischen Nischen konnten positive Verände-
rungen nicht erreicht werden. Im Gegenteil: diese haben 
nicht selten zu Mechanismen geführt, die Bildungsun-
gleichheit reproduzierten anstatt sie abzubauen. Sprach-
förderung als gemeinsame Aufgabe aller Lehrkräfte und 
aller Fächer wird dann erfolgreich sein, wenn ein Qua-
litätsentwicklungsprozess gestaltet wird, der sich auf den 
systematischen Ausbau der Fach-, Methoden- und per-
sonalen Kompetenzen richtet und auf ein hohes Niveau 
schulspezifischer Problemlösekompetenzen abzielt.

Im Rahmen des BLK-Programms FörMig (Förderung 
von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund 2004 –2009) sind in zehn Bundesländern inno-
vative Ansätze sprachlicher Förderung und Bildung ent-
wickelt und evaluiert worden.

Sensibilität und Empathie mit mehrsprachigen Men-
schen sind die Wertebasis für kompetenzorientierte und 
wertschätzende Sprachförderung. Schule sollte als mehr-
sprachiger Lernort erkennbar sein.

Fazit
Schule ist der zentrale Ort, an dem 
alle Schülerinnen und Schüler 
Schlüsselkompetenzen für die Parti-
zipation, Solidarität und Handlungs-
fähigkeit in heutigen und zukünfti-
gen gesellschaftlichen Verhältnissen 
erwerben.

Dieses Ziel kann durch einen Para-
digmenwechsel erreicht werden, der 
darauf gerichtet ist, die kulturelle, so-
ziale und mehrsprachige Heteroge-
nität der Schülerinnen und Schüler 
als positive Ressource anzuerkennen 
und eine an Diversität orientierte 
Klassen- und Schulkultur zu ent
wickeln. Durch den Prozess einer 
interkulturellen Schulentwicklung 
werden systematisch kontinuierliche 
Verbesserungsprozesse eingeleitet 
und überprüft.

Die Sprache der Schule lernt  
ein Kind nur in der Schule –  

zumindest dann, wenn es nicht 
aus einem besonders bildungspri-

vilegierten Elternhaus kommt, 
was auf einen Großteil der  

Kinder nicht zutrifft, die Deutsch 
als Zweitsprache lernen.



30 31

Eltern mit Migrationserfahrung Als 
Lern- und BerufsbegleiterInnen ihrer 
Kinder am Übergang Schule – Beruf:  
das Strategiemodell Weinheimer  
Bildungskette.
Ergebnisse aus den Leitprojekten Regionales
Übergangsmanagement und Lebenswelt Schule

Ulrike Süss, Susanne Felger, Khadija Huber

Man kann einen Menschen nicht lehren, man kann ihm 
nur helfen, es in sich selbst zu tun. (Galileo Galilei)

Das Ziel, Eltern zu guten Lernbegleiterinnen und -be-
gleitern und zu wirkungsvollen Unterstützerinnen und 
Unterstützern ihrer Kinder am Übergang von der Schu-
le in Ausbildung und Beruf werden zu lassen, wurde in 
Weinheim früh formuliert. Mit den Aktivitäten, dafür 
geeignete Maßnahmen zu installieren, stehen wir noch 
eher am Anfang. Der vorliegende Beitrag hat insofern 
Werkstattbericht-Charakter, der ergebnisoffene Entwick-
lungsprozesse beschreiben und Entwicklungsrichtungen 
markieren will.

Unter dem Titel Weinheimer Bildungskette wird seit 
Anfang 2008 ein lokales Netzwerk aus KiTas, Schulen, 
Familie und Migranten-Community, Jugendarbeit, Wirt-
schaft, Politik, Zivilgesellschaft, Arbeits-, Bildungs- und 
Jugendhilfeverwaltung, staatlicher Schulaufsicht, freige-
meinnützigen und kirchlichen Trägern sowie Hochschu-
le und Wissenschaft aufgebaut, dessen Selbstverständnis 
zunehmend das einer lokalen Verantwortungsgemein-
schaft wird. Die Kinder und Jugendlichen sollen dabei 
unterstützt werden, „es in sich selbst zu tun“. Kein Kind 
und kein Jugendlicher soll auf seinem Bildungsweg schei-
tern oder „verloren gehen“.
Als Gründungsmitglied der Interkommunalen Arbeits
gemeinschaft Lokale Verantwortung für Bildung und 
Ausbildung, Weinheimer Initiative arbeiten Stadt und 

Bürgergesellschaft seit Jahren an diesem Ziel (Weinhei-
mer Initiative 2007).

Mit der Weinheimer Bildungskette sollen „Kinder und 
Jugendliche, die aufgrund von schlechteren Ausgangsbe-
dingungen in ihren Entwicklungs-, Bildungs-, Lern- und 
Berufswegen benachteiligt sind, frühestmöglich und an 
den kritischen biografischen Übergängen dabei unter-
stützt werden, ihr jeweiliges individuelles Potenzial aus-
zuschöpfen und Schlüsselkompetenzen für den Beruf wie 
für eine eigenständige Lebensführung zu entwickeln“ 
(Süss / Felger / Harmand 2010). 

Dabei geht es sowohl um Bildungs- und Chancengerech-
tigkeit als auch um die Aktivierung der Potenziale der 
Zuwanderungsgesellschaft für die Weiterentwicklung des 
regionalen Wirtschaftsraumes und Förderung eines de-
mokratischen, beteiligungsorientierten lokalen Gemein-
wesens. Integration soll vor allem erreicht werden durch 
eine gleichberechtigte Teilhabe an den lokalen Bildungs-
ressourcen sowie das subjektive Erleben, selbst ein wich-
tiger Teil der lokalen Verantwortungsgemeinschaft für 
eine gelingende Entwicklung und Bildung der Wein
heimer Kinder zu sein. Ein von Regionalen Übergangs-
management Weinheim und anderen beauftragtes Gut-
achten der Universität Hamburg stützt diesen Hand-
lungsansatz. Neumann/Schwaiger argumentieren: „Die 
Bedeutung von Bildung besteht im Integrationsprozess 
in der Einwanderungsgesellschaft Deutschland sowohl 
in Bezug auf die Partizipationschancen des Einzelnen im 
Beruf, im Privaten und im gesellschaftlichen Leben als 
auch für die Zukunftsfähigkeit der Gesellschaft als Gan-
zes, denn sie ist auf die optimale Nutzung aller Ressourcen 
angewiesen und muss dem grundgesetzlich garantierten 
Anspruch an Bildungsgerechtigkeit entsprechen, soll es 
nicht zu gesellschaftlichen Konflikten und Spaltungen 
kommen. Die Frage einer qualitativ hochwertigen Bil-
dung für alle Gesellschaftsmitglieder, seien sie Migran-

ten oder nicht, ist daher für die Gesellschaft insgesamt 
von zentraler Bedeutung. Eine Form gesellschaftlicher 
Partizipation liegt vor, wenn sich Eltern an Schulent-
wicklungsprozessen sowie am Schulleben und den schu-
lischen Lernprozessen ihrer Kinder beteiligen und sie da-
bei deren Interessen vertreten (können)“ (Neumann/ 
Schwaiger 2010: 229).

Strukturelle Voraussetzungen für die lokale Verant­
wortungsgemeinschaft – Bündelung der Kräfte und 
kooperatives Handeln „aus einem Guss“
Repräsentiert und gesteuert wird das lokale System der 
Unterstützer/innen und Begleiter/innen von der Stadt 
Weinheim in Person des Weinheimer Oberbürgermeis-
ters. Unter dessen Federführung wird derzeit die lokale 
Gesamtstrategie Weinheimer Bildungskette weiter aus
differenziert, d.h. die priorisierten Schlüsselprozesse wer-
den konkretisiert, die dafür notwendigen lokalen Struk-
turen entworfen und umgesetzt und die entsprechenden 
politischen Aushandlungskulturen und Werthaltungen 
weiterentwickelt.

Es sollen eine lokale Infrastruktur und Steuerungsme-
chanismen entstehen, die das konsistente und zielfüh-
rende Zusammenspiel der Arbeitsfelder Bildung und Un-
terricht, Berufsvorbereitung, Erziehung und Betreuung, 
Jugendarbeit und Integration fördern. Dabei sollen die 
Grenzen der institutionellen Zuständigkeitsbereiche so-
zusagen im „Backoffice“ der kooperierenden Institutio-
nen verhandelt werden, damit die Schlüsselprozesse, 
Praxisprojekte und deren intendierte Wirkungen „aus ei-
nem Guss“ direkt bei den Kindern und Jugendlichen an-
kommen. Als besondere Herausforderung wird dabei die 
Schnittstelle zwischen der Aufgabenverantwortung der 
Kommune und der staatlichen Schulaufsicht bewertet.
Für die zielführende Entwicklung und Koordinierung 
dieser Prozesse vom ersten biografischen Übergang von 
der Familie in den Kindergarten bis zum Übergang in 
die Sekundarstufe I wird seit 2007 die Koordinierungs-

stelle für Bildung, Sprache und Interkulturelle Verstän-
digung Integration Central, für die Prozesse am Übergang 
in den Beruf das Büro des Städtischen Übergangsmanage-
ments Schule-Beruf aufgebaut. Die Prozesse der Elternbe
teiligung am Übergang der Kinder in die Sekundarstufe 
I und in den Beruf steuern die beiden Koordinierungsstellen 
in enger Abstimmung. Das Städtische Übergangsmanage-
ment wird im operativen Bereich durch die Regionale 
Jugendagentur Badische Bergstraße Job Central ergänzt, 
die seit 1999 zusammen mit dem Stadtjugendring Wein-
heim die Aufgaben der Jugendberufshilfe in der Region 
wahrnimmt (Felger 2010). Der Stadtjugendring fungiert 
darüber hinaus für die Stadt Weinheim als Träger der 
Jugendarbeit.

Um dem Werkstattcharakter dieser Entwicklungen ge-
recht zu werden, die jeweiligen fachlichen Qualitäten 
und das spezifische Erfahrungswissen mit Synergieeffek-
ten zueinander zu bringen, die Kreativität, den freien 
Gedankenaustausch sowie die Kooperation auf gleicher 
Augenhöhe zu fördern, haben diese kooperierenden Stel-
len in Vorbereitung des Fachtags Weinheimer Bildungs-
kette im Mai 2010 ein „Architekturbüro Weinheimer 
Bildungskette“ eingerichtet. Sobald neue Entwicklun-
gen und Produkte entscheidungsreif sind, werden sie mit 
dem fachlichen Votum des Architekturbüros zur Bera-
tung in die zuständigen kommunalen Gremien einge-
bracht. Der Fachtag 2010 war auch der Startpunkt für 
die Einrichtung einer Entwicklungswerkstatt Elternbe-
teiligung, die im Rahmen der Leitprojekte Regionales 
Übergangsmanagement und Lebenswelt Schule finanziell 
gefördert, von Integration Central moderiert und vom 
Interkulturellen Kompetenzzentrum der Pädagogischen 
Hochschule Heidelberg wissenschaftlich begleitet wird.

Die Aktivitäten in den Weinheimer Hauptschulen, die 
sich ab dem Schuljahr 2010/11 zur neuen Schulform 
Werkrealschulen weiterentwickeln werden, stellen im lo-
kalen Übergangsmanagement Schule-Beruf und damit 
auch in der Entwicklungswerkstatt einen Schwerpunkt 
dar (Ministerium für Kultus, Jugend und Sport, Baden-
Württemberg 2010). Im Weinheimer Zukunftskonzept 
Werkrealschule werden die Schlüsselprozesse und Pro-
jekte des städtischen Übergangsmanagements, von Job 
Central, Stadtjugendring sowie Integration Central in 
enger Kooperation und Abstimmung mit den beiden 
Schulen gestaltet, die den Umbau zur Werkrealschule, 
orientiert an den Zielen der Weinheimer Bildungskette, 
bewerkstelligen müssen. Um die Bündelung der Kräfte 
und das kooperative Handeln „aus einem Guss“ zu ver-
stärken sowie möglichen Schnittstellenproblemen vor-
zubeugen, wurde darüber hinaus 2008 im neuen Städ-
tischen Amt für Bildung, Sport und Bäder die Aufgaben-
verantwortung der Stadt als Schulträger mit der Auf
gabenverantwortung in der Erziehung, Bildung und 
Betreuung zusammen geführt.

Seit Anfang 2008 werden in Weinheim fast zeitgleich 

und eng miteinander verzahnt die Programme Perspek­

tive Berufsabschluss: Regionales Übergangsma­

nagement Schule-Beruf des BMBF und Lebenswelt 

Schule (LWS) der Deutschen Kinder- und Jugendstif-

tung und Jacobs Foundation (DKJS 2010) umgesetzt. 

Der Grundstein für den systematischen Aufbau der 

Weinheimer Bildungskette wurde im Zuge dessen 

durch den Auftrag des Oberbürgermeisters der Stadt 

Weinheim gelegt, eine Lenkungsgruppe und eine 

Geschäftsführung Weinheimer Bildungskette ein-

zurichten, die schon 2004 gegründete Berufsintegra-

tionskommission entsprechend weiterzuentwickeln 

sowie eine ganzheitliche lokale Gesamtstrategie für 

Kinder und Jugendliche mit geringeren Bildungschan-

cen zu entwickeln. 
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Elternbeteiligung als Schlüssel­
prozess in der Weinheimer  
Bildungskette
Insgesamt wurden für die Weinhei-
mer Bildungskette sechs Schlüssel-
prozesse definiert: Eltern und Fami-
lien aktiv beteiligen und ihre Kom-
petenzen einbinden, Sprachkompe-
tenz und Mehrsprachigkeit fördern, 
Lernwege individuell gestalten/
selbstgesteuertes Lernen fördern, 
Lernwege individuell begleiten, früh-
zeitig und systematisch auf Ausbil-
dung und Beruf vorbereiten, sowie 
Kinder und Jugendliche beteiligen 
sich und lernen voneinander (Süss/
Felger/Huber/Harmand 2010: 11ff ). 

Die Beteiligung von Eltern an den 
Lern- und Berufswegen ihrer Kinder, 
vor allem an den kritischen biografi-
schen Übergängen, wurde als ganz 
entscheidend herauskristallisiert. 
Dieser Schlüsselprozess wird derzeit, 
entlang der biografischen Phasen 
bzw. Übergänge der Kinder und Ju-
gendlichen, in den folgenden Projek-
ten umgesetzt (http://www.inte
grationcentral.de/Projekte/projekte.
aspx):
•	 Griffbereit am Übergang der Kin-

der von der Familie in den Kinder-
garten (Huber 2010)

•	 Rucksack in der KiTa und Wein
heimer Lebenswelt Schule am 
Übergang der Kinder in die Grund-
schule (Groß 2009; Süss/Huber 
2009a, 2009b, 2010)

•	 Rucksack Grundschule am Über-
gang der Kinder in die Sekundar-
stufe I (Grünenwald 2009)

•	 Weinheimer Zukunftskonzept 
Werkrealschule im Programm 
Matching Funds der  Stiftung Mer-
cator sowie im Projekt TEMA – 
Türkische Eltern als Motor für 
Ausbildung im Programm Mehr 
Türkische Azubis des Wirtschafts-
ministeriums Baden-Württemberg 
(Süss/König/Yüksel 2010)

Die folgende Grafik zeigt am Beispiel 
des Schlüsselprozesses Elternbeteili-
gung die drei Dimensionen der 
Weinheimer Bildungskette: die bio-
grafische Linie mit den Übergängen, 
die sechs priorisierten Schlüsselpro-
zesse und deren Umsetzung durch 
Projekte.

Das Selbstverständnis von Bildung, Berufsvorbe­
reitung und Elternbeteiligung in der Weinheimer  
Bildungskette
Die Weinheimer Strategie setzt mit ihrem Selbstverständ-
nis am erweiterten Bildungsbegriff sowie an den Erkennt-
nissen, Leitlinien und Empfehlungen des 12. Kinder- 
und Jugendberichts an (BMFSFJ 2004). Dieser begreift 
die lokalen Systeme und Institutionen der Bildung, Er-
ziehung, Förderung und Betreuung aus der Perspektive 
der Kinder und Jugendlichen mit geringeren Bildungs-
chancen als Gesamtkontext, in dem Lernen und Kom-
petenzentwicklung stattfinden. Die traditionelle Tren-
nung, der zufolge die Familie für Erziehung, Schule für 
Bildung und Kita für Betreuung zuständig ist, wird den 
aktuellen Herausforderungen nicht mehr gerecht (Rau-
schenbach 2005). Aus Sicht von Kindern und Jugend
lichen sind demnach alle Lern- und Bildungsprozesse ins 
Blickfeld zu rücken, ungeachtet dessen, ob sie als Ergeb-
nis einschlägiger Bildungsinstanzen zustande kommen 
oder als Elemente offizieller Lehrpläne des Bildungssys-
tems vorgesehen waren. Bildung, Lernen und Vorberei-
tung auf Ausbildung und Beruf finden diesseits und jen-
seits von Schule und Unterricht an vielen Orten statt 
und sind nicht an die Grenzen institutioneller Zustän-
digkeit gebunden. Sie erfolgen in der Schule, der Fami-
lie, in Einrichtungen und Angeboten der Kinder- und 
Jugendhilfe, in der Gleichaltrigengruppe, im Gebrauch 
von Medien etc. Von Bildungsorten im engeren Sinne 
wäre dann zu sprechen, wenn es sich um lokalisierbare, 
abgrenzbare und einigermaßen stabile Angebotsstruktu-

ren mit einem expliziten und impliziten Bildungsauftrag 
handelt, bei denen der Angebotscharakter überwiegt. 
Lernwelten sind demgegenüber weitaus fragiler, nicht an 
einen geografischen Ort gebunden, zeiträumlich weni-
ger eingrenzbar und ohne einen expliziten Bildungsauf-
trag (BMFSFJ 2004: 26 und 29).

„Die Lehrerrolle verändert sich in diesem Erziehungs- 
und Unterrichtskonzept vom reinen Wissensvermittler 
zum Lernbegleiter, denn Schülerinnen und Schüler 
werden zunehmend Verantwortung für den Erfolg ihres 
Lernprozesses selbst übernehmen müssen. Um Lernpro-
zesse nachhaltig werden zu lassen, braucht es eine Ge-
meinschaftsleistung, die von den Schülerinnen und Schü-
lern selbst, ihren Lehrerinnen und Lehrern, den Eltern, 
den Schulträgern und außerschulischen Partnern erbracht 
werden muss…“, führt Dr. Werner Schnatterbeck, der 
für Weinheim zuständige Schulpräsident des Regierungs-
präsidiums Karlsruhe, dazu aus (Schnatterbeck 2009). 

In der Weinheimer Bildungskette beschäftigen wir uns 
entlang dieses erweiterten Bildungsbegriffs mit der Fra-
ge, wie ein das Lernen und die Berufsvorbereitung för-
dernder Kontext diesseits und jenseits von Schule und 
Unterricht aus der Perspektive der Kinder und Jugend-
lichen mit geringeren Ausgangschancen gestaltet werden 
kann. Es geht um die Herausforderung, wie für diese 
Kinder und Jugendlichen das Potenzial der lokalen Bil-
dungsorte und Lernwelten – auch unter den schwieri-
gen fiskalischen Rahmenbedingungen der Kommunen 
in der Finanzkrise – aktiviert und mit Synergieeffekten 
integriert werden kann: Also mit den Eigenkräften, den 
Interessen, Fähigkeiten und Motivationen des Jugendli-
chen selbst sowie seines potenziellen Unterstützungssys-
tems, den Lehrkräften, Eltern, Jugendberufshelfer/innen, 
den Fachleuten aus Praktikums- und Ausbildungsbetrie-
ben, ehrenamtlichen Patinnen und Paten, studentischen 
Förderlehrkräften oder Peers.

Beruf         

Ausbildung

Sek. 1         

Grund-
schule         

Kita         

Familie         

„TEMA“
Elternbegleitung bei  
Berufswegeplanung

„Mercator“
regelmäßige
Elterntreffs

„Rucksack-Grundschule“
wöchentliche 
Elternsprechstunden

„Rucksack-Kita“
wöchentliche 
Elterntreffs

„Griffbereit“
wöchentliche
Mutter-Kind- 
Gruppen

Regelmäßige Elternsprechstunde und Elterntreffs  
an Werkrealschulen durch Integration Central;  
türkische Fachkräfte arbeiten, in enger Kooperation 
mit Jugendberufshilfe und Schule, als Elternbeglei-
terinnen und stärken die Zusammenarbeit zwischen 
Elternhaus und Schule in Bezug auf Berufswege
planung und Integration in Ausbildung

Regelmäßiger Elterntreff an Haup- und Werkreal-
schulen durch eine qualifizierte Elternbegleiterin von 
Integration Central zur Stärkung der Zusammen
arbeit zwischen Elternhaus und Bildungseinrichtung 
in Bezug auf Deutsch als Zweitsprache

Wöchentliche Elternsprechstunde und Elterntreff 
durch eine qualifizierte Elternbegleiterin von  
Integration Central zur Stärkung der Zusammen
arbeit zwischen Elternhaus und Bildungseinrichtung 
in Bezug auf Deutsch als Zweitsprache

Wöchentlicher Elterntreff in Kitas durch eine qualifi-
zierte Elternbegleiterin von Integration Central zur 
Förderung der Elternbildung, Mehrsprachigkeit und 
Deutsch als Zweitsprache

Wöchentliche Mutter-Kind-Gruppen, angeleitet 
durch eine qualifizierte Elternbegleiterin von  
Integration Central in Kitas, Mehrgenerationenhaus 
und Moschee zur Förderung der allgemeinen  
frühkindlichen Entwicklung und Mehrsprachigkeit
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Schlüsselprozesse / Themen

1	 Eltern und Familie aktiv begleiten
2	 Sprachkompetenz fördern
3	 Lernwege in div. gestalten, selbstgesteuertes Lernen
4	 Lernwege individuell begleiten
5	 Auf Ausbildung und Beruf vorbereiten
6	 Kinder/Jugendliche beteiligen sich und lernen voneinander

Es geht um die Herausforderung, 
wie für diese Kinder und Jugend-
lichen das Potenzial der lokalen 
Bildungsorte und Lernwelten – 
auch unter den schwierigen  
fiskalischen Rahmenbedingungen 
der Kommunen in der Finanzkrise 
– aktiviert und mit Synergie
effekten integriert werden kann.



34 35

Auch die Berufsorientierung und -vorbereitung wird nach 
diesem erweiterten Bildungsverständnis als ein umfas-
sender Prozess der Entwicklung betrachtet, der an for-
malen Bildungsorten und in informellen Lernwelten 
stattfindet. Der bzw. die Jugendliche bildet sich nach die-
sem Verständnis in einem aktiven Ko-Konstruktions- 
bzw. Ko-Produktionsprozess zusammen mit den betei-
ligten Unterstützern weiter, die dabei gleichermaßen Ler-
nende sind und davon profitieren, auch wenn ihr Lern-
prozess nicht im Mittelpunkt des Geschehens steht (Fel-
ger/Hornef 2008; Beckenbach/Weitbrecht/Felger 2010). 
So bereitet sich der/die Jugendliche auf den Übergang 
in den Beruf oder die weiterführende Schule vor bzw. 
eignet sich so die Welt an. Ziel dieser Prozesse ist der 
Aufbau bzw. die Weiterentwicklung sowohl basaler Kom-
petenzen als auch der spezifischen Kompetenzen für den 
Übergang in Ausbildung und Beruf. Der oder die Ler-
nende baut sprachlich-symbolische Fähigkeiten auf, mit 
denen er/sie sich das kulturelle Erbe aneignen kann, so-
wie instrumentelle, soziale und personale Kompetenzen 
entwickelt, die die Voraussetzungen für lebenslanges Ler-
nen und eine nachhaltige berufliche Integration darstel-
len (BMFSFJ 2004). Hierzu gehört auch die Aneignung 
der von der Wirtschaft geforderten Ausbildungsreife, ex-
plizit die sicheren Kenntnisse in Deutsch, Mathematik 
und Englisch, sowie Berufswahlkompetenz und definier-
te soziale und personale Kompetenzen (Agentur für Arbeit 
2006). Als neue Lernwelt von großer Relevanz kommen 
in dieser biografischen Phase daher die realen und virtu-
ellen Orte der schulischen und außerschulischen beruf-
lichen Orientierung und Berufsvorbereitung hinzu wie 
der Praktikumsbetrieb, die Berufsberatung der Agentur 

für Arbeit, die Angebote der Jugendberufshilfe oder von 
Berufsstart-Paten. Hinzu kommt die große Bedeutung 
der Peergroup, vor allem derjenigen, die schon einen 
Schritt weiter in Richtung Beruf gelangt sind. Sie hat 
sich in Weinheim nicht zuletzt im Projekt „Azubis infor-
mieren SchülerInnen“ bestätigt (Perlick / Felger 2010; 
Neumann/Schwaiger 2010: 223 –228).

Mit dem neuen Schlüsselprozess Elternbeteiligung im 
Zukunftskonzept Werkrealschule wollen wir die Ressour-
cen und Kompetenzen der Eltern und der (Berufs-)Bio-
grafien der Familien – vor allem auch derer mit Migra-
tionserfahrungen – für einen gelingenden Übergang ihrer 
Kinder in den Beruf oder in die weiterführende Schule 
aktivieren. Die Familien sollen unterstützt und ermutigt 
werden, fördernde Lernwelten für ihre Kinder auf ihrem 
Weg in den Beruf zu gestalten sowie Bildungs- und Er-
ziehungspartner von Schule und Betrieb zu sein bzw. zu 
werden.

Elternbeteiligung nach den Rucksack-Prinzipien
Das Weinheimer Rucksack-Programm, eingeführt und 
gefördert von der Freudenberg Stiftung, startete in Zu-
sammenarbeit mit der Stadt Ende 2003 zunächst in den 
Kindergärten. Im Zuge des Projekts Weinheimer Modell 
zur Sprachförderung und Elternbeteiligung – Rucksack 
Grundschule des Kultusministeriums Baden-Württem-
berg wurde versucht, die Erfahrungen und die gute Pra-
xis aus den beteiligten Kindergärten, die 2006 im Eva-
luationsbericht von Beate Rummel (Rummel 2006; Süss/ 
Amann/Jochim 2006) dokumentiert wurden, auf die 
Bedingungen der Grundschulen in Baden-Württemberg 

zu transferieren. Seit Abschluss des Projekts des Kultus-
ministeriums zum Schuljahresende 2009 wird dieses 
Modellwissen in die Regelorganisation der Grundschu-
len eingeführt. Hierbei wurde deutlich, dass sich die kon-
krete Projektgestalt von Rucksack im Kindergarten nicht 
Eins zu Eins auf die Grundschule übertragen lässt. Viel-
mehr brauchte es Rucksackprinzipien im Sinne von Ge-
lingensfaktoren bzw. Praxisstandards, die den Akteuren 
an den Schulen unter den spezifischen Bedingungen in 
Baden-Württemberg Handlungsorientierungen und 
Maßstäbe zur Beteiligung von Eltern geben. Die folgen-
den Qualitätsvorgaben für den Schlüsselprozess Eltern-
beteiligung nach den Rucksack-Prinzipien, sollen auch 
als konzeptionelle Eckpunkte für die Elternbeteiligung 
in den neuen Werkrealschulen und am Übergang Schu-
le-Beruf fungieren. Sie wurden in den Rucksack-Modell-
projekten des Kultusministeriums Baden-Württemberg 
und der Freudenberg Stiftung in den Weinheimer Kin-
dergärten und Grundschulen generiert und lassen sich 
folgendermaßen zusammenfassen:

•	 Aus der Perspektive des Kindes und Jugendlichen den-
ken und handeln – Elternbeteiligung und familiäre 
Unterstützung unmittelbar an den Lernwegen der Kin-
der und Jugendlichen organisieren – Familie stärken 
als bedeutende Lernwelt des Kindes/des Jugendlichen 
und als Bildungs- und Erziehungspartnerin am Bil-
dungsort Schule – z.B. zur Förderung von Deutsch 
als Zweitsprache und zur Förderung von Mehrspra-
chigkeit!

•	 Willkommens- und Wertschätzungskultur für Eltern 
in den Schulen stärken!

•	 Themen und Aufgaben generieren, die von Schule und 
Eltern gemeinsam verantwortet und umgesetzt wer-
den! Siehe die gute Weinheimer Praxis bei der Ver-
knüpfung von Elternbeteiligung und Sprachförderung / 
Förderung von Mehrsprachigkeit in den Rucksack-
Projekten!

•	 Eltern und Lehrkräfte für die Lernfortschritte – auch 
für die kleinen – und für die Unterstützungsbedarfe 
ihrer Kinder sensibilisieren!

•	 Eltern dafür sensibilisieren und unterstützen, wie sie 
mit ihren Kompetenzen und familiären, biografischen 
und lebensweltlichen Möglichkeiten ihre Kinder för-
dern können – an den vorhandenen Stärken der Fa-
milien und der Lebenswelten der Kinder und Jugend-
lichen ansetzen! Zum Beispiel Mehrsprachigkeit als 
Chance und Ressource wahrnehmen.

•	 Dafür sorgen, dass Eltern in der Schule auch selbst 
Prozesse gestalten können!

•	 Achtsam berücksichtigen, dass Eltern mit Migrations-
erfahrungen meistens auch in ihren Communitys be-
heimatet sind. Die Ressourcen dieser Communitys 
wahrnehmen, partnerschaftlich und mit gegenseitiger 
Wertschätzung kooperieren!

Diese Standards sind nach den Erfahrungen in den Ruck-
sack-Modellprojekten besonders bei der Beteiligung von 
Eltern zu beachten, die zunächst große Distanz zur Schu-
le aufweisen. Nachdem dieses Merkmal in den Weinhei-
mer Haupt- und Werkrealschulen jedoch vorwiegend auf 
die Familien mit Migrationserfahrungen zutrifft, werden 
sie als sinnvolle und notwendige Handlungsorientierun-
gen bei der Beteiligung von Migranteneltern als Lern- 
und Übergangsbegleiter/in eingeschätzt.

Elternbeteiligung in Verbindung mit Sprachförde­
rung und Berufsvorbereitung in der neuen Werk­
realschule und am Übergang in Ausbildung/Beruf
Die Karrillonschule ist eine der beiden Hauptschulen 
Weinheims, die sich ab dem Schuljahr 2010/11 zur neu-
en baden-württembergischen Schulform Werkrealschu-
le weiterentwickeln wollen. Mit ihr wurde im Schuljahr 
2009/10 in den fünften Klassen mit Unterstützung des 
Programms Matching Funds der Stiftung Mercator erst-
mals der Einstieg in eine Elternbeteiligung nach den 
Rucksack-Prinzipien in Verbindung mit der Sprach- und 
Lernförderung von Migrantenkindern in Kleingruppen 
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gewagt. Die Schule weist mehr als 60 
Prozent Schülerinnen und Schüler 
aus, deren Familien Migrationserfah-
rungen haben. Bei einer genaueren 
Recherche in den fünften Klassen 
wurde festgestellt, dass tatsächlich 80 
Prozent der Kinder aus Zuwander-
erfamilien, überwiegend mit türki-
schen Wurzeln, stammen. Die Schu-
le beklagt seit Jahren, von einem 
Großteil dieser Familien keine Un-
terstützung zu bekommen. Im Be-
rufsintegrationsbericht der Stadt 
Weinheim (Felger 2007) wird ähnli-
ches durch weitere Hauptschulen der 
Region bestätigt.

Zum lokalen Hintergrund: In Wein-
heim wurden in den 1970er Jahren, 
vor allem durch das Unternehmen 
Freudenberg, eine für eine Stadt die-
ser Größe (rund 44.000 Einwohner/
innen) vergleichsweise große Anzahl 
türkischer Gastarbeiter angeworben. 
Die Familien mit türkischen Wur-
zeln stellen bis heute den überwie-
genden Anteil an der zugewanderten 
Bevölkerung. In den Haupt- und 
Werkrealschulen in der Kernstadt 
Weinheim beträgt der offiziell erho-
bene Anteil der Jugendlichen aus die-
sen Familien seit Jahren knapp 40 
Prozent. Weinheim hat heute eine 
vergleichsweise große türkische 
Community, deren zweite Genera
tion vielfach in und außerhalb des 
Unternehmens Freudenberg Fach
arbeiterstatus erreicht hat. Dieser 
Status ist nach Einschätzung der Ko-
operationspartnerinnen und -part-
ner aus dem türkischen Elternverein 
und dem Moscheeverein eng gekop-
pelt mit hohem Ansehen und Wert-
schätzung innerhalb der Communi-
ty. In unseren Rucksack-Projekten in 
den Weinheimer Grundschulen er-
fahren wir aktuell, dass der Übergang 
der Kinder von der Grundschule in 
die Hauptschule von den Eltern, die 
dieser Generation angehören, als so-
zialer Abstieg erlebt wird. Eines der 
zentralen Motive für das Engagement 
der Eltern an den Lernwegen der Kin-
der in der Grundschule ist die Hoff-
nung, das Kind könnte dadurch eine 
Gymnasial- oder Realschulempfeh-
lung und damit „echte“ Bildungs- 

und Berufschancen bekommen. 
Nach den Weinheimer Erfahrungen 
ist damit gerade der Übergang der 
Kinder in die Hauptschule bzw. in 
die künftige Werkrealschule die kri-
tischste biografische Phase, in der 
diese Eltern Gefahr laufen, zu resig-
nieren und als Lernbegleiter/innen 
und spätere Berufsbegleiter/innen 
ihrer Kinder „auszusteigen“. 

Mit einer Elternbeteiligung nach den 
Rucksack-Prinzipien, einem der zen-
tralen Schlüsselprozesse der Bil-
dungskette, wollen wir diese Eltern 
und „ihre“ Schule mit gemeinsamen 
Kräften, auf gleicher Augenhöhe und 
mit Wertschätzung für die jeweiligen 
Kompetenzen und Motivationslagen 

dabei unterstützen, Lern- und Be-
rufsbegleiter/innen ihrer Kinder zu 
bleiben bzw. zu werden sowie die 
Lernwelt Familie und den Bildungs-
ort Werkrealschule partnerschaftlich 
zu gestalten. Das Engagement und 
die Intentionen der Verantwortlichen 
der Weinheimer Bildungskette bewe-
gen sich damit soweit wie möglich 
jenseits von parteipolitischen Bewer-
tungen zu Chancen und Risiken des 
dreigliedrigen Schulsystems in Ba-
den-Württemberg. Wir wollen aus 
der lokalen Perspektive heraus, sozu-
sagen so nah wie möglich an den Kin-
dern und ihren Eltern, die am Über-
gang von der Grundschule in die 
Werkrealschule „verloren gehen 
könnten“, ansetzen. Ihre spezifischen 
konkreten Motive und Unterstüt-
zungsbedarfe sowie die Offenheit, 
Kooperationsbereitschaft und gute 
Praxis der schulischen Partnerinnen 
und Partner sind Richtung weisend 
für die Weiterentwicklung dieses 
Schlüsselprozesses in der künftigen 
Werkrealschule.

Soziokulturelle Vermittler/innen 
als strategische Funktion zur El­
ternbeteiligung: nächste Schritte 
in der Weinheimer Bildungskette
Von der guten Praxis und den Erfah-
rungen in den Grundschulen der 
Weinheimer Kernstadt ausgehend, 
wird derzeit auch an den beiden Wer-
krealschulen die Funktion der sozio-
kulturellen Vermittlung zwischen 
Schule und Elternhäusern erprobt. 
Mit Start des Projekts TEMA des 

Wirtschaftsministeriums Baden-
Württemberg (Süss / Felger / Har-
mand 2010, S. 34 –36) – hier wer-
den die soziokulturellen Vermittle-
rinnen und Vermittler Berufswerber/
innen genannt – stellte sich die Be-
rufswerberin Halise Yüksel im Mai 
2010 in der Karrillonschule mit ih-
ren vorrangigen Aufgaben vor: „Ich 
werde…
•	 …bei Bedarf als Kommunikations-

brücke fungieren zwischen den El-
tern/der Familie und der Schule 
und will mit dafür sorgen, dass im-
mer wertschätzend beide Perspek-
tiven berücksichtigt werden;

•	 …mich mit aller Kraft dafür ein-
setzen, die Eltern und weitere fa-
miliäre Bezugspersonen zu sen
sibilisieren, zu beraten und zu er-
mutigen, ihre Kinder mit ihren 
Möglichkeiten angemessen (die Ju-
gendlichen sind in der Pubertät!) 
am Übergang in den Beruf zu un-
terstützen: Im Betriebspraktikum, 
in der Kooperation mit den „Be-
triebsleuten“, der Arbeitsagentur, 
bei Bewerbungen, beim Lernen, 
beim Lösen von Konflikten etc…;

•	 …mich ebenso dafür einsetzen, 
dass Lehrkräfte und Eltern die 
Heterogenität dieser Schule, ihre 
kulturelle Vielfalt und ihre Viel-
sprachigkeit als Chance wahrneh-
men können!

•	 Dabei möchte ich Teil der Schule 
sein und eng mit den Lehrkräften, 
der Jugendberufshelferin und den 
Jugendhilfe-Profis an der Schule, 
den ehrenamtlichen Berufsstart-

Paten des Weinheimer Unterstützer-
kreis Berufsstart und den Part
nerbetrieben zusammen arbeiten, 
damit unsere Jugendlichen gut in 
ihrem Beruf oder in ihrer weiter-
führenden Schule landen. Ich will 
gemeinsam mit Ihnen dafür sor-
gen, dass kein Jugendlicher unsere 
Schule ohne Abschluss oder ohne 
Anschlussperspektive verlässt!“

Diese Aussagen verweisen auf die He-
rausforderungen, denen sich die Ent-
wicklungswerkstatt Elternbeteiligung 
und die Beteiligten vor Ort an den 
Werkrealschulen stellen müssen. Sie 
lassen sich wie folgt skizzieren: 
•	 Wie kann die Funktion einer El-

ternbegleiter/in als soziokulturelle 
Vermittler/in mit Synergieeffekten 
und so wenigen Schnittstellenpro-
blemen wie möglich am Bildungs-
ort Werkrealschule und in der 
Lernwelt Familie etabliert werden? 
Dazu braucht es nach den bisheri-
gen Erfahrungen der Weinheimer 
Grundschulen zum einen ein kla-
res Bekenntnis der Schule zu die-
ser Funktion, schulische Ressour-
cen für die Erziehungs- und Bil-
dungspartnerschaft mit den Eltern 
sowie eine entsprechende Positio-
nierung auf gleicher Augenhöhe 
mit den Lehrkräften, der Jugend-
berufshilfe und weiteren Unter-
stützer/innen. In Weinheim sind 
dies vor allem die ehrenamtlich en-
gagierten Patinnen und Paten des 
Weinheimer Unterstützerkreis Be-
rufsstart (Beckenbach/Weitbrecht/

Felger 2010). Zum anderen muss 
die Person verschiedene Qualitäts-
merkmale vorweisen. Dies sind 
nach den bisherigen Erkenntnis-
sen vor allem eine hohe sozialkom-
munikative und interkulturelle 
Kompetenz, Mehrsprachigkeit, lö-
sungsorientierte innere Haltungen 
und ein klares Verständnis der 
Chancen von Heterogenität, kul-
tureller und sprachlicher Vielfalt, 
sowie sprach- und allgemeinpäda-
gogisches Wissen, Basiswissen in 
der beruflichen Orientierung und 
im Bereich Gesprächsführung, 
Konfliktmanagement oder der 
Moderation von Gruppenprozes-
sen (Süss 2008c).

•	 Wie gelingt eine Qualitätsentwick-
lung der Funktion und ihrer Ko-
operationsprozesse an den Schu-
len vor dem Hintergrund eng be-
grenzter Ressourcen? Wie sind vor 
diesem Hintergrund die konkre-
ten Qualifizierungs- und Schulent-
wicklungsprozesse zu gestalten? 
Dazu gehört auch: Wie lässt sich 
eine enge Kooperation mit der für 
die Schule zuständigen Fachkraft 
der Jugendberufshilfe, wie die kon-
krete Verknüpfung mit Ausbil-
dungs- bzw. Praktikumsbetrieben 
gestalten? Erfahrungen aus den ers-
ten Projektmonaten zeigen, dass 
die Funktion der Elternbegleiterin 
erst dann ihre ganze Wirkung ent-
falten kann, wenn die Schnittstel-
le zwischen den Fachkräften der 
Elternbegleitung und der Jugend-
berufshilfe sorgfältig gestaltet ist 
und wenn diese auf Augenhöhe zu-
sammen wirken. 

•	 Mit welchen Handlungsansätzen 
und Instrumenten können die 
wertvollen Erfahrungen und das 
Modellwissen der Handelnden vor 
Ort angemessen dokumentiert 
und ausgewertet werden, um den 
Schlüsselprozess Elternbeteiligung 
für die gesamte Weinheimer Bil-
dungskette transparent zu machen 
und weiterzuentwickeln?

•	 Wie müssen die übergreifenden 
lokalen Steuerungs- und Netz-
werkstrukturen und Kulturen wei-
terentwickelt werden, damit dies 
alles gelingt?

Nach den Weinhei-
mer Erfahrungen ist 
gerade der Über-
gang der Kinder in 
die Hauptschule 
bzw. in die künftige 
Werkrealschule die 
kritischste biogra
fische Phase, in der 
Eltern Gefahr lau-
fen, zu resignieren.
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Unserer Schule – die Schule an der Burgweide – liegt in Hamburg-Wilhelmsburg. 85 Prozent der Schüler/innen stammen 

aus Zuwandererfamilien und sie sprechen 25 verschiedene Muttersprachen. Die Verständigung zwischen den Lehrkräften 

und der Elternschaft war ausgesprochen schwierig. Die Eltern unserer Schüler/innen hatten Berührungsängste, weil die 

Schule als staatliches Organ große Autorität ausstrahlt, und hatten eine Scheu, in die Schule zu kommen. Zu den Eltern-

abenden kamen nur wenige Eltern. Die Elternbriefe wurden nicht gelesen, auch wenn wir sie besonders farblich gestal-

teten und mit einem besonderen Dringlichkeitsvermerk versahen. Wir erreichten die meisten Eltern einfach nicht.

Was konnten wir tun, um die Situation an unserer Schule zu verändern? Wir holten uns Hilfe bei der Serviceagentur für 

Schulbegleitung in Hamburg. Die hat uns eine interkulturelle Beraterin und Trainerin vermittelt, von der wir zahlreiche 

Impulse und Ideen erhielten, wie wir unsere Elternarbeit anders gestalten können. 

Wie sah das konkret aus? Weg vom Schriftlichen! Das war der erste Schritt, weil es einfach von vielen Eltern in der  

bisherigen Form nicht gelesen wurde, nicht gelesen werden konnte, egal, welche Wichtigkeit und Dringlichkeit das  

Geschriebene hatte. 

Vor uns stand die Umwandlung in eine Ganztagsschule. Deshalb suchten wir nach neuen Wegen, wie wir die Eltern über 

die zu erwartenden Veränderungen umfassend informieren konnten. Gemeinsam mit unserer Beraterin haben wir eine CD 

entwickelt, auf der das Programm unserer Ganztagsschule in sechs oder sieben verschiedenen Sprachen übersetzt wur-

de: Immer sehr einfach gehaltene Sätze. Zwischendurch sagten die Kinder auch etwas in ihrer Muttersprache. Diese CD 

haben wir an die Eltern herausgegeben. Das war ein großer Erfolg. Die Eltern haben die CD angehört und sind mit sehr 

wichtigen Fragen zum ersten Informationsabend für die Ganztagsschule gekommen.

Auf diesem Informationsabend hatten unsere Kulturmittler eine wichtige Funktion. Das waren Mütter, die Deutsch und 

ihre Herkunftssprache gut sprachen, interessiert waren, sich zu engagieren, und in ihrem Viertel andere Mütter anspre-

chen konnten. Den Kulturmittlern haben wir die wichtigsten Punkte zur Ganztagsschule so erklärt, dass sie auf dem 

Informationsabend eine Mittlerfunktion wahrnehmen konnten. Dazu hatten wir zehn verschiedene Sprachentische ein

gerichtet, an denen die Kulturmittler die Informationen für die Eltern übersetzt haben. Und die Eltern, die ja im Vorfeld 

die CD bekommen hatten, hatten sich Fragen aufgeschrieben, zu denen sie mit Hilfe der Kulturmittler von den Lehrkräf-

ten, die an ihren Tischen saßen, Klärungen und Antworten erhielten. 

Wir hatten auch die Erfahrung gemacht, dass Eltern Schwierigkeiten mit den von uns genutzten Veranstaltungsformen 

haben. Wenn wir zu einer Elternvollversammlung einladen, dann kommen nur wenige. Darum haben wir schließlich die 

Veranstaltung nicht Elternvollversammlung genannt, sondern Schulanfangsfest. Dazu haben wir eine ansprechende Ein-

ladung gestaltet. Das „Festprogramm“ umfasste einen inhaltlichen Vortrag, die Elternratswahl und danach haben wir 

gemeinsam gegessen. Teils haben die Kolleginnen und Kollegen dafür Beiträge vorbereitet und mitgebracht, oder Eltern 

haben – ganz verstärkt in letzter Zeit – dies übernommen. Es waren auch viele Kinder mit dabei, wir sorgten deshalb auch 

für deren Betreuung. Nach dem inhaltlichen Teil also gemeinsames Essen mit den Eltern und Kindern. Und tatsächlich 

kamen zu diesem Schulanfangsfest 120 Eltern, also etwa die Hälfte der Eltern unserer Schule. 

Es war ein gelungener Abend, durch den sich das Verhältnis der Eltern zur Schule verändert hat. Das merken auch die Kol-

leginnen und Kollegen. Die Eltern fühlen sich respektiert, wenn man mit ihnen „auf Augenhöhe“ spricht, nicht immer nur 

jammert, „warum haben wir nur immer diese Eltern“, sondern sich sichtbar freut, dass wir diese Eltern haben, dass wir 

mit diesen Eltern ganz viel machen und erreichen können und sie auch mit uns. Dieses „Verlassen des Jammertals“ war 

ganz wichtig. 

Dieses Modell der Elternvollversammlungen wurde auch auf die Elternabende übertragen und wird von nun von fast allen 

Kolleginnen und Kollegen der Schule umgesetzt. Jetzt gibt es Elternnachmittage, zu denen man sich trifft, sich bespricht, 

man gemeinsam isst. In vielen Kulturen ist genau das der Weg, sich zu informieren, ins Gespräch zu kommen, sich aus

zutauschen. Seitdem gibt es Elternbeteiligungen von fast 80 Prozent zu diesen Treffen, bei deren Vorbereitung sich die 

Eltern natürlich auch beteiligen. Dabei spricht man nicht nur über die schulischen Belange, sondern kommt auch über die 

ganz alltäglichen Dinge miteinander ins Gespräch. 

Interkulturelle Kommunikation erfolgreich gestalten – 
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Regine Seemann
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Integration von jungen Menschen mit 
Migrationshintergrund in Ausbildun-
gen der hamburgischen Verwaltung* 

Petra Lotzkat / Stefan Müller

Zur Ausgangslage 
Der Bürgermeister der Freien und Hansestadt Hamburg 
hat für die hamburgische Verwaltung im November 2008 
die Charta der Vielfalt unterzeichnet und sich verpflich-
tet, das Thema Diversity Management auch für das Per-
sonalmanagement der Stadt aktiv anzugehen. Gegen-
stand dieses Beitrags ist die Kampagne Wir sind Hamburg! 
Bist Du dabei?, die zum Ziel hat, junge Menschen mit 
Migrationshintergrund verstärkt in Ausbildungen der 
hamburgischen Verwaltung zu bringen. 

Jugendliche mit Migrationshintergrund für Ausbildungen 
in der hamburgischen Verwaltung zu gewinnen, ist seit 
2006 ein „großes Thema“. Das hat auch damit zu tun, 
dass der Mikrozensus 2005 das erste Mal belastbare  
Daten über die Lebensverhältnisse von Menschen mit 
Migrationshintergrund geliefert hat; auch wurde in 
diesem Zusammenhang vom Statistischen Bundesamt eine 
grundlegende Definition des Merkmals Migrations
hintergrund entwickelt, die in Fragen der Erfassung seit-
her auch in der hamburgischen Verwaltung Anwendung 
findet. 

Der Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund 
nach der Definition des Mikrozensus an der Bevölke-
rung Hamburgs liegt bei rd. 26 Prozent. Je jünger die 
Altersgruppe, die betrachtet wird, desto höher ist der An-
teil von Menschen mit Migrationshintergrund. Bei den 
unter 6-Jährigen sind wir jetzt beim neuesten Mikrozen-
sus bei fast 50 Prozent. In der Gruppe der 6- bis 18-Jäh-
rigen gibt es einen Anteil von rund 45 Prozent. Wir ha-
ben Anfang 2008 eine freiwillige und anonyme Beschäf-

tigtenbefragung durchgeführt. Dort finden sich zahlrei-
che Informationen, wo unsere Menschen mit Migra
tionshintergrund beschäftigt sind, in welchen Bereichen, 
in welchen Laufbahnen. Der Anteil der Beschäftigten 
mit Migrationshintergrund in der hamburgischen Ver-
waltung betrug danach 8,9 Prozent. Der Anteil von Per-
sonen mit Migrationshintergrund an den Auszubilden-
den der hamburgischen Verwaltung lag 2006 bei rd. fünf 
Prozent, sie waren eindeutig unterrepräsentiert.

Interessant ist für uns auch die demographische Entwick-
lung in den kommenden Jahren. Bis 2020 werden sich 
die Schulabgangszahlen einschneidend verändern. Ziel-
gruppen für den mittleren Dienst sind insbesondere Ab-
solventinnen und Absolventen mit einer mittleren Rei-
fe und für den gehobenen Dienst mit einer allgemeinen 
Hochschulreife bzw. der studierfähigen Fachhochschul-
reife. Bis 2020 werden in den nördlichen Bundesländern 
die Schulabgangszahlen für den mittleren Dienst um bis 
zu 25 Prozent zurückgehen; für den gehobenen Dienst 
steht ein rapider Rückgang in Mecklenburg-Vorpom-
mern bevor (ab 2013).

Für die hamburgische Verwaltung ist es vor dem Hin-
tergrund dieser demografischen Entwicklung wichtig, 
mit einem überzeugenden Angebot rechtzeitig, öffent-
lichkeitswirksam und effektiv auf alle relevanten Ziel-
gruppen zuzugehen und hierbei gerade auch die Ziel-
gruppe junger Menschen mit Migrationshintergrund an-
gemessen zu erschließen, die qualitativ wie auch quan-
titativ über große Potenziale verfügt, sich aber in der Ver-
gangenheit nur sehr verhalten beworben hatte.

Öffnung von Betrieben 
und Verwaltungen  
für die Ausbildung von  
Jugendlichen mit  
Migrationshintergrund

3

*	Unter www.hamburg.de/bist-du-dabei finden sich zahlreiche Infor-
mationen zu den Angeboten der Dachkampagne, z. B. sämtliche Flyer 
als Downloads, Hinweise zu Veranstaltungen, Kurzbiographien von 
Nachwuchskräften oder auch die Links zu den verschiedenen Aus-
bildungen der Behörden.

Für Hamburg ist es vor dem  
Hintergrund der demografischen 
Entwicklung wichtig, junge  
Menschen mit Migrationshinter-
grund für Ausbildungen in der 
hamburgischen Verwaltung zu 
gewinnen.
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Cultural Mainstreaming
Cultural Mainstreaming verstehen wir in Anlehnung an 
das Konzept des Gender Mainstreaming als Verpflichtung, 
unterschiedliche Lebenslagen zu berücksichtigen. Bezo-
gen auf die Personalpolitik heißt das, dass wir bei jedem 
einzelnen Instrument der Personalpolitik prüfen müs-
sen, ob es dazu geeignet ist, gleiche Zugangschancen und 
Entwicklungschancen zu öffnen oder ob in einzelnen 
Instrumenten der Personalpolitik versteckte Markt-Zu-
tritts-Barrieren liegen. Das bedeutet z.B. im Kontext der 
Umsetzung unserer Kampagne, dass wir uns stets fragen, 
ob die Instrumente, die wir wählen, um Jugendliche mit 
Migrationshintergrund anzusprechen, passend bzw. aus-
reichend sind.

Um die Wirksamkeit unserer Instrumente zu überprü-
fen, haben wir in der letzten Bewerbungssaison fast 
10.000 Bewerbungsverläufe ausgewertet. Dadurch kön-
nen wir auf der Basis einer großen Fallzahl erkennen, an 
welcher Stelle des Verfahrens – Bewerbungsunterlagen, 
Eignungstest, Gespräche – Jugendliche mit Migrations-
hintergrund stärker aus dem Verfahren ausscheiden als 
die Vergleichsgruppe Jugendliche ohne Migrationshin-
tergrund. So können wir analysieren, ob und ggf. wo ver-
steckte Barrieren liegen, und in der kulturfairen Ausge-
staltung unserer Auswahlverfahren dort wo erforderlich 
nachjustieren. 

Cultural Mainstreaming bedeutet für uns, immer wieder 
auch auf die Instrumente zu schauen und zu überlegen, 
sind wir dort offen, sensibel in der Bewertung von un-
terschiedlichen Hintergründen, die uns begegnen. Da-
bei verstehen wir den Begriff „Kultur“ als offenen und 
weiten Begriff, so haben wir für die hamburgische Ver-
waltung (Aus- und Fortbildung, Personalgewinnung) das 
Anforderungsmerkmal „interkulturelle Kompetenz“ de-
finiert, das operationalisiert in unsere Auswahlverfahren 
aufgenommen worden ist. Hier geht es z.B. darum, wie 
respektvoll Personen mit anderen Menschen umgehen, 
oder auch um die Frage, ob und wieweit mir als Person 
die Relativität meiner persönlichen, individuellen Wer-
te, Haltungen, Meinungen bewusst ist, ich sozusagen 
einen anderen so akzeptieren kann, wie er ist.

Zitat
 „Unter interkultureller Kompetenz verstehen wir die 

Fähigkeit, in der interkulturellen Begegnung situa-

tions- und adressatengerecht Kontakt aufzunehmen, 

kulturell bedingte Unterschiede aufgeschlossen und 

wertschätzend wahrzunehmen und sie differenziert 

und zielorientiert zu kommunizieren. Interkulturelle 

Kompetenz ist eine spezifische Form der Sozialkom-

petenz. Sie ist das Resultat eines aktiven Lern- und 

Entwicklungsprozesses, der auf der Erweiterung des 

konkreten, kulturspezifischen Wissens über andere 

basiert. Sie beruht auf der Aufmerksamkeit für kultu

rell bedingt andere Selbstverständlichkeiten, auf der 

Kenntnis und grundsätzlichen Wertschätzung der Wer-

te, Anschauungen und Verhaltensweisen des Gegen-

übers sowie auf dem Bewusstsein für die eigene Kultur 

und deren Relativität (Ambiguitätstoleranz). Die Wer-

te des Grundgesetzes bilden die Basis für das inter-

kulturelle Verständnis“ (Definition „Interkulturelle 

Kompetenz“ der hamburgischen Verwaltung).

Die Kampagne: Wir sind Hamburg! Bist du dabei?
Der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg hatte 
am 31. Oktober 2006 ein umfangreiches Maßnahme-
konzept mit der Zielsetzung beschlossen, bis 2011 die 
Bewerbungs- und Ausbildungsanteile in den Ausbildun-
gen der hamburgischen Verwaltung (Ausbildungen für 
den mittleren und gehobenen Dienst: Justiz- und Steu-
erverwaltung, allgemeine Verwaltung, Polizei, Feuerwehr 
und Strafvollzug) auf einen Zielwert von 20 Prozent zu 
erhöhen und so mittelfristig auch den Beschäftigtenan-
teil zu heben. In den mit der Dachkampagne beworbe-
nen Ausbildungsbereichen stehen jährlich mehr als 500 
Ausbildungsplätze zur Verfügung.

Die ausbildenden Behörden (Personalamt - Zentrum für 
Aus- und Fortbildung -, Justizbehörde, Behörde für In-
neres, Finanzbehörde) setzen dieses Konzept im Rahmen 
der Dachkampagne Wir sind Hamburg! Bist Du dabei? 
unter der Federführung des Zentrums für Aus- und Fort-
bildung seither gemeinsam um. 

Die vom Senat beschlossene Auftragslage ist zugleich 
auch Gegenstand der Ziel- und Leistungsvereinbarung 
„Integration“ der Behörde für Soziales, Familie, Gesund-
heit und Verbraucherschutz, der Justizbehörde sowie der 
Senatskanzlei und berührt damit sowohl die weitere Um-
setzung des vom Senat im Dezember 2006 beschlosse-
nen Handlungskonzeptes zur Integration von Zuwande-
rern wie auch die Erfüllung der im Koalitionsvertrag 
2008 bis 2012 getroffenen Vereinbarungen (siehe dort 
S. 51, Ausführungen zum Thema „Integration“ und Be-
schlusslage zur Fortschreibung der Umsetzung des Maß-
nahmekonzeptes).

Die Kernbereiche des Konzeptes sind:
•	 das Ausbildungsmarketing – die zielgruppengerechte 

Ansprache von potenziellen Nachwuchskräften mit 
Migrationshintergrund in der Öffentlichkeit und in 
den Medien; dabei die Kooperation mit Eltern, Schu-
len, Migrantenorganisationen und Qualifizierungsträ-
gern; Beispiele der gezielten Öffentlichkeitsarbeit: 
Internetauftritt www.hamburg.de/bist-du-dabei,  Ein-
bindung von Kurzfilmen sowie von Kurzbiographien 
von Auszubildenden mit Migrationshintergrund, 
Informationskampagne in allen Kundenbereichen der 
Behörden und Ämter, umfangreiche Anzeigenschal-
tungen in ausgewählten Printmedien wie Ausbildungs-
platzmagazinen, Messeauftritte, diverse Veranstaltun-
gen, vielfältige Berichterstattung in der Presse, Mit-
wirkung an Fachtagungen und Kongressen, attraktive 
Werbeartikel und Giveaways; U-Bahn-Werbung.

•	 die kulturoffene Ausgestaltung der Bewerbungs- und 
Auswahlverfahren – Aufnahme (weiterer) kulturoffe-
ner Bestandteile, um vorhandene Potenziale von Be-
werberinnen und Bewerbern mit einem Migrations-
hintergrund besser erschließen und Chancengerech-
tigkeit unter Berücksichtigung kultureller Verschie-
denartigkeit verwirklichen zu können (ohne dabei je-
doch die berufsspezifischen Anforderungen zu senken, 
es gilt weiterhin die Bestenauslese).

Von den Hamburger Schülerinnen und Schülern, die die 
Schule verlassen und sich bei uns bewerben könnten, 
stammt mehr als ein Drittel aus Zuwandererfamilien. 
Uns ist diese Zielgruppe als Potenzial wichtig, und wir 
wollen deutlich machen, dass sie uns willkommen ist, 
dass wir ihre Kompetenzen brauchen. Wir sind ein 
Dienstleister und brauchen ganz besonders auch diese 
Zielgruppe für die vielen Bürgerinnen und Bürger mit 
Migrationshintergrund. Ob es nun die Zulassungsstelle 
für Kraftfahrzeuge ist, die Meldeämter sind oder viele 
andere Bereiche wie Sozialdienststellen, die Finanzäm-
ter usw. – überall ist es wichtig, dass wir Personal haben, 
das auch Erfahrung mit Migration und Integration hat 
und hier in der konkreten Situation helfen kann: mit ih-
ren interkulturellen Erfahrungen und auch muttersprach-
lichen Kompetenzen, die die eingestellten Nachwuchs-
kräfte mit Migrationshintergrund häufig mitbringen. 

Wir wollen Jugendliche mit Migrationshintergrund 
ermutigen, sich bei der hamburgischen Verwaltung zu 
bewerben. Die Behörden haben ihre eigenen berufs
bezogenen Ausbildungsflyer. Sie haben entsprechende 
Aussagen eingeführt, dass sie diese eben genannten Kom-
petenzen schätzen und die Jugendlichen willkommen 
heißen.

Darüber hinaus gibt es auch für die Kampagne eigene 
Flyer. Ein Arbeitsschwerpunkt der Kampagne ist, diese 
in der breiten Öffentlichkeit bekannt zu machen. Das 
bedeutet: Internet, eigene Homepage, zahlreiche Veran-

staltungen, Teilnahme an Messen, Werbung (auch fremd-
sprachliche Werbung) auch in den entsprechenden Zeit-
schriften, Informationsangebote in allen Kundenberei-
chen. Wir haben Infodisplays mit Plakaten und Flyern 
an alle Behörden geliefert - Finanzämter, Kundenzent-
ren, Feuerwehrwachen usw. Wir kooperieren mit Schu-
len im Kontext der Berufsorientierung. Mit Motivati-
onsworkshops erreichen wir hunderte von Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund. Das sind Workshops, bei 
denen Mentorinnen und Mentoren, die selber einen 
Migrationshintergrund haben und in verschiedenen 
Berufen erfolgreich tätig sind, ehrenamtlich in Schulen 
gehen und den Schülerinnen und Schülern Berufsorien-
tierung und Hilfe geben. Gerade auch an Hamburger 
Schulen, die einen erhöhten Anteil an Schülerinnen und 
Schülern mit Migrationshintergrund haben, führen wir 
Informationsveranstaltungen durch, versuchen die Lehr-
kräfte zu erreichen, arbeiten auch mit dem Landesinsti-
tut für Lehrerbildung und Schulentwicklung zusammen 
und bieten eine Vielzahl an Schülerpraktika an. Alle Be-
hörden machen das bereits und wollen diese Form der 
Arbeit auch noch weiter intensivieren. 

Wir haben Elternflyer entwickelt mit dem Titelbild: “Wie 
wäre es, wenn wir Ihre Tochter oder Ihren Sohn ausbil-
den?“ Wir wissen, dass Eltern für die Berufswahl von Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund eine noch grö-
ßere Rolle spielen als bei Jugendlichen deutscher Her-
kunft. Vielen Eltern ist nicht bekannt, welche Ausbil-
dungsmöglichkeiten es im öffentlichen Dienst gibt. In 
der Elternansprache arbeiten wir mit Migrantenorgani-
sationen und mit Elternverbänden zusammen. Wir ge-
hen auf Elternabende und nutzen andere Aktivitäten, wo 
wir uns dann für Informationen anbieten und versuchen, 
Eltern zu erreichen und anzusprechen. Den Elternflyer 
haben wir bisher ins Türkische und Russische übersetzt.  
Weitere Übersetzungen in andere Sprachen sind geplant. 

Ansprache der Eltern

•	 Einladende, elterngerecht aufbereitete Informationen zu den Ausbildungs-

möglichkeiten und der besonderen Bedeutung einer dualen Berufsausbil

dung in Deutschland

•	 muttersprachlicher Zugang: Auflagen des Elternflyers in deutscher, russi-

scher und türkischer Sprache 

•	 entsprechende Auswahl der jeweils in Fotos abgebildeten Nachwuchskräfte

•	 Zusammenarbeit mit Migrantenorganisationen, um den direkten Kontakt 

zu Eltern zu realisieren (Verikom, Basis und Woge,  Unternehmer ohne 

Grenzen, Forum Young Migrant Talents)

•	 Elternabende, Elterncafés, Workshops, Veranstaltungen an Schulen in 

Stadtteilen mit erhöhten Anteilen an Menschen mit Migrationshintergrund 

wie z. B. Billstedt, Kirchstedt, Wilhelmsburg, St. Pauli
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Auswahlverfahren
Gemeinsam mit den ausbildenden 
Behörden wirkt das Zentrum für Aus- 
und Fortbildung verstärkt auf das Ziel 
hin, die behördlichen Auswahlver
fahren gleichermaßen kulturfair zu 
gestalten, interkulturelle Kompeten-
zen sichtbar zu machen und diese po-
sitiv in die Auswahl einzubeziehen, 
um so die Potenziale auch von jungen 
Menschen mit Migrationshinter
grund ganzheitlich zu erschließen, 
Benachteiligungen auszuschließen 
und Chancengerechtigkeit unter 
Berücksichtigung kultureller Ver-
schiedenartigkeit zu verwirklichen.

Die Ergebnisse der Analysen zu den 
Auswahlverfahren der Vergangenheit 
wurden genutzt, die dabei identifi-
zierten Barrieren für Personen mit 
Migrationshintergrund zu beseiti-
gen. Interkulturelle Wissensfragen 
und kulturfaire Tests sind hier wich-
tige Stichworte. Wir haben unsere 
gesamten Auswahlverfahren über-
prüft und kulturfaire Testelemente 
aufgenommen. Das haben alle Be-
hörden in ihren Ausbildungsberei-
chen getan. Nennenswert ist in die-
sem Zusammenhang der Einsatz des 
Culture Fair Test CFT 20-R, der an-
hand sprachfreier und anschaulicher 
Testaufgaben die Fähigkeit erfasst, fi-
gurale Beziehungen und formal-lo-
gische Denkprobleme mit unter-
schiedlichem Komplexitätsgrad zu 
erkennen und zu verarbeiten. Damit 
erschließt sich z.B. die Möglichkeit, 
schlussfolgerndes Denken nicht aus-

schließlich sprachgebunden zu prü-
fen, Potenziale in diesem Bereich fest-
zustellen und so Personen, die in der 
deutschen Sprache vielleicht noch 
nicht vollständig überzeugen, an die-
ser Stelle nicht zu benachteiligen. 

Der Einsatz von “interkulturellen 
Wissensfragen“ in unseren Auswahl-
verfahren beruht auf der Grundlage 
der von uns für die hamburgische 
Verwaltung entwickelten Definition 
von „Interkultureller Kompetenz“. 
Das Vorhandensein und die Ausprä-
gung interkulturellen Wissens - und 
dazu stellen wir Fragen in unseren 
Eignungstests - impliziert, dass sich 
Bewerberinnen und Bewerber auf-
merksam und offen mit solchen The-
men auseinandergesetzt haben und 
ein Interesse hieran mitbringen. In-
terkulturelle Wissensfragen werden 
sowohl für den mittleren als auch für 
den gehobenen Dienst eingesetzt.

Wir bewerten darüber hinaus be-
reits im Rahmen der Vorauswahl die 

interkulturellen Kompetenzen, die 
Jugendliche in ihren Bewerbungen 
zum Ausdruck bringen sowie später 
im Rahmen der mündlichen Aus-
wahlverfahren die interkulturellen 
Kompetenzen (die auch Menschen 
ohne Migrationshintergrund mit-
bringen), die Jugendliche z.B. durch 
Konstruktion kleinerer Fallbeispiele 
in den Interviews oder die Anbin-
dung thematischer Bezüge in den 
Gruppendiskussionen zeigen. Inter-
kulturelle Kompetenzen sind für die 
Anforderungen in unseren Berufen 
äußerst wichtig und fließen in die 
Feststellung der Eignung ein, werden 
damit also positiv bewertet. Die Ein-
stellungsverantwortlichen haben 
hierzu eine spezielle Schulung „In-
terkulturelle Kompetenz in Auswahl-
verfahren“ abgeschlossen und sich 
intensiv mit Grundlagen der inter-
kulturellen  Kommunikation, mit 
Bildungs- und Berufsbildungssyste-
men anderer Länder und Fragestel-
lungen wie z.B. Kopftuch, Ramadan 
befasst.

Ergebnisse
In der Umsetzung des Maßnahme-
konzeptes konnte bereits ein deutli-
cher Erfolg in der Erhöhung des Ein-
stellungsanteils junger Menschen mit 
Migrationshintergrund in der ham-
burgischen Verwaltung erreicht wer-
den. In 2009 haben bereits 85 der 
insgesamt 577 in die genannten Aus-
bildungen neu eingestellten Auszu-
bildenden einen Migrationshinter-
grund, dies entspricht einem Einstel-
lungsanteil von rund 14,7%. Damit 
ist es uns gelungen, den positiven 
Trend der vergangenen Jahre fortzu-
setzen (2008: 12,4%; 2007: 10,9%; 
2006: 5,2%). Die am stärksten ver-
tretenen Herkunftsländer sind auch 
weiterhin die Türkei, Polen, Russ-
land und Kasachstan.

Innovativ an dem Konzept ist, dass 
ein konkreter Zielwert festgelegt wur-
de: Bis 2011 sollen Jugendliche mit 
Migrationshintergrund einen Anteil 
von 20 Prozent der Auszubildenden 
in der hamburgischen Verwaltung 

stellen. Die Zielerreichung spiegelt 
jeweils die Erfolge der Umsetzung 
wider, in 2009 mit einem Einstel-
lungsanteil von 14,7 Prozent. Die 
Zielmarke orientiert sich  ausschließ-
lich an den bedarfsorientiert angebo-
tenen Ausbildungen der Kernverwal-
tung (über 80 Prozent Beamtenaus-
bildungen, daneben die Ausbildun-
gen zu Verwaltungs- und Justizfa-
changestellten), die im Anschluss in 
eine Beschäftigung zur Stadt führen. 
Würden weitere Ausbildungen nach 
dem Berufsbildungsgesetz gerechnet 
werden (z.B. Gärtnerinnen/Gärtner, 
Kraftfahrzeugmechatronikerinnen/-
mechatroniker usw.), läge deren An-
teil für sich bei rd. 26 Prozent. Die-
se Ausbildungsgänge werden für die 
Zielerreichung jedoch nicht mitge-
rechnet, da eine Übernahme nach 
der Ausbildung dort häufig nicht er-
folgt. Insofern ist der jährlich öffent-
lichkeitswirksam ausgewiesene Ziel-
wert der Einstellungen im Regelfall 
nicht vergleichbar mit den Nennun-
gen anderer Bundesländer, Städte 

Kulturoffene Elemente in den Auswahlverfahren

•	G rundsatz: keine Absenkung der Standards, berufsimmanente Anforderun-

gen werden weiterhin vollständig erhoben, Bestenauslese! 

•	 Aufnahme zusätzlicher kulturoffener, figuraler Testelemente zur Prüfung des 

schlussfolgernden Denkens (CFT 20-R) 

•	 Entwicklung und Aufnahme eines zusätzlichen Interkulturellen Wissenstests 

zur Feststellung interkultureller Kompetenzen 

•	 Entwicklung einer Hamburgweiten Definition „Interkulturelle Kompetenz“ 

für alle Auswahlverfahren und die Fortbildung der Beschäftigten in der ham-

burgischen Verwaltung 

•	 Erfassung interkultureller Kompetenzen auch in den Vorstellungsgesprächen

und Kommunen, die in der Regel 
eine gemischte Berechnung vorneh-
men.

Interkulturelle Kompetenzen 
sind für die Anforderungen  
in unseren Berufen äußerst 
wichtig und fließen in die 
Feststellung der Eignung ein, 
werden damit also positiv  
bewertet.
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Zitat
„Dadurch, dass ich ein bisschen schüchtern bin, war es am Anfang ein biss-

chen problematisch für mich. Und dann haben wir halt das Kennenlern-

Seminar gehabt. Ab da ging dann richtig die Post ab. Supergut verstanden. 

Komme super gut mit denen zurecht. Ich bin eigentlichen so ziemlich glück-

lich, fühle mich wohl in der Gruppe. Wie gesagt, hat sich nach dem Seminar 

alles um hundertachtzig Grad gedreht. Und jetzt bin ich ziemlich glücklich 

mit der Gruppe. Mir würde auch schon fehlen, wenn jetzt einer aus der Grup-

pe schon draußen wäre, da würde mir auch schon irgendwo etwas fehlen.“

Mädchen mit polnischer Herkunftskultur

Interkulturalität  
unter Auszubildenden 
im Betrieb* 

Iris Bednarz-Braun / 
Ursula Bischoff

Das XENOS-Projekt „Auszubil­
dende und junge Arbeitnehmer/
innen werden aktiv!“:  
Ziele und Vorgehensweise der 
Untersuchung
In einem in Kooperation mit der IG 
Metall durchgeführten XENOS-Pro-
jekt ging das Deutsche Jugendinstitut 
(DJI) der Frage nach, wie Jugendli-
che unterschiedlicher Herkunftskul-
turen im Rahmen ihrer beruflichen 
Ausbildung Beziehungen herstellen 
und sich wechselseitig achten, aner-
kennen und wertschätzen lernen. 
Dazu wurde in einem ersten Schritt 
die Ist-Situation erhoben und analy-
siert, um in weiteren Schritten zu 
Ideen für umsetzbare Maßnahmen 
zu gelangen. Durchgeführt wurde das 
Vorhaben in vier Großbetrieben, von 
denen drei der Metallbranche ange-
hören. 

Untersucht wurden Auszubildende 
und deren Jugend- und Auszubilden-
denvertretungen (JAV). Zusätzlich 
wurden Unternehmensleitungen, 
Betriebsrätinnen und Betriebsräte, 
Ausbilder/innen und Gewerkschaf-
ter/innen befragt. Sie können in ih-
ren jeweiligen Funktionen zur Ent-
wicklung und Umsetzung betriebli-
cher Maßnahmen zur Gestaltung der 
Beziehungen zwischen Auszubilden-
den beitragen und auf diese Weise 
die interkulturelle Zusammenarbeit 
unter diesen fördern.

Im Zeitraum von November 2003 
bis April 2004 wurden die Auszubil-
denden, deren JAV sowie Betriebs-
räte, Ausbilder und Ausbildungslei-
ter mündlich befragt. Insgesamt 
führten wir mit 71 Personen 86 the-
menzentrierte qualitative Interviews. 
Diese Interviews wurden im Som-
mer 2004 durch eine schriftliche 
standardisierte Befragung aller Aus-
zubildenden in den vier Unterneh-
men ergänzt. Die ausgewertete Stich-
probe umfasst 886 Jugendliche. Die 

Rücklaufquote der Fragebögen war 
mit 80 Prozent außerordentlich 
hoch.

Bei den Befragungen ging es darum, 
die Erfahrungen und Problemwahr-
nehmungen aus der Sicht weiblicher 
und männlicher Auszubildender un-
terschiedlicher Herkunftskulturen zu 
erheben. Dabei wurden sowohl gute 
interethnische Beziehungen als auch 
Auseinandersetzungen und Konflik-
te im betrieblichen Alltag themati-
siert. Zusätzlich wurde den Ge-
schlechterbeziehungen besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet, da anzu-
nehmen war, dass junge Frauen - vor 
allem jene mit Migrationshinter-
grund - in traditionell männerdomi-
nierten Belegschaften spezifischen 
Anforderungen ausgesetzt sind. 

Über die Ergebnisse dieser Befragun-
gen wird hier berichtet. Der Bericht 
gibt Einblicke in die von den unter-
suchten Betrieben praktizierten 
Maßnahmen zur Förderung der in-
terkulturellen Zusammenarbeit im 
Ausbildungsalltag, enthält Befra-
gungsergebnisse zum Stand der in-
terkulturellen Beziehungen unter 
Auszubildenden und zeigt die hohe 
Bedeutung, die die Qualität dieser 
Beziehungen für die Zufriedenheit 
und das Wohlbefinden der Jugend-
lichen hat.

Gutes Kennenlernen zu Ausbil­
dungsbeginn: Legt Grundlagen 
für den späteren Zusammenhalt.
Eine wichtige Voraussetzung für gute 
persönliche Beziehungen unter den 
Auszubildenden einer Lerngruppe 
ist, dass sie sich gleich zu Beginn ih-
rer Ausbildung gut kennen lernen. 
Dies ist die Basis für ein kooperati-
ves und auf Vertrauen beruhendes 
Gruppenklima. Ein Gruppenklima, 
das durch gegenseitigen Respekt und 
Anerkennung getragen ist, fördert 
die Freude am gemeinsamen Lernen 
im Betrieb, eine hohe Qualität der 
späteren Zusammenarbeit und eine 
erfolgreiche Ausbildung.

Aus diesen Gründen führen alle un-
tersuchten Betriebe Maßnahmen 

durch, die es neu eingestellten Aus-
zubildenden ermöglichen sich ken-
nen zu lernen. Bei der Reichweite der 
Zielsetzungen, den inhaltlichen Kon-
zeptionen sowie der organisatori-
schen Ausgestaltung dieser Maßnah-
men gibt es Unterschiede zwischen 
Maßnahmeformen und Betrieben. 

Zum einen werden mehrtägige bis 
einwöchige Kennenlern-Seminare 
durchgeführt, für die betriebsexter-
nes pädagogisches Fachpersonal ein-
gesetzt wird. Die Seminare richten 
sich an Jugendliche, die gemeinsam 
in einer fachspezifischen Ausbil-
dungsgruppe (z.B. Mechatroniker) 
ausgebildet werden. Das pädagogi-
sche Konzept ist verknüpft mit einer 
ersten Einübung von Teamarbeit, 
Kooperation und gemeinsamer Pro-
blembewältigung bei der Lösung von 
Aufgaben. Dies findet unter alters-
gemäßen Bedingungen und unter 
Einsatz von erlebnisorientierten Ver-
fahren statt. Die Aufgaben, die von 
den Nachwuchskräften zu bearbei-
ten sind, können von diesen nur dann 
erfolgreich bewältigt werden, wenn 
alle Gruppenmitglieder einbezogen 
werden. So soll vermieden werden, 
dass sich Dominanzen Einzelner he-
rausbilden und dass „Gefolgschafts-
cliquen“ oder sonstige „Grüppchen-
bildungen“ entstehen.

Zum anderen werden ein- oder 
mehrtägige Kennenlern-Fahrten 
durchgeführt, die von betriebsinter-
nem Personal begleitet werden. Wel-
che Orte besucht werden, zu welchen 
Zeiten und wie lange, wird jedes Jahr 
neu bestimmt. Das Konzept dieser 
Maßnahme besteht darin, allen neu 
eingestellten Auszubildenden – un-
abhängig von ihrer jeweiligen fach-
spezifischen Ausbildungsgruppe – 
die Gelegenheit zu geben, Jugend
liche auch aus anderen Ausbildungs-
gruppen des Betriebes kennen zu ler-
nen. Wer mit wem in Kontakt tritt, 
hängt somit von der jeweiligen Situ-
ation, der Eigeninitiative der Jugend-
lichen sowie dem Zufall ab. Die In-
tention ist, „dass sich alle mal gese-
hen haben“.
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Abb. 9:
Kennenlern-Seminar und Zusammenhalt unter Azubis
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Die Wirkung der Maßnahmen wird 
umso positiver eingeschätzt, je frü-
her im Verlauf der Ausbildung die 
Jugendlichen einer Lerngruppe sich 
bei der gemeinsamen Aufgaben
bewältigung kennen lernen und je 
früher dabei Verhaltensspielregeln 
ausgehandelt werden, denen alle 
Gruppenmitglieder zustimmen. Aus 
Sicht der Auszubildenden empfiehlt 
es sich, die Kennenlern-Maßnahme 
etwa vier bis sechs Wochen nach dem 
Ausbildungsbeginn durchzuführen. 
Zu einem solch frühen Zeitpunkt ha-
ben sich innerhalb der Azubi-Grup-
pe noch keine Hierarchien herausge-
bildet oder verfestigt. Das verringert 
das Risiko, dass es zu ungleichen Sta-
tuspositionen von Mitgliedern inner-
halb der Lerngruppe kommt. Findet 
hingegen die Maßnahme erst einige 

Monate nach dem Ausbildungsstart 
statt, so wird eine offene und vorur-
teilsfreie Begegnung und Annähe-
rung unter den Jugendlichen durch 
bereits entwickelte Sympathien oder 
Distanzen behindert.

Die Grundlagen für einen guten Zu-
sammenhalt in der Ausbildungsgrup-
pe werden also bereits zu Beginn der 
Ausbildung gelegt. Wird die Kennen-
lern-Maßnahme von den Auszubil-
denden als (sehr) gut bewertet, dann 
steigt auch die Wahrscheinlichkeit, 
dass es im weiteren Ausbildungsver-
lauf zu einem guten Zusammenhalt 
unter den Auszubildenden kommt. 
Wird hingegen die Kennenlern-
Maßnahme als nicht gelungen wahr-
genommen, dann wird auch der spä-
tere Zusammenhalt in der Ausbil-
dungsgruppe eher skeptisch beurteilt 
(Abb. 9).

Fazit 1: 
Betriebliche Kennenlern-Maßnah-
men für neu eingestellte Auszubil-
dende haben eine Schlüsselfunktion 

für den guten Zusammenhalt im weite-
ren Ausbildungsverlauf. Empfohlen 
wird, Kennenlern-Maßnahmen:
•	 möglichst vier bis sechs Wochen nach 

dem Beginn der Ausbildung durchzu-
führen,

•	 gemeinsam für neue Auszubildende 
zu veranstalten, die künftig in der glei-
chen fachspezifischen Lerngruppe aus-
gebildet werden,

•	 außerhalb des Betriebes und dem Alter 
der Jugendlichen entsprechend erleb-
nisorientiert zu gestalten,

•	 inhaltlich so zu konzipieren, dass die 
neuen Auszubildenden gemeinsam zu 
lösende Aufgaben bewältigen und da-
bei alle Gruppenmitglieder mit ein-
beziehen müssen, um zu einem erfolg-
reichen Ergebnis zu gelangen, 

•	 um die Zielsetzung des besseren Ken-
nenlernens von Auszubildenden an-
derer Herkunftskulturen zu erweitern 
und allen Teilnehmer/nne/n ausrei-
chend Gelegenheit zu geben, unter-
schiedliche Gepflogenheiten, Verhal-
tensweisen, Ansichten und Stand-
punkte zu äußern, auszutauschen und 
zu „verhandeln“.

*	Das Handbuch, auf dem dieser Beitrag basiert, 
Bednarz-Braun, Iris/Bischoff, Ursula (2006): In-
terkulturalität unter Auszubildenden im Betrieb. 
Eine Handreichung für die betriebliche Praxis. 
DJI Reihe Wissenschaft für die Praxis, kann kos-
tenlos angefordert werden: kokodinski@dji.de
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Zitate
 „Also, ich komme aus einem Freundeskreis, der war 

schon von Anfang an multikulti. Und hier sind auch 

einige, die haben auch so einen Freundeskreis. Und die 

haben auch keine Probleme dann mit mir. Wenn ich 

von mir ausgehe, ich habe deutsche Freunde, mit denen 

ich oft feiere, ich habe türkische Freunde, mit denen 

ich oft weggehe.“

Junge mit türkischer Herkunftskultur

„... und ziemlich gute Freunde von uns, also ne Fami-

lie halt, die kennen wir schon seit…. Also er kommt 

aus der Türkei, hat aber, glaub ich, den deutschen Pass. 

Die Mutter kommt aus Südafrika und ihre Eltern kom-

men aus Portugal. Das heißt, sie ist in Südafrika gebo-

ren. Ja und die kennen wir schon von klein auf und mit 

denen machen wir auch ziemlich viel und so.“ 

Junge mit deutscher Herkunftskultur

Ausbildung in interkultureller Zusammensetzung: 
Wird von den Azubis bevorzugt und fördert die 
Zufriedenheit.
Für die Mehrzahl der untersuchten Auszubildenden 
gehört es zum normalen Alltag, mit Gleichaltrigen an-
derer Herkunftskultur regelmäßig Kontakt zu haben und 
Freundschaften zu pflegen.



Insbesondere westdeutsche Auszubildende sind in der 
Regel seit ihrer Kindheit mit Jugendlichen aus anderen 
Herkunftskulturen aufgewachsen. Durch den gemeinsa-
men Besuch von Kindergarten und Schule haben die Ju-
gendlichen ein Erfahrungswissen erworben, dass inter-
kulturelle Kompetenz im Umgang miteinander ein-
schließt. 

Von dieser Kompetenz profitieren die Ausbildungsbe-
triebe: Sie ist eine gute Voraussetzung dafür, dass sich 
auch während der Ausbildung die interkulturellen Be-
ziehungen unter den Auszubildenden positiv gestalten. 
Bezogen auf die junge Fachkräftegeneration bedeutet die 

gemeinsame Ausbildung mit Kolleginnen und Kollegen 
anderer Herkunftskulturen eine Fortentwicklung ihrer 
interkulturellen Kompetenz. Dies ist auch für die Per
sonalentwicklung der Betriebe wichtig: Aufgrund der 
demographischen Entwicklung in Deutschland und  
einer wachsenden Bedeutung wirtschaftlicher Globali-
sierung werden sie zunehmend interkulturell zusammen-
gesetzte Belegschaften haben und auf deren interkultu-
relle Kompetenz  angewiesen sein. Die Nutzung der Res-
source „interkulturelle Kompetenz“ setzt jedoch voraus, 
dass Jugendliche mit Migrationshintergrund ausgebildet 
werden.

Alle untersuchten Betriebe bilden Jugendliche mit Mig-
rationshintergrund aus. Das Hauptkriterium bei der Aus-
wahl von Auszubildenden mit Migrationshintergrund ist 
– ebenso wie bei deutschen Jugendlichen –, ob die jun-
gen Bewerber/innen den fachlichen Anforderungen des 
zu besetzenden Ausbildungsplatzes genügen. Beurteilt 
wird dies auf der Grundlage von Schulzeugnissen, be-
trieblichen Leistungstests und persönlichen Vorstellungs-
gesprächen. Über diese Gemeinsamkeit hinweg bestehen 
aber auch Unterschiede in der Rekrutierungspraxis.

Ein Teil der Betriebe legt aufgrund einer seit Jahrzehn-
ten interkulturell zusammengesetzten Belegschaft gro-
ßen Wert darauf, diese kulturelle Vielfalt unter den Aus-
zubildenden und den Beschäftigten zu erhalten und zu 
fördern („Managing Diversity“). Dieses Prinzip ist in die-
sen Betrieben ein wichtiger Bestandteil der Unterneh-
mensphilosophie, es zu praktizieren gehört zu den Auf-
gaben von Führungskräften und es stellt einen Verhal-
tenskodex auch für die Beschäftigten dar.  Die Anerken-
nung und Förderung kultureller Vielfalt beinhaltet die 
wechselseitige Achtung unterschiedlicher Kulturen im 
betrieblichen Alltag. In den einzelnen Betrieben hat die 
praktische Umsetzung und Handhabung der Anerken-
nung und Förderung von Vielfalt einen unterschiedli-
chen Stellenwert. Das hat auch Konsequenten für die 
Rekrutierung von Auszubildenden mit Migrationshin-
tergrund. Dort, wo das „Managing Diversity“ am stärks-
ten ausgeprägt ist, ist auch der Anteil von Auszubilden-
den aus Zuwanderungsfamilien am höchsten.

Zitat
 „Und vielleicht noch mehr verschiedene Kulturen. Also 

nicht nur unbedingt immer nur Türken und Griechen 

und Russen. (…) Ich mein, vielleicht wäre es besser, 

wenn noch mehr verschiedene (Kulturen) da wären. 

Also vielleicht noch ein Italiener oder sonst noch ir-

gendwer. Spanier oder so. Aber sieht man halt kaum.“ 

Mädchen mit türkischer Herkunftskultur

Die Rekrutierung und Ausbildung von Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund ist einmal eine wichtige Voraus-
setzung dafür, dass Betriebe die Ressource „interkultu-
relle Kompetenz“ nutzen können, um für die Bewälti-
gung von Zukunftsaufgaben gut vorbereitet zu sein. 

Darüber hinaus wirkt sich eine interkulturelle Zusam-
mensetzung von Ausbildungsgruppen auch positiv auf 
die allgemeine Zufriedenheit der Azubis mit ihrer Aus-
bildung aus und stellt aus der Sicht der Jugendlichen eine 
Rahmenbedingung dafür dar, dass sich die Ausbildung 
für sie interessanter gestaltet. Auf dieser Grundlage kann 
sich ein günstiges Arbeitsklima entwickeln, das fachliche 
und soziale Lernprozesse fördert und Ausbildungserfolge 
unterstützt.

Die Zufriedenheit mit der Ausbildungssituation hängt 
von vielfältigen Faktoren ab. Dazu gehört insbesondere, 
ob der aktuelle Ausbildungsberuf dem eigentlichen 
Wunschberuf entspricht oder nicht. Darüber hinaus be-
einflusst die jeweilige Gruppenzusammensetzung das 
individuelle Wohlbefinden der Auszubildenden. Die Be-
fragungsergebnisse belegen, dass der kulturellen Vielfalt 
innerhalb einer Lerngruppe ein wichtiger Stellenwert zu-
kommt. Jugendliche, die ihren beruflichen Alltag ge-
meinsam mit Jugendlichen aus anderen Herkunfts
kulturen verbringen, sind öfter zufrieden mit ihrer Aus-
bildungssituation als diejenigen, die ausschließlich mit 
Kolleginnen und Kollegen der gleichen Herkunftskultur 
zusammen sind. Dies gilt sowohl für west- und ostdeut-
sche Jugendliche als auch für Jugendliche mit Migra
tionshintergrund. Auszubildende aus interkulturell zu-
sammengesetzten Lerngruppen sind mit ihrer Ausbil-
dungssituation zufriedener, weil sie das Zusammensein 
und die Zusammenarbeit mit Kolleginnen und Kollegen 
anderer Herkunftskulturen interessanter finden als eine 
Ausbildung lediglich mit eigenen Landsleuten.

Eine gute Wahrnehmung der Erfahrungen im Betrieb 
und während der Ausbildungszeit ist eng gekoppelt an 
eine interkulturell geprägte Struktur der Lern- und Ar-
beitsgruppe. Diese begünstigt eine sehr positive Einstel-
lung und Haltung der Jugendlichen. Die Mehrheit von 
ihnen (83%) bevorzugt eine Ausbildung in interkultu-
reller Zusammensetzung, indem sie dem Statement „Ich 

möchte eigentlich nur mit Jugendlichen meiner eigenen 
Herkunftskultur ausgebildet werden“ nicht zustimmt 
(vgl. Abb. 11). In dieser Hinsicht unterscheiden sich die 
Auszubildenden in interkulturell zusammen gesetzten 
Lerngruppen deutlich von jenen, die eine ausschließlich 
eigenkulturell geprägte Gruppensituation vorfinden. 
Letztere würden mit 67 Prozent zwar auch eine interkul-
turell gemischte Ausbildungsgruppe gegenüber ihrer tat-
sächlichen Situation vorziehen, aber dieser Wunsch ist 
weit weniger stark ausgeprägt, weil ihnen der konkrete 
Erfahrungshintergrund von alltäglich gelebter Interkul-
turalität während der Ausbildung fehlt.
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Gruppenzusammensetzungen, die 
eine alltägliche Nähe und einen re-
gelmäßigen betrieblichen Umgang 
unter Auszubildenden verschiede-
ner Herkunftskulturen ermöglichen, 
steigern die Wahrscheinlichkeit, dass 
sich die Auszubildenden interkultu-
rell (sehr) gut verstehen. Das selbst-
verständliche gemeinsame Lernen 
und Arbeiten erhöht nicht nur das 
wechselseitige Vertrauen, sondern 
stabilisiert und verbessert die Ent-
wicklung guter interethnischer Be-
ziehungen sowohl am Arbeitsplatz, 
als auch darüber hinaus.

Wenngleich auch die gemeinsame 
Ausbildung von Jugendlichen unter-
schiedlicher Herkunftskulturen die 
Ausbildungssituation und das ge-
meinsame Lernen günstig beein-
flusst, so zeigt sich aber auch, dass 
dieser Effekt an eine weitere Bedin-
gung geknüpft ist. Es geht nicht al-
lein darum, sowohl Jugendliche mit 
als auch ohne Migrationshintergrund 
in Lerngruppen zusammenzuführen. 
Vielmehr kommt es zusätzlich dar-
auf an, eine breite kulturelle Vielfalt 
bei der Gruppenzusammensetzung 
zu erreichen. 

Zitat
„Man müsste (…) also jedes gleich verteilen zum Beispiel. Nicht türkische 

Azubis in einer Werkstatt, dass das zu viele sind. Sondern sie gleichmäßig 

verteilen. Sonst bilden sich dann Gruppen, türkische, und das wäre halt nicht 

so (gut). Besser wäre es, ein paar von denen, von denen. Von jedem ein 

bisschen auf die ganze Werkstatt verteilen. Das wäre dann gut.“

Junge mit russischer Herkunftskultur

Fazit 2: 
Interkulturell zusammengesetzte Lerngruppen bieten den 
Betrieben Vorteile:
•	 In interkulturellen Gruppen ist die Zufriedenheit der 

Auszubildenden mit ihrer Ausbildungssituation höher 
als in eigenkulturellen Gruppen.

•	 Die Mehrheit der Auszubildenden möchte in interkul-
turellen Gruppen ausgebildet werden. Dies fördert die 
interkulturelle Kompetenz und trägt zur Bewältigung 
betrieblicher Zukunftsaufgaben bei.

•	 Die Zustimmung zu und der Wunsch nach einer in-
terkulturell zusammengesetzten Ausbildungsgruppe 
nimmt zu, wenn die Auszubildende selbst in interkul-
turellen Gruppen ausgebildet werden und regelmäßig 
Kontakte zu Kolleginnen und Kollegen anderer Her-
kunftskulturen haben.

Empfohlen wird deshalb,
•	 dass insbesondere Betriebe verstärkt Jugendliche mit 

Migrationshintergrund für eine Ausbildung rekrutie-
ren, bei denen der Anteil dieser Jugendlichen noch re-
lativ gering ist;

•	 dass bei der Zusammenstellung von Ausbildungsgrup-
pen auf eine breite kulturelle Vielfalt der Auszubilden-
den geachtet wird.

Kenntnisse über kulturelle Bräuche und Gepflogen­
heiten: Verbessern den interkulturellen Alltag wäh­
rend der Ausbildung. 
Ein guter Zusammenhalt unter Auszubildenden unter-
schiedlicher Herkunft, ihre Zufriedenheit mit und ihr 
Interesse an einer Ausbildung in interkulturell zusam-
mengesetzten Lerngruppen sind verknüpft mit Erwar-
tungen der Auszubildenden mit Migrationshintergrund 
an die Informiertheit und Kenntnisse deutscher Kolle-
ginnen und Kollegen über Bräuche und Gepflogenhei-
ten von Jugendlichen anderer Herkunftskultur und die 
Anpassungsfähigkeit von Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund an „deutsche Gepflogenheiten“.

Die interkulturelle Zusammenarbeit und das wechselsei-
tige Verständnis verbessern sich, wenn den Auszubilden-
den während ihrer gemeinsamen Ausbildungszeit Gele-
genheit haben, sich über diese Erwartungen offen mit-
einander auszutauschen, sich über unterschiedliche Bräu-
che und Gepflogenheiten zu informieren und unter-
schiedliche Standpunkte, Ansichten und Meinungen 
kollegial zu verhandeln. Dies trägt nicht nur allgemein 
zum Kompetenzerwerb bei der Lösung von Konflikten 
bei, sondern ist auch geeignet, bestehende kulturspezifi-
sche Gewohnheiten und Verhaltensweisen besser ein-
schätzen, verstehen und anerkennen zu können.

Auszubildende mit Migrationshintergrund sehen einen 
Nachholbedarf bei den deutschen Mit-Auszubildenden, 
was deren Kenntnisse von Bräuchen und Gepflogenhei-
ten der Auszubildenden aus anderen Herkunftsländern 
betrifft. Mehr als zwei Drittel  von ihnen vertreten die-
se Meinung. Mit dieser Erwartung stehen sie aber nicht 
allein da; ihr schließen sich jeweils gut die Hälfte sowohl 
der west- als auch der ostdeutschen Auszubildenden an.

Erwartungen an das Verhalten der Kolleg/inn/en aus 
anderen Herkunftskulturen haben auch die deutschen 
Auszubildenden. Jeweils drei Viertel der west- und der 
ostdeutschen Befragten vertreten die Meinung, dass sich 
Auszubildende mit Migrationshintergrund deutschen 
Gepflogenheiten anpassen sollten. Auch fast die Hälfte 
der Befragten aus Zuwanderungsfamilien teilt diese An-
sicht sollten (vgl. Abb. 12).

Die Untersuchungsergebnisse zeigen zum einen, dass die 
Erwartungen der deutschen Azubis an ihre Mit-Azubis 
aus anderen Herkunftskulturen tendenziell höher sind 
als umgekehrt. Zum anderen wird deutlich, dass es trotz 
insgesamt guter interkultureller Beziehungen unter den 
Auszubildenden einen Handlungsbedarf gibt, das wech-
selseitige Verständnis für- und untereinander zu erhöhen.

Fazit 3: 
Für die Verbesserung des interkulturellen Verständnisses 
im Betrieb ist es wichtig,
•	 dass deutsche Auszubildende über die Sitten und Ge-

bräuche ihrer Kolleginnen und Kollegen aus anderen 
Herkunftsländern mehr Informationen erhalten,

•	 dass sich Auszubildende mit Migrationshintergrund 
gemeinsam mit ihren deutschen Kolleginnen und Kol-
legen über wechselseitige kulturelle Erwartungen aus-
tauschen.

Empfohlen wird,
•	 dass Betriebe, die bereits entsprechende Maßnahmen 

praktizieren, diese auch künftig fortsetzen und gege-
benenfalls erweitern,

•	 dass Betriebe ohne solche Maßnahmen ihren Azubis 
Gelegenheiten eröffnen, sich auch während des Aus-
bildungsverlaufs über kulturspezifische Gepflogenhei-
ten auszutauschen und über bestehende Erwartungen 
miteinander zu sprechen.
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Abb. 12:
Erwartungen an die Anpassung 
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Zitat
 „Also allgemein: Ich habe halt so lange keine Probleme wegen anderer Per-

sonen aus anderer Herkunft, wenn sie halt sich ein bisschen anpassen. Also, 

ich als Türke passe mich ja auch hier an, obwohl ja meine Kultur vielleicht 

ganz anders ist. Aber es soll halt einer keinen Stuss sagen und sagen: ‚hey, 

bei mir ist jetzt gerade ein Turban zu wickeln und dann noch ein Bart wach-

sen zu lassen’. So halbwegs angepasst. Da ist es egal, wo man herkommt.“ 

Junge mit türkischer Herkunftskultur



54 55

Deutsch als Gruppensprache:  
Erhöht die Sprachkompetenz 
und vermeidet Missverständnisse 
unter Auszubildenden
Die interkulturelle Zusammenset-
zung der Ausbildungsgruppen beein-
flusst die Zusammenarbeit der Aus-
zubildenden. Zum einen betrifft dies 
die gegenseitige Rücksichtnahme auf 
andere kulturelle Bräuche und Ge-
pflogenheiten, zum anderen die 
sprachliche Vielfalt oder auch unter-
schiedlich ausgeprägte Sprachkom-
petenzen in der Gruppe. Daraus kön-
nen sich konflikthafte Situationen 
entwickeln. Dies betrifft insbesonde-
re Kommunikationsprobleme auf-
grund mangelhafter Sprachkenntnis-
se bzw. der Nutzung der Mutterspra-
che durch Auszubildende mit Mig-
rationshintergrund.

Schriftlich fixierte Regelungen zur 
Verkehrssprache im Unternehmen 
existieren in den untersuchten Be-
trieben nicht. Sie werden von den 
Beteiligten häufig abgelehnt, da sie 
nicht erforderlich und ihre Einhal-
tung schwer kontrollierbar seien. In 
allen vier Betrieben wird zu Beginn 
der Ausbildung darauf hingewiesen, 
dass im Unterricht ausschließlich 

Deutsch zu sprechen ist. In den Un-
terrichtszeiten achten die Ausbilder 
auf die Einhaltung dieser Vorgabe. 
Für die Pausen besteht eine solche 
Regelung nicht. Es wird jedoch 
erwartet, dass die Auszubildenden 
sprachlich korrekt miteinander um-
gehen und es nicht zu Missverständ-
nissen kommt, weil sie sich in einer 
anderen als der deutschen Sprache 
verständigen.

Die Herkunftskultur als solche stellt 
keinen Grund für Unstimmigkeiten 
in den Ausbildungsgruppen dar, wird 
doch das gemeinsame Lernen in in-
terkulturellen Gruppen überwiegend 
positiv erlebt. Auch die Deutsch-
kenntnisse der Auszubildenden mit 
Migrationshintergrund genügen den 
Anforderungen der Ausbildung in 
der Regel. Hieraus entstehen kaum 
Missverständnisse - weder zwischen 
den Auszubildenden noch mit den 
Ausbildern. Als störend und unan-
genehm wird es jedoch empfunden, 
wenn sich Auszubildende mit Migra
tionshintergrund im Ausbildungsall
tag in ihrer Herkunftssprache unter-
halten. Nicht selten ergeben sich hie-
raus Missverständnisse und Gefühle 
des Ausgegrenzt Seins (vgl. Abb. 13). 

Jede/n zweite/n Auszubildende/n 
stört es, wenn sie/er Gespräche nicht 
versteht und sich an ihnen nicht be-
teiligen kann. Etwa zwei Drittel der 
ost- wie auch westdeutschen Jugend-
lichen empfinden es als irritierend 
und unangenehmen, wenn sich Aus-
zubildende in ihrer nichtdeutschen 
Muttersprache unterhalten. Aber 
auch Auszubildende mit Migrations-
hintergrund nehmen dies als unan-
genehm wahr und sprechen sich da-
für aus, dass in solchen Situationen 
prinzipiell deutsch gesprochen wird.

Die Jugendlichen lehnen den Ge-
brauch der (anderen) Herkunftsspra-
che vor allem dann ab, wenn sie sich 
dadurch ausgegrenzt fühlen, weil sie 
vermuten, dass über sie schlecht, ab-
fällig und abwertend geredet wird 
oder andere sich über sie lustig ma-
chen. Unterhaltungen in der gemein-
samen Muttersprache treten vor al-
lem dann auf, wenn sich Auszubil-
dende gleicher Herkunftskultur in 
Untergruppen von den anderen ab-
sondern, wobei billigend in Kauf ge-
nommen wird, dass man von den 
Kolleg/inn/en nicht verstanden wird 
und dass diese durch dieses Verhal-
ten verunsichert werden.

Durch solche Separierungstenden-
zen kann das Lernklima in einer Aus-
bildungsgruppe nachhaltig beein-
trächtigt werden, insbesondere wenn 
damit Machtkämpfe um eine domi-
nante Stellung innerhalb der Grup-
pe einhergehen. Unabhängig von 
Ausgrenzungs- und Abwertungsge-
fühlen, hinterlassen sprachlich un-
klare Situationen bei jenen Auszubil-
denden, die eine Unterhaltung nicht 
verstehen und nicht an den Gesprä-
chen teilnehmen können, häufig ein 
Unbehagen. Keine Probleme erge-
ben sich demgegenüber, wenn die 
nichtdeutsche Herkunftssprache ver-
wendet wird, um die Ausbildungs-
anforderungen bewältigen zu kön-
nen, z.B. indem die Lösung von fach-
lichen Aufgaben durch mutter-
sprachliche Hilfestellungen unter-
stützt wird.

Fazit 4: 
Die Vielsprachigkeit stellt eine Herausforderung dar:
•	 Eine besondere Situation bei der Zusammenarbeit in 

interkulturell zusammengesetzten Azubi-Gruppen 
zeigt sich im sprachlichen Bereich. Dabei geht es we-
niger um die Verbesserung deutscher Sprachkennt
nisse von Jugendlichen mit Migrationshintergrund als 
vielmehr um die Beseitigung von Irritationen und 
Problemen, die entstehen, wenn im Ausbildungsalltag 
in der nichtdeutschen Herkunftssprache miteinander 
gesprochen wird. 

•	 Da die Ausbilder während des Unterrichts darauf ach-
ten, dass alle Deutsch sprechen, tritt die Problematik 
des Gebrauchs der eigenen Herkunftssprache in der 
Regel während der Pausen auf. 

•	 Ein großer Teil der Auszubildenden, auch der Aus
zubildenden mit Migrationshintergrund, begrüßt eine 
verbindliche und für alle geltende Sprachregelung am 
Arbeitsplatz. 

Empfohlen wird deshalb:
•	 eine bevorzugte Nutzung der deutschen Sprache, um 

Ausgrenzungen bzw. Erfahrungen des Ausgegrenzt 
Seins zu vermeiden, 

•	 die Zusammensetzung von Ausbildungsgruppen so zu 
gestalten, dass „Grüppchenbildungen“ durch Azubis 
einer nichtdeutschen Herkunftssprache vermieden wer-
den können, 

•	 Eine Kultur der Offenheit gegenüber anderen Spra-
chen zu entwickeln.

20

Azubis in nichtdeutscher Herkunftssprache sprechen
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Quelle: 
Befragung „Jugendliche im Betrieb 2004“ DJI-Xenos-Projekt
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eigene Herkunftskultur durch Mit-Azubis nicht akzeptiert wurde
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Abb. 13:
Auseinandersetzung im interkulturellen Kontext

20 30 40 50 60 70 80 90

32

8

häufig

manchmal

„Es kam zu Unstimmigkeiten mit dem Ausbilder  
oder anderen Azubis weil ...“

*

eigene Herkunftskultur von Ausbilder nicht akzeptiert wurde

6

*

eigene Sprachkenntnisse mangelhaft sind

6

* die nicht angegebenen Prozentzahlen 
liegen zwischen 1,5 und 2,5 %

Zitate
„Ich mein, wenn dann auf einmal zwei Russen da sind und 

ich dabei und die auf einmal russisch reden, dann finde 

ich das auch Scheiße. Weil ich verstehe nicht, ob die über 

mich reden oder was die überhaupt meinen. Ich mein, dann 

steht man halt alleine da. Dann sage ich dann auch meis-

tens, redet mal deutsch, dass ich auch verstehe. ... Ich mei-

ne, ich weiß es von mir, weil ich Türkin bin. Es ist bei jeder 

Nationalität so, man merkt das eigentlich gar nicht, dass 

man in seiner Heimatsprache spricht. Man spricht das ein-

fach so.“ 

Mädchen mit türkischer Herkunftskultur

„Im letzten Lehrjahr haben sie viele Russen eingestellt. 

Und dadurch kam das eben zu Stande, dass die sich rich-

tig isoliert an einen Tisch setzen und dann natürlich die 

zwei Russen aus unserem Lehrjahr sich auch an diesen 

Tisch setzen. Und dann aber wirklich auch nur russisch 

gesprochen wird. … Nun gibt es so Situationen oder so, 

wo die dann so lachen, sich umdrehen, irgendwas auf 

Russisch da reden und man weiß nicht, was los ist, ne.“ 

Junge mit deutscher Herkunftskultur
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Die gesellschaftliche Realität der Bundesrepublik Deutschland ist seit mehr als 40 Jahren durch das Zusammenleben 

von einheimischen und zugewanderten Menschen gekennzeichnet. Anfangs verstand man unter Integration ausschließ-

lich eine Leistung, die von Migrantinnen und Migranten erwartet wurde. Sie sollten sich an die Lebensgewohnheiten 

in Deutschland anpassen. Inzwischen wissen wir, dass Integration ein wechselseitiger Prozess ist, an dem Zugewan-

derte und Einheimische gleichermaßen beteiligt sind. Ein erfolgreicher Verlauf dieses Prozesses setzt voraus, dass 

Personen, Organisationen, Verwaltungen und Betriebe im Umgang miteinander Erfahrungen erwerben und sich Kom

petenzen – interkulturelle Kompetenzen – aneignen. 

Interkulturelle Kompetenz ist heute eine Schlüsselqualifikation, von der der Erfolg und die Produktivität einer multi-

kulturellen Gesellschaft wesentlich beeinflusst werden. Ein Teil der Betriebe hat deshalb damit begonnen, auf diese 

Herausforderungen zu reagieren. Mithilfe des Konzepts Managing Diversity wird eine Personalmanagement- und 

-führungsstrategie praktiziert, die den Zusammenhalt und die reibungslose Zusammenarbeit von interkulturell zusam-

mengesetzten Belegschaften sichern soll. Dies trägt nicht nur zu einem Betriebsklima bei, das auf wechselseitiger 

kultureller Anerkennung und Respekt beruht, sondern dient zugleich der Umsetzung betriebswirtschaftlicher Ziele wie 

Effizienzsteigerung und Optimierung der unternehmerischen Marktstellung im weltweiten Wettbewerb.

Die Ergebnisse des XENOS-Projekts geben vor diesem Hintergrund wichtige Einblicke. Sie zeigen, dass die Ressour-

ce Interkulturelle Kompetenz unter den jungen Nachwuchskräften vielfach vorhanden ist und die meisten Auszubil-

denden einer interkulturellen Zusammenarbeit sehr aufgeschlossen gegenüber stehen. Die Jugendlichen gehören zu 

einer Generation, die ein gemeinsames Aufwachsen in kultureller Vielfalt von Kindheit an als etwas Selbstverständ

liches erlebt. Interkulturelles Zusammensein ist für sie aus dem normalen Leben nicht mehr wegzudenken und wird 

als wünschenswert wahrgenommen. Dies belegen auch die vielfältigen inter-ethnischen Freizeitkontakte, die die Aus-

zubildenden sowohl mit ihren Kolleginnen und Kollegen als auch mit außerbetrieblichen Freundinnen und Freunden 

pflegen. Zudem ist ihre Zufriedenheit mit der Ausbildungssituation deutlich höher, wenn sie in interkulturell zusam-

mengesetzten Lerngruppen ausgebildet werden. Interkulturalität fördert dementsprechend nicht nur ihr Wohlbefin-

den im Betrieb, sondern auch ihre Lernmotivation und damit einen erfolgreichen Verlauf ihrer Ausbildung.

Trotz meist guter interkultureller Beziehungen unter den Auszubildenden kommt es auch zu Unstimmigkeiten und Kon-

flikten. Dabei ist zu berücksichtigen, dass nicht jeder Konflikt unter Auszubildenden unterschiedlicher Herkunft ein 

kultureller Konflikt ist. Wenn sich Auszubildende zum Beispiel durch undisziplinierte Kolleginnen und Kollegen gestört 

fühlen, hat dies noch nichts mit der Herkunftskultur zu tun. Anders verhält es sich, wenn es z.B. durch den Gebrauch 

der Muttersprache, die andere nicht verstehen, zu Irritationen und Ausgrenzungen kommt. Dass es praktikable Lösun-

gen für auftretende Probleme oder Konflikte sowie Möglichkeiten der Förderung interkultureller Beziehungen im 

Betrieb gibt, belegen die oben dargestellten präventiven und intervenierenden Maßnahmen.

für kulturelle Vielfalt im Betrieb
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Thomas Gericke, Tilly Lex,
Günther Schaub,
Maria Schreiber-Kittl,
Haike Schröpfer (Hrsg.)

Jugendliche fördern 
und fordern

Strategien und Methoden einer 
aktivierenden Jugendsozialarbeit

Übergänge in Arbeit, Band 1
Verlag Deutsches Jugendinstitut 2006
ISBN 3-87966-404-8
EUR 14,50

Maria Schreiber-Kittl, 
Haike Schröpfer

Abgeschrieben?

Ergebnisse einer empirischen Unter-
suchung über Schulverweigerer

Übergänge in Arbeit, Band 2
Verlag Deutsches Jugendinstitut 2006

ISBN 3-87966-405-6
EUR 9,80

Thomas Gericke

Duale Ausbildung 
für Benachteiligte 

Eine Untersuchung zur Kooperation von
Jugendsozialarbeit und Betrieben 

Übergänge in Arbeit, Band 3 
Verlag Deutsches Jugendinstitut 2006
ISBN 3-87966-407-2 
EUR 8,90

Ulrike Richter (Hrsg.)

Jugendsozialarbeit im 
Gender Mainstream

Gute Beispiele aus der Praxis

Übergänge in Arbeit, Band 4 
Verlag Deutsches Jugendinstitut 2007
ISBN 3-87966-408-0
EUR 9,90

Tilly Lex, Günther Schaub

Arbeiten und Lernen im 
Jugendhilfebetrieb

Zwischen Arbeitsförderung
und Marktorientierung

Übergänge in Arbeit, Band 5
Verlag Deutsches Jugendinstitut
2006
ISBN 3-87966-409-9
EUR 9,90

Heike Förster, Ralf Kuhnke, 
Jan Skrobanek 

Am Individuum ansetzen

Strategien und Effekte der 
beruflichen Förderung von 
benachteiligten Jugendlichen

Übergänge in Arbeit, Band 6
Verlag Deutsches Jugendinstitut 2006
ISBN 978-3-87966-412-2
EUR 13,80

Reihe „Übergänge in Arbeit“ im DJI Verlag Deutsches Jugendinstitut
Bezug über den Buchhandel, es gelten die Bezugsbedingungen von VS Verlag für Sozialwissenschaften,
Wiesbaden (vormals Leske + Budrich, Opladen)
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Übergangsmanagement 1

Deutsches
Jugendinstitut

Schaffung einer DatenbaSiS
zum ÜbergangSgeSchehen

 ralf Kuhnke / birgit reißig (hrsg.)

Regionales Übergangsmanagement 
Schule – Berufsausbildung

Lokale berufsbildungsberichte

Schülerbefragungen

anmeldesysteme als Datenquelle 
zum Übergangsgeschehen

Dokumentationssysteme 
zum fallmanagement

1

Regionales 
Übergangsmanagement 2

Deutsches
Jugendinstitut

SchuliSche Situation und 
SchuliSche Förderung

 nora gaupp / tilly lex / Birgit reißig

Hauptschüler/innen an der 
Schwelle zur Berufsausbildung:

Zusammensetzung 
der Schülerschaft

Schulzufriedenheit und  
Schulerfahrungen

engagement und rückzug

Schulische unterstützung

regionales  
Übergangsmanagement

Ralf Kuhnke, Birgit Reißig, (Hrsg.):

Regionales Übergangsmanagement Schule -  
Berufsausbildung. Schaffung einer  
Datenbasis zum Übergangsgeschehen.

Regionales Übergangsmanagement 1
München / Halle: 
Deutsches Jugendinstitut 2010, 50 S.

Nora Gaupp, Tilly Lex, Birgit Reißig

Hauptschüler/innen an der Schwelle zur  
Berufsausbildung: Schulische Situation und  
schulische Förderung.

Regionales Übergangsmanagement 2 
München / Halle: 
Deutsches Jugendinstitut 2010, 34 S.

Die folgenden Broschüren der Reihe „Regionales Übergangsmanagement“können  
kostenlos beim Deutschen Jugendinstitut angefordert werden: Maerz@dji.de
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und erfolgsfaktoren
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schulentwicklung

elternbeteiligung

Öffnung von betrieben 
und Verwaltungen

Frank Braun, Birgit Reißig (Hrsg.):

Regionales Übergangsmanagement  
Schule - Berufsausbildung. Handlungsfelder 
und Erfolgsfaktoren.

Regionales Übergangsmanagement 3 
München / Halle: 
Deutsches Jugendinstitut 2011, 81 S. 

ISBN: 978-3-86379-010-3

Birgit Reißig, Elke Schreiber (Hrsg.): 

Jugendliche mit Migrationshintergrund im 
Übergang Schule - Berufsausbildung:  
Arbeitshilfen für das regionale Übergangs-
management. 

Regionales Übergangsmanagement 4 
München / Halle: 
Deutsches Jugendinstitut 2011, 64 S. 

ISBN: 978-3-86379-011-0
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Birgit Reißig, Hardy Adamczyk

Übergangsmanagement:
Jugendliche von der Schule 
ins Arbeitsleben lotsen

Ein Handbuch aus dem Modell-
programm »Kompetenzagenturen«

Übergänge in Arbeit, Band 7
Verlag Deutsches Jugendinstitut 2006
ISBN 978-3-87966-413-9
EUR 9,80

 Irene Hofmann-Lun,
Andrea Michel, Ulrike Richter,
Elke Schreiber

Schulabbrüche und 
Ausbildungslosigkeit

Strategien und Methoden
zur Prävention

Übergänge in Arbeit, Band 8
Verlag Deutsches Jugendinstitut 2007
ISBN 978-3-8966-414-6
EUR 13,80

Birgit Reißig, Nora Gaupp,
Tilly Lex

Hauptschüler auf dem
Weg von der Schule in 
die Arbeitswelt. 

Übergänge in Arbeit, Band 9
Verlag Deutsches Jugendinstitut 2008

ISBN 978-3-87966-415-3
EUR 13,80

Reihe „Übergänge in Arbeit“ im DJI Verlag Deutsches Jugendinstitut
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